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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes

1. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Zu welchem Thema hielt der Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Medien 
Dr. Wolfram Weimer am 4. Dezember 2025 wäh-
rend der Plenardebatte einen „Sachvortrag“ im 
Ältestenrat des Deutschen Bundestages (vgl. 
www.bundestag.de/mediathek/video?videoid=764
5881), der ihm die Teilnahme an der Debatte im 
Plenum des Deutschen Bundestages zum Antrag 
der Fraktion der AfD „Entlassung des Staatsmi-
nisters für Kultur und Medien“ auf Bundestags-
drucksache 21/3036 unmöglich machte, und wie 
häufig nahm er in dieser Legislaturperiode bereits 
an den Sitzungen des Ältestenrates teil?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 10. Dezember 2025

Für die Sitzungen des Ältestenrates gilt gemäß § 6 der Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages der Grundsatz der Vertraulichkeit.

2. Abgeordneter
Jörg Cezanne
(Die Linke)

Auf welcher Berechnungsgrundlage und bezogen 
auf welchen Zeitraum traf der Bundeskanzler 
Friedrich Merz in der Generaldebatte im Deut-
schen Bundestag zu den Energiepreissteigerungen 
am 26. November 2025 seine Äußerung, dass in 
Vorauszahlungsbescheiden für private Haushalte 
und für Unternehmen jetzt im Durchschnitt ein 
Minus von 9 Prozent bei Strom- und Energiekos-
ten beobachtet werden kann?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 9. Dezember 2025

Die Aussage des Bundeskanzlers bezog sich auf eine Auswertung eines 
öffentlich zugänglichen Vergleichsportals im Internet, wonach zum be-
vorstehenden Jahreswechsel die regionalen Grundversorger Preissen-
kungen von durchschnittlich 8,9 Prozent angekündigt haben.
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3. Abgeordneter
Tobias Ebenberger
(AfD)

Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregierung 
aus der Teilnahme einer hochrangigen Mitarbeite-
rin des US-Unternehmens Palantir am „EU AI 
Champions Initiative“-Roundtable im Rahmen 
des deutsch-französischen Digitalgipfel am 
18. November 2025 in Berlin, vor dem Hinter-
grund des von der Bundesregierung angestrebten 
Ziels der digitalen Souveränität Europas (https://n
etzpolitik.org/2025/lobbyismus-palantir-mitarbeit
erin-sass-beim-souveraenitaetsgipfel-mit-macron-
und-merz-am-tisch/#netzpolitik-pw)?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 9. Dezember 2025

Bei der angesprochenen Veranstaltung handelte es sich um ein Side 
Event, das am Rande des Gipfels zur Europäischen Digitalen Souveräni-
tät am 18. November 2025 eigenständig und eigenverantwortlich von 
der Initiative EU AI Champions organisiert wurde. Die Auswahl der 
Teilnehmer oblag der Initiative EU AI Champions.

4. Abgeordneter
Leif-Erik Holm
(AfD)

Haben die Bundesregierung und die ihr unterste-
henden Bundesbehörden in den Jahren 2024 und 
2025 Werbeanzeigen bei Medien geschaltet, die 
zur WEIMER MEDIA GROUP GmbH gehören, 
und wenn ja, in welcher Höhe (https://weimermed
ia.de/)?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 11. Dezember 2025

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie hat Anzeigen bei 
Medien der WEIMER MEDIA GROUP GmbH in Höhe von 
47.338 Euro (brutto) geschaltet, das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales in Höhe von 25.532,99 Euro (brutto). Diese Auflistung bezieht 
sich auf unmittelbare Buchungen von Werbeanzeigen in den Medien der 
WEIMER MEDIA GROUP GmbH.

5. Abgeordneter
Sergej Minich
(AfD)

Hat der Beauftragte der Bundesregierung für Kul-
tur und Medien Dr. Wolfram Weimer – sei es for-
mell oder informell, in schriftlicher oder mündli-
cher Form – persönlich bei einem oder mehreren 
Bundesministern für eine Teilnahme am Ludwig-
Erhard-Gipfel geworben, und falls ja, aus welchen 
Gründen?
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Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 9. Dezember 2025

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche 
Frage 4 des Abgeordneten Sven Lehmann auf Bundestagsdrucksache 
21/2979 verwiesen.

6. Abgeordneter
Sebastian 
Münzenmaier
(AfD)

Wie hoch waren die Ausgaben der Bundesregie-
rung für Werbe- bzw. Kommunikationsagenturen 
(inklusive Fotoagenturen, Videoagenturen und 
Publikationsgestaltungsagenturen) vom 1. Mai bis 
zum 28. November 2025, und wie viele Finanz-
mittel haben die Bundesministerien, das Bundes-
kanzleramt, der Beauftragte der Bundesregierung 
für Kultur und Medien sowie das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung im erfrag-
ten Zeitraum für Werbe- und Kommunikations-
agenturen (inklusive Fotoagenturen, Videoagentu-
ren und Publikationsgestaltungsagenturen) ver-
ausgabt (bitte nach den einzelnen Bundesministe-
rien, dem Bundeskanzleramt, dem Beauftragten 
der Bundesregierung für Kultur und Medien so-
wie dem Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung aufschlüsseln und die Gesamtsum-
me angeben)?

Antwort des Staatssekretärs Stefan Kornelius 
vom 12. Dezember 2025

Die Bundesregierung hat den verfassungsrechtlichen Auftrag, die Bürge-
rinnen und Bürger über die Tätigkeit, Vorhaben und Ziele der Bundes-
regierung zu informieren. Zur Kommunikation mit Bürgerinnen und 
Bürgern haben die Bundesministerien, das Bundeskanzleramt, der Be-
auftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien sowie das Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung vom 1. Mai bis zum 28. No-
vember 2025 Zahlungen in Höhe von 25.991.961,68 Euro (brutto) an 
Agenturen mit Schwerpunkt in der kommunikativen Begleitung von 
Öffentlichkeitsarbeit sowie an Fotoagenturen, Videoagenturen und Pu-
blikationsgestaltungsagenturen geleistet. Die dabei jeweils verausgabten 
Mittel können der nachfolgenden Aufzählung entnommen werden.
Zahlungen an Media- oder Veranstaltungsagenturen, an Internetdienst-
leister, Agenturen zur Personalgewinnung sowie aus dem nachgeordne-
ten Bereich sind dabei nicht berücksichtigt. In den aufgeführten Aus-
gaben können u. U. Fremdkosten (z. B. Schaltkosten, Raummieten, 
Technik und Produktionskosten) enthalten sein.
Bundesministerium der Finanzen (BMF): 432.749,58 Euro (Beitrag be-
rücksichtigt auch die Zahlungen im Bereich der Beauftragten der Bun-
desregierung für Ostdeutschland)
Bundesministerium des Innern (BMI): 109.895,12 Euro
Auswärtiges Amt (AA): 4.359.781,21 Euro
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE): 
1.053.880 Euro
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Bundesministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt 
(BMFTR): 4.510.583,41 Euro
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV): 
96.372,35 Euro
Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMBFSFJ): 1.584.808 Euro
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS): 5.017.314 Euro
Bundesministerium für Verkehr (BMV): 5.559.527,07 Euro (bis zum 
30. November)
Bundesministerium für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (BMUKN): 141.408,52 Euro
Bundesministerium für Gesundheit (BMG): 1.325.455,27 Euro
Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
(BMLEH): 764.443,08 Euro
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ): 52.797,15 Euro
Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB): 266.301,14 Euro
Die/Der Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien 
(BKM): 79.616,42 Euro
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (BPA): 
637.029,36 Euro

7. Abgeordneter
Dr.  Konstantin von 
Notz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In welcher Funktion nahm Laura Rudas am „EU 
AI Champions Initiative“-Roundtable im Rahmen 
des deutsch-französischen Digitalgipfels am 
18. November 2025 in Berlin mit Emmanuel 
Macron, Friedrich Merz, Dr. Karsten Wildberger 
u. a. teil, und ist der Bundesregierung bekannt, 
dass Laura Rudas bereits seit dem Jahr 2015 als 
Executive Vice President für das in der Öffent-
lichkeit durchaus umstrittene US-Unternehmen 
Palantir arbeitet und zentrale Ansprechpartnerin 
für europäische Regierungen ist?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 9. Dezember 2025

Laura Rudas nahm an der genannten Veranstaltung als Team-Mitglied 
der EU AI Champions Initiative teil, in deren Verantwortung die eigen-
ständige Organisation dieses „Roundtables der EU AI Champions Initia-
tive“ lag, eines vom Gipfel unabhängigen Side-Events.
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8. Abgeordneter
Dr.  Konstantin von 
Notz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ist es nach Ansicht der Bundesregierung mit dem 
Ziel des als „Europäischer Gipfel für digitale Sou-
veränität“ betitelten Treffens vereinbar, wenn Per-
sonen, die für das in der Öffentlichkeit durchaus 
umstrittene US-Unternehmen Palantir arbeiten, 
das nach meiner Ansicht eine konkrete Gefahr für 
die digitale Souveränität Deutschlands und Euro-
pas darstellt, an sehr exponierter Stelle teilneh-
men?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 9. Dezember 2025

Bei der angesprochenen Veranstaltung handelte es sich um ein Side 
Event, das am Rande des Gipfels zur Europäischen Digitalen Souveräni-
tät am 18. November 2025 eigenständig und eigenverantwortlich von 
der Initiative EU AI Champions organisiert wurde.
Laut Organisatoren gehörte dazu auch Laura Rudas, die auf der Teilneh-
merliste einzig als Mitglied der EU AI Champions Initiative aufgeführt 
wird.
Am Gipfel zur digitalen Souveränität Europas selbst nahmen mehr als 
1.000 Politikerinnen und Politiker, führende Wirtschaftsköpfe, Investo-
rinnen und Investoren, Forscherinnen und Forscher sowie Vertreterinnen 
und Vertreter der Zivilgesellschaft aus den 27 EU-Mitgliedstaaten und 
den europäischen Institutionen teil. Für die Bundesregierung ist nicht er-
sichtlich, dass die Teilnahme einer Einzelperson an einem Side Event 
des Gipfels die digitale Souveränität Deutschlands in irgendeiner Weise 
beeinflussen könnte.

9. Abgeordnete
Marlene 
Schönberger
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Beabsichtigt die Bundesregierung bzw. der Beauf-
tragte der Bundesregierung für Kultur und Medi-
en vor dem Hintergrund der öffentlich diskutier-
ten und nachträglich korrigierten journalistischen 
Qualitätsmängel sowie der Kritik einer bestehen-
den Israelfeindlichkeit im Zusammenhang mit 
einem Artikel der „Deutschen Welle“, Maßnah-
men zu ergreifen, um sicherzustellen, dass bei 
durch die Bundesregierung geförderten Medienor-
ganisationen wie der „Deutschen Welle“ journa-
listische Qualitätsstandards eingehalten und Mit-
arbeitende antisemitismuskritisch fortgebildet 
werden, und wenn ja, welche (www.welt.de/debat
te/plus691750b16faefd60ce762912/deutsche-well
e-wenn-faktenchecker-die-fakten-verzerre
n.html)?

Antwort des Staatsministers Dr. Wolfram Weimer 
vom 12. Dezember 2025

Die Kritik an dem „DW“-Beitrag zum Thema „Anti-palästinensischer 
Rassismus“ ist der Bundesregierung bekannt. Für einseitige, Antisemi-
tismus und Israelfeindlichkeit Vorschub leistende Äußerungen darf es 
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auch beim deutschen Auslandssender keinen Platz geben. Bereits Ende 
Juli 2025 hatte der Staatsminister Dr. Wolfram Weimer umgehend nach 
Bekanntwerden von Vorwürfen einseitiger israelkritischer Berichterstat-
tung die „Deutsche Welle“ zu einer Prüfung und Stellungnahme aufge-
fordert. Auch der aktuelle Vorfall wurde vom BKM im Rundfunkrat der 
„DW“ zum Thema gemacht. Die Gremien der „Deutschen Welle“ sind 
der richtige Ort, um die aktuellen Vorwürfe rasch aufzuarbeiten und auf 
Verbesserungen zu drängen. Denn im Rahmen der grundgesetzlich ge-
schützten Rundfunkfreiheit ist es Aufgabe der „DW“, ihre Mitarbeiten-
den und ihre Kooperationspartner – gerade auch in der Arabisch-Redak-
tion – sehr genau mit Blick auf klar definierte Grenzen der Berichterstat-
tung zu sensibilisieren und die Einhaltung geltender Standards konse-
quent sicherzustellen. Das Bundeskanzleramt wird die weiteren 
Maßnahmen der „Deutschen Welle“ aufmerksam weiterverfolgen und 
sich konsequent in diesem Sinne auch in die Gremienarbeit einbringen.

10. Abgeordneter
Mathias Weiser
(AfD)

In welchem Umfang sind beim Bau des Bundes-
kanzleramtes bereits Aufträge vergeben, und in 
welcher Höhe weichen die Auftragssummen von 
den Kostenschätzungen ab (bitte die Gesamtsum-
me der abweichenden Kosten/Aufträge sowie die 
13 am stärksten abweichenden Kosten/Aufträge 
angeben)?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 8. Dezember 2025

Für die Errichtung des Erweiterungsbaus wurden bis heute 46 Einzelauf-
träge mit einem Budget i. H. v. 485,8 Mio. Euro vergeben. Die Vergaben 
mit den 13 am stärksten abweichenden Kosten/Aufträgen sind der An-
lage zu entnehmen.1 Die Gesamtkosten des Vorhabens bewegen sich 
nach wie vor im Rahmen der ursprünglichen Prognose.

11. Abgeordneter
Mathias Weiser
(AfD)

Ist das Klimaschutzgesetz und das darin enthalte-
ne Ziel einer klimaneutralen Bundesverwaltung 
bis 2030 für die prognostizierten und tatsäch-
lichen Kostensteigerungen beim Bau des Bundes-
kanzleramtes verantwortlich, und wenn ja, in wel-
chem Umfang?

Antwort des Staatsministers Dr. Michael Meister 
vom 8. Dezember 2025

Dem Bundeskanzleramt liegen keine Erkenntnisse vor, welche Auswir-
kungen die Vorgaben des Klimaschutzgesetzes auf die Gesamtkosten des 
Erweiterungsbaus haben.

1 Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/3236 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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12. Abgeordnete
Tina Winklmann
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welcher Zeitplan ist für das Sportfördergesetz 
vorgesehen, und wann soll der Abschluss des 
Sportfördergesetzes nach Auffassung der Bundes-
regierung spätestens erfolgen?

Antwort der Staatsministerin Dr. Christiane Schenderlein 
vom 8. Dezember 2025

Das Sportfördergesetz wurde am 23. Oktober 2025 in die Ressortabstim-
mung sowie die parallele Länder- und Verbändebeteiligung gegeben. 
Die Frist für die Stellungnahme der Verbände hat die Bundesregierung 
auf vielfachen Wunsch auf den 10. Dezember 2025 verlängert. Die Bun-
desregierung avisiert derzeit einen Kabinettbeschluss für Januar 2026 
an, sodass das Gesetz bei Einhaltung der Regelfristen für Gesetz-
gebungsvorhaben im Juli 2026 beschlossen und verkündet werden könn-
te. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass die Dauer der Ressort-
abstimmung von unterschiedlichen Faktoren abhängt, die nicht aus-
schließlich in der Hand des Bundeskanzleramtes liegen.
Mit Inkrafttreten des Sportfördergesetzes gründet die Bundesregeirung 
die Spitzensport-Agentur. Sie soll spätestens Anfang 2027 ihre Arbeit 
aufnehmen. Das Ziel der Bundesregierung ist es, der Spitzensport-Agen-
tur die olympische Verbändeförderung Sommersport für den Förderzyk-
lus 2029 bis 2032 zur eigenständigen Wahrnehmung zu übertragen.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen

13. Abgeordnete
Doris Achelwilm
(Die Linke)

Inwiefern plant die Bundesregierung, der Emp-
fehlung des Internationalen Währungsfonds zu 
folgen und die Schuldenbremse zugunsten flexib-
lerer staatlicher Ausgaben auch jenseits des Ver-
teidigungsbereichs weiterzuentwickeln, und wel-
cher Zeitplan ist ggf. hierfür vorgesehen (vgl. 
www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/iwf-dringt-au
f-neue-rentenformel-fuer-deutschland-a-3796cbb
9-4cd9-41cb-9373-4acfc74e8ca7)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde 
vom 10. Dezember 2025

Mit den Grundgesetzänderungen im März 2025 wurde neben der Aus-
nahme von der Schuldenregel für Verteidigungsausgaben, Ausgaben für 
den Zivil- und Bevölkerungsschutz, für die Nachrichtendienste, für den 
Schutz der informationstechnischen Systeme sowie für die Hilfe völker-
rechtswidrig angegriffener Staaten, die insgesamt 1 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) übersteigen, den Ländern ein struktureller Neu-
verschuldungsspielraum von 0,35 Prozent des BIP ermöglicht sowie ein 
Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) in Höhe von 
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500 Mrd. Euro geschaffen, das nicht den Vorgaben der Schuldenregel 
unterliegt. Diese Änderungen der finanzverfassungsrechtlichen Rahmen-
bedingungen gehen damit bereits über den Verteidigungsbereich hinaus.
Die Bundesregierung hat im Juli 2025 die im Koalitionsvertrag für die 
21. Legislaturperiode vereinbarte Expertenkommission zur Modernisie-
rung der Schuldenregel eingesetzt. Die Expertenkommission wurde be-
auftragt, konkrete Regelungsvorschläge für Änderungen der Schuldenre-
gel zu entwickeln. Diese Änderungen sollen eine tragfähige Entwick-
lung der öffentlichen Finanzen stärken und dauerhaft zusätzliche Investi-
tionen in die Stärkung der deutschen Volkswirtschaft über die Laufzeit 
des SVIK hinaus ermöglichen. Die Expertenkommission wird ihren Ab-
schlussbericht im Laufe des ersten Quartals 2026 vorlegen.

14. Abgeordnete
Doris Achelwilm
(Die Linke)

Inwiefern plant die Bundesregierung, der Emp-
fehlung des Internationalen Währungsfonds, die 
Schlupflöcher bei der Erbschaftsteuer zu schlie-
ßen, nachzukommen, und welche Maßnahmen 
sind ggf. in welchem Zeitraum geplant (vgl. 
www.handelsblatt.com/politik/deutschland/konju
nktur-weltwaehrungsfonds-empfiehlt-deutschlan
d-ganz-andere-rentenreform/100175128.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi 
vom 10. Dezember 2025

Konkrete Maßnahmen im Sinne der Fragestellung sind aktuell nicht ge-
plant.

15. Abgeordneter
Christian Görke
(Die Linke)

Ist beim neuen Direktauszahlungsmechanismus 
des Bundesministeriums der Finanzen im Fall 
einer Auszahlung, die keinen Antrag voraussetzt 
(z. B. eine einheitliche Pro-Kopf-Auszahlung), 
aktuell technisch eine sofortige Auszahlung (also 
nicht nur innerhalb von zwei Monaten) möglich 
(www.bundesfinanzministerium.de/Monatsbericht
e/Ausgabe/2025/04/Inhalte/Kapitel-2b-Fokus/dire
ktauszahlungsmechanismus-fertiggestellt-pd
f.pdf), und bis wann wird der Mechanismus mit 
Steuer-ID und IBAN zu Einkommensdaten nutz-
bar sein, um auch die Auszahlung sozial gestaffel-
ter Entlastungen und Förderungen zu ermögli-
chen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi 
vom 11. Dezember 2025

Die Aussage hinsichtlich einer Bearbeitungsdauer von zwei Monaten im 
Monatsbericht des Bundesministeriums der Finanzen vom April 2025 
bezieht sich ausschließlich auf ein Mengengerüst von bis zu 85 Millio-
nen Leistungsanträgen. Technisch ist die Kontogutschrift der Direktaus-
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zahlung innerhalb kürzester Zeit realisierbar. Über die Bundeskasse sind 
bis zu 5 Millionen Auszahlungen pro Tag möglich.
Das Bundesministerium der Finanzen eruiert Möglichkeiten einer Wei-
terentwicklung des Direktauszahlungsmechanismus hin zu einkommens-
abhängigen Auszahlungen.

16. Abgeordneter
Julian Joswig
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In welchem Haushaltsjahr plant die Bundesregie-
rung, die in der Beschlusssammlung des Koaliti-
onsausschusses vom 28. November 2025 (Kapitel 
„I. Förderung sozialer klimafreundlicher Mobili-
tät“) vorgesehenen 3 Mrd. Euro aus dem Klima- 
und Transformationsfonds für das neue Förder-
programm zum Erwerb von Elektrofahrzeugen, 
Plug-in-Hybriden und Range-Extender-Fahrzeu-
gen zu veranschlagen?

17. Abgeordneter
Julian Joswig
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung, die in der Beschluss-
sammlung des Koalitionsausschusses vom 
28. November 2025 (Kapitel „I. Förderung sozia-
ler klimafreundlicher Mobilität“) vorgesehenen 
3 Mrd. Euro aus dem Klima- und Transforma-
tionsfonds für das neue Förderprogramm zum Er-
werb von Elektrofahrzeugen, Plug-in-Hybriden 
und Range-Extender-Fahrzeugen bereits im Haus-
haltsentwurf 2026 zu berücksichtigen, oder ist 
eine Veranschlagung erst im Haushaltsverfahren 
für das Haushaltsjahr 2027 vorgesehen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde 
vom 9. Dezember 2025

Die Fragen 16 und 17 werden zusammenfassend beantwortet.
Zur Förderung sozialer klimafreundlicher Mobilität wurde im Wirt-
schaftsplan 2026 des Klima- und Transformationsfonds der neue Titel 
893 18 „Förderung klimaneutraler Mobilität für Haushalte mit geringem 
und mittlerem Einkommen“ ausgebracht. Für das Jahr 2026 sind Mittel 
in Höhe von 770 Mio. Euro verschlagt worden (hiervon Ausgaben in 
Höhe von 550 Mio. Euro und Verpflichtungsermächtigungen für die 
Jahre 2027 bis 2029 in Höhe von 220 Mio. Euro). Die konkrete Veran-
schlagung der verbleibenden Mittel in den Folgejahren erfolgt im Rah-
men der zukünftigen Haushaltsaufstellungen.
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18. Abgeordneter
Pierre Lamely
(AfD)

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundes-
regierung zur Entlastung der strukturell defizitä-
ren Kommunalhaushalte, nachdem die Landkreise 
in Deutschland eine Rekordsumme von 25 Mrd. 
Euro neue Schulden aufnehmen müssen und bei-
spielhaft der Landkreis Fulda sich in einer kriti-
schen Finanzlage befindet (Quelle: https://osthess
en-news.de/n11781753/millionen-im-minus-finan
zlage-im-landkreiss-pitzt-sich-zu.html), und wie 
bewertet die Bundesregierung die Kostensteige-
rung bei den Kommunen durch den starken An-
stieg sozialer Transferleistungen, die Unterbrin-
gung von Asylbewerbern sowie die bevorstehen-
de Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi 
vom 9. Dezember 2025

Die Kommunen sind staatsorganisationsrechtlich den Ländern zugeord-
net. Nach dem Grundgesetz obliegt es in erster Linie den Ländern, ihren 
Kommunen eine ausreichende Finanzausstattung zur Verfügung zu stel-
len und so dem Entstehen strukturell defizitärer Kommunalhaushalte 
entgegenzuwirken.
Trotz der grundgesetzlichen Finanzverantwortung der Länder für ihre 
Kommunen unterstützt der Bund die Kommunen im Rahmen seiner ver-
fassungsrechtlichen Möglichkeiten in erheblichem Umfang bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben (Beteiligung an Geldleistungen, Gemein-
schaftsaufgaben, Finanzhilfen). Außerdem wird finanziellen Mehrbelas-
tungen der Länder einschließlich ihrer Kommunen auch durch Erhöhun-
gen des Anteils an der Umsatzsteuer zu Lasten des Bundes Rechnung 
getragen. Vor dem Hintergrund der mit der kommunale Wärmeplanung 
einhergehenden finanziellen Belastungen erhalten die Länder von 2024 
bis 2028 Umsatzsteueranteile vom Bund in Höhe von 100 Mio. Euro 
jährlich. Da die Unterbringung, Verpflegung und Betreuung von Ge-
flüchteten und Asylsuchenden finanzielle Belastungen für Länder und 
Kommunen mit sich bringen, kommt den Ländern im Rahmen der Um-
satzsteuerverteilung eine einmalige Pauschale in Höhe von 7.500 Euro 
pro Asylerstantragsteller zu. Daneben trägt der Bund die Geldleistungen 
(Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft, vollständige Über-
nahme der Grundsicherung im Alter und Erwerbsminderung) auch für 
die hilfebedürftigen anerkannten Schutzsuchenden.
Weitere konkrete Maßnahmen, die der Bund im Finanzplanzeitraum in 
dieser Legislaturperiode zur Entlastung der Länder und kommunalen 
Haushalte vorsieht, sind unter anderem dem Finanzbericht 2026 zu ent-
nehmen. Die Bundesregierung beabsichtigt zudem, wie im Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD vereinbart, in dieser Legislatur-
periode die Länder bei der Entlastung ihrer Kommunen von übermäßi-
gen Kassenkrediten mit jährlich 250 Mio. Euro zu unterstützen.
Ein zentrales Vorhaben der Bundesregierung ist darüber hinaus der Zu-
kunftspakt zwischen Bund, Ländern und Kommunen, mit dem die finan-
zielle Handlungsfähigkeit aller Gebietskörperschaften gestärkt werden 
soll. Ziel ist eine faire Lastenteilung zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen, eine umfassende Analyse der Aufgaben und Kosten sowie eine 
Prüfung der Bundesgesetze auf ihre Kommunalverträglichkeit. Darüber 
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hinaus haben sich Bund und Länder in der Besprechung des Bundes-
kanzlers mit den Regierungschefinnen und -chefs der Länder am 4. De-
zember 2025 auf eine Fortführung der Gespräche zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen zur Frage, wie eine Orientierung am Prinzip der 
Veranlassungskonnexität mit Leben gefüllt werden kann, verständigt 
und ein Sondertreffen hierzu noch im ersten Quartal 2026 in Aussicht 
gestellt.

19. Abgeordneter
Markus Matzerath
(AfD)

Liegen der Bundesregierung Zahlen zum gesam-
ten Einkommensteueraufkommen, aufgeschlüsselt 
nach Staatsangehörigkeit, für alle in Deutschland 
voll einkommensteuerpflichtigen Personen vor, 
und aus welchem Grund liegen diese Daten vor 
bzw. nicht vor?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi 
vom 9. Dezember 2025

Die Staatsangehörigkeit der in Deutschland einkommensteuerpflichtigen 
Personen wird in der amtlichen Lohn- und Einkommensteuerstatistik 
nicht erfasst. Der Grund besteht darin, dass bereits in den Einkommen-
steuererklärungen keine Angabe zur Staatsangehörigkeit verlangt wird, 
da diese Information für die Festsetzung der Steuer nicht relevant ist. 
Daher ist eine entsprechende Auskunft seitens der Bundesregierung 
nicht möglich.

20. Abgeordneter
Reinhard Mixl
(AfD)

Wie werden die von der Bundesregierung im Rah-
men der bilateralen Unterstützungsleistungen für 
die Ukraine ausgewiesenen finanziellen Direkt-
zahlungen praktisch abgewickelt, und welche In-
strumente setzt die Bundesregierung ein, um eine 
ordnungsgemäße und transparente Verwendung 
dieser Mittel sicherzustellen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde 
vom 11. Dezember 2025

Aus dem Bundeshaushalt erfolgen keine Direktzahlungen an die ukraini-
sche Regierung.
Darüber hinaus wird auf die Antwort zu Frage 64 verweisen.

21. Abgeordneter
Dr.  Sebastian 
Schäfer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Empfänger von Bundesmitteln, die im 
Jahr 2025 und nach Regierungsentwurf 2026 Gel-
der aus der Bereichsausnahme erhalten, tragen an 
anderer Stelle in welcher Höhe zu Einnahmen des 
Bundes bei (bitte die 14 Empfänger mit den meis-
ten Bundesmitteln mit ihren entsprechenden Ein-
zahlungen angeben)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde 
vom 8. Dezember 2025

In der für die Beantwortung der Schriftlichen Frage zur Verfügung ste-
henden Zeit konnten zwei Empfängerinnen von aus der Bereichsausnah-
me geleisteten Mitteln des Bundes identifiziert werden, die an anderer 
Stelle zu Einnahmen des Bundes beitragen. Zum einen ist dies die Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben (BImA), zum anderen die Bw Be-
kleidungsmanagement GmbH.

Zur BImA:
Die BImA erhält im Rahmen des sog. Einheitlichen Liegenschaftsmana-
gements (ELM) des Bundes aus den Teilen des Einzelplans 06, der zur 
Bereichsausnahme zählt, sowie aus dem ebenfalls zur Bereichsausnah-
me zählenden Einzelplan 14 ELM-Mietzahlungen. Gleichzeitig führt die 
BImA einen Teil ihres Jahresüberschusses an den Bundeshaushalt ab. 
Für das Jahr 2025 ist eine Abführung der BImA an den Bundeshaushalt 
von 1,5 Mrd. Euro, für das Jahr 2026 i. H. v. 1,35 Mrd. Euro veran-
schlagt. Dabei ist zu beachten, dass der Jahresüberschuss der BImA Er-
gebnis ihrer sämtlichen Geschäftsaktivitäten ist und die Auswirkungen 
der aus der Bereichsausnahme zufließenden ELM-Zahlungen auf den 
Jahresüberschuss der BImA nicht ermittelbar sind. Es ist aber davon 
auszugehen, dass nur ein Bruchteil des Jahresüberschusses der BImA 
aus den aus der Bereichsausnahme stammenden Zahlungen erwächst.

Zur Bw Bekleidungsmanagement GmbH:
Die Bw Bekleidungsmanagement GmbH versorgt die Soldatinnen und 
Soldaten und zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bundeswehr 
mit Bekleidung und persönlicher Ausrüstung. Für diese Tätigkeit erhält 
die Gesellschaft Zahlungen aus dem seit dem Haushaltsjahr 2025 der 
Bereichsausnahme unterfallenden Einzelplan 14. Im Haushaltsjahr 2025 
ist einmalig eine Abführung der Gesellschaft an den Bundeshaushalt 
i. H. v. 0,8 Mrd. Euro veranschlagt. Allerdings stammte der abzuführen-
de Betrag aus Zahlungen des Bundes an die Gesellschaft in Jahren vor 
2025, als die Bereichsausnahme noch nicht existierte. Andere Servicege-
sellschaften der Bundeswehr führen im von Ihrer Frage umfassten Zeit-
raum (2025 und 2026) keine Beträge an den Bundeshaushalt ab.

22. Abgeordneter
Dr.  Sebastian 
Schäfer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie bewertet die Bundesregierung den Wert der 
Beteiligungen des Bundes, und von welchen Be-
teiligungen hat der Bund im letzten Jahr Dividen-
den erhalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde 
vom 9. Dezember 2025

Die Entwicklung der Werte der Anteile des Bundes an privatrechtlichen 
Unternehmen kann seit 2011 grundsätzlich der jährlich erscheinenden 
Vermögensrechnung des Bundes (www.bundesfinanzministerium.de/Co
ntent/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/vermoegensrechnung-
2024.html) entnommen werden.
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Die Vermögensrechnung 2024 wurde am 11. Juli 2025 veröffentlicht 
und gibt den Stand zum 31. Dezember 2024 wieder. Die Jahresabschlüs-
se der Beteiligungen des Bundes werden ferner im Bundesanzeiger ver-
öffentlicht. Bei börsennotierten Unternehmen bietet der jeweilige Akti-
enkurs Anhaltspunkte für eine Wertentwicklung. Tagesaktuelle Werte 
für nicht börsennotierte Unternehmen, die den weit überwiegenden Teil 
der Beteiligungen des Bundes ausmachen, liegen naturgemäß nicht vor. 
Solche Werte werden nur anlassbezogen ggf. im Zusammenhang mit Er-
werbs- oder Veräußerungstransaktionen ermittelt.
Dividenden wurden im Haushaltsjahr 2024 von der Deutschen Telekom 
AG, Deutschen Post AG, Hensoldt AG und AIRBUS SE vereinnahmt.

23. Abgeordneter
Dr.  Sebastian 
Schäfer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wird die von der Bundesregierung angestrebte 
Verwendung der Dividenden aus einem Beteili-
gungspaket des Bundes im Wert von 10 Mrd. 
Euro für die private Altersvorsorge der jungen 
Generation (sog. Frühstart-Rente) den Handlungs-
bedarf zur Konsolidierung des Bundeshaushalts 
erhöhen, und in welcher Höhe erwartet sie die Di-
videndenrendite aus diesem Beteiligungspaket?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde 
vom 11. Dezember 2025

Gemäß Beschluss des Koalitionsausschusses vom 28. November 2025 
will die Koalition mit den Dividenden eines Aktienpakets aus Beteili-
gungen des Bundes im Wert von 10 Mrd. Euro den Aufbau der privaten 
Altersversorgung der jungen Generation unterstützen. Die Details des 
Konzepts werden im Moment noch beraten. Von den Konzeptdetails und 
deren Umsetzung werden auch die Auswirkungen auf den Bundeshaus-
halt abhängen.

24. Abgeordneter
Raimond Scheirich
(AfD)

Wie hoch sind die bisherigen finanziellen Leistun-
gen der Bundesrepublik Deutschland an die Euro-
päische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBRD) seit deren Gründung im Jahr 1991 insge-
samt, einschließlich eingezahlter Kapitalanteile, 
abrufbarer Kapitalzusagen, Zuschüsse und Garan-
tien, und in welchen Einzelplänen und Titeln des 
Bundeshaushalts wurden diese jeweils veran-
schlagt oder verbucht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Schrodi 
vom 12. Dezember 2025

Die erfragten Informationen zu den Zuschüssen und Garantien sind nicht 
über ein IT-gestütztes Verfahren zentral abrufbar, sondern müssen hän-
disch aus verschiedenen Quellen ermittelt werden. Zudem bezieht sich 
Ihre Frage auf einen sehr langen Betrachtungszeitraum.
Nachfolgend werden entsprechend der finanziellen Leistungen der Bun-
desregierung an die EBRD dargestellt, soweit die Informationen im Rah-
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men der zur Verfügung stehenden Zeit ermittelt werden konnten. Dies 
umfasst das eingezahlte Kapital, das abrufbare Haftungskapital und, so-
weit es die oben genannten Restriktionen erlauben, Zuschüsse aus den 
verschiedenen Einzelplänen.

Art der finanziellen Leistung Einzelplan Betrag 
(in rd. Mio. Euro)

Eingezahltes Kapital 60   876,3
Abrufbares Haftungskapital 32 2.023,3
Zuschüsse 60    18,8

05    23,1
16   159,3

 091)   159,1
1) Die entsprechenden Geschäftsbereiche sind von BMWE in BMUKN übergegangen und werden seit 1. November 2025 in Einzelplan 16 

geführt.

25. Abgeordneter
Manfred Schiller
(AfD)

Welche konkreten eigenen Vorschläge will die 
Bundesregierung beim kommenden EU-Gipfel 
am 18. Dezember 2025 zu Rückzahlungsmodali-
täten (z. B. Dauer, Sicherheiten, wer trägt die 
Zinslast) für das beabsichtigte zinslose Darlehen 
über 140 Mrd. Euro an die Ukraine einbringen – 
nachdem direkte Darlehensausreichungen durch 
die EU-Staaten wohl vorerst ausgeschlossen sind 
–, dessen „Grundlage“ nach Friedrich Merz’ Wor-
ten das eingefrorene russische Staatsguthaben bei 
Euroclear sein soll, und wie soll die Schulden- in-
klusive Zinslast nach Vorstellung der Bundes-
regierung im Rahmen des EU-Finanzmanage-
ments verteilt werden, falls Tilgungen der Ukrai-
ne ausfallen und die hinterlegten Guthaben beim 
Dienstleister Euroclear nicht enteignet werden 
können (www.zeit.de/wirtschaft/2025-12/russisch
es-vermoegen-eingefroren-ukraine-krieg-bel
gien)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dennis Rohde 
vom 12. Dezember 2025

Die EU-Kommission hat am 3. Dezember 2025 ein Paket mit Rechtset-
zungsvorschlägen unterbreitet, um den Finanzierungsbedarf der Ukraine 
für den Zeitraum 2026 bis 2027 zu decken, darunter insbesondere das 
Modell des Reparationsdarlehens. Die Bundesregierung setzt sich im 
Rahmen der Verhandlungen dafür ein, dass die Risiken tragfähig sind 
und die Lasten fair verteilt werden.
Der Vorschlag der EU-Kommission sieht keine Konfiszierung der im-
mobilisierten Vermögenswerte der russischen Zentralbank vor. Zur Un-
terstützung der Ukraine aufgrund der anhaltenden Aggression Russlands 
wird stattdessen bei dem Modell eines Reparationsdarlehens eine Nut-
zung von Geldbeständen bei europäischen Finanzinstituten in Höhe der 
bei ihnen immobilisierten Vermögenswerte der russischen Zentralbank 
als Finanzierung für einen Kredit der EU an die Ukraine vorgeschlagen. 
Die Vermögenswerte der russischen Zentralbank selbst bleiben davon 
unberührt. Das Reparationsdarlehen soll mit nationalen Garantien der 
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EU-Mitgliedstaaten abgesichert werden. Der Vorschlag der Europä-
ischen Kommission sieht vor, dass eine Rückzahlungspflicht der Ukrai-
ne nur eintritt, wenn Russland Reparationen leistet.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

26. Abgeordneter
Lukas Benner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche rechtlichen oder organisatorischen Vor-
kehrungen hat die Bundesregierung bislang ge-
schaffen, um ihren Gewährleistungsauftrag nach 
Artikel 28 Absatz 3 des Grundgesetzes gegenüber 
den Ländern wahrzunehmen, und falls keine ent-
sprechenden Vorkehrungen getroffen wurden, aus 
welchen Gründen verzichtet die Bundesregierung 
bislang hierauf?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 8. Dezember 2025

Artikel 28 Absatz 3 des Grundgesetzes (GG) stellt keine Rechtsgrund-
lage für eine selbständige Bundesaufsicht gegenüber den Ländern dar 
(vgl. BVerfGE 6, 309 <329>; 8, 122 <131 f.>), denn es handelt sich le-
diglich um eine Aufgaben- und nicht um eine Befugnisnorm (vgl. Ernst, 
in: v. Münch/Kunig, GG, 8. Aufl. 2025, Artikel 28 Rn. 203). Dement-
sprechend trifft Artikel 28 Absatz 3 GG selbst keine Aussage darüber, 
mit welchen Mitteln der Bund gegenüber den Ländern tätig werden 
kann. Befugnisse, die auch zur Erfüllung dieses Gewährleistungsauftra-
ges eingesetzt werden können, werden dem Bund außerhalb von Arti-
kel 28 Absatz 3 GG zugewiesen. In Betracht kommen dabei insbesonde-
re die Anrufung des Bundesverfassungsgerichts im Wege des Bund-Län-
der-Streits (Artikel 94 Absatz 1 Nummer 3 GG) oder der abstrakten Nor-
menkontrolle (Artikel 94 Absatz 1 Nummer 2 GG) sowie unter anderem 
der Bundeszwang (Artikel 37 GG) und die Bundesintervention (etwa 
Artikel 91 Absatz 2 GG) (vgl. Mann, in: Kahl/Waldhoff/Walter, Bonner 
Kommentar zum Grundgesetz, 189. Lieferung, 2/2018, Artikel 28 GG 
Rn. 288 f.). Daher kommt Artikel 28 Absatz 3 GG in erster Linie eine 
Reservefunktion zu (vgl. Dreier, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Arti-
kel 28 Rn. 166; Hellermann, in: Epping/Hillgruber, Beck OK GG, Ed. 
15. September 2025, Artikel 28 Rn. 59).
Daneben besteht eine gemeinsame Verpflichtung von Bund und Ländern 
auf die Vorgaben der Bundesverfassung. Neben dem Bund ist somit 
auch jedes Land und jedes Landesorgan für deren Einhaltung verant-
wortlich (Schwarz, in: Huber/Voßkuhle, GG, 8. Aufl. 2024, Artikel 28 
Rn. 286). Weiterhin stehen die Möglichkeiten nach den Landesverfas-
sungen zur Gewährleistung der verfassungsmäßigen Ordnung zur Verfü-
gung, insbesondere die Anrufung der Landesverfassungsgerichte.
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27. Abgeordneter
Lukas Benner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Verfahrensregeln oder Kriterien hat die 
Bundesregierung für die Einsetzung eines Beauf-
tragten nach Artikel 37 Absatz 2 des Grundgeset-
zes über diese Vorschrift hinaus geschaffen, und 
falls solche bislang fehlen, plant die Bundesregie-
rung, entsprechende Vorkehrungen zu treffen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 8. Dezember 2025

Die Bundesregierung hat keine Verfahrensregeln oder Kriterien für die 
Einsetzung eines Beauftragten nach Artikel 37 Absatz 2 des Grundgeset-
zes geschaffen und plant derzeit auch nicht, entsprechende Vorkehrun-
gen zu treffen.

28. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Wie viele staatenlose Personen hielten sich nach 
Kenntnis der Bundesregierung in dem Zeitraum 
von 2000 bis 2024 jeweils zum Stichtag 31. De-
zember und wie viele hielten sich zum Stichtag 
31. Oktober 2025 in Deutschland auf (bitte nach 
Jahresscheiben aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 5. Dezember 2025

Die Angaben können ausweislich des Ausländerzentralregisters (AZR) 
den nachfolgenden Tabellen entnommen werden:

Jahr (zum Stichtag 31.12.) Anzahl
2000 17.503
2001 17.275
2002 17.203
2003 16.990
2004 13.504
2005 13.709
2006 13.574
2007 13.310
2008 13.630
2009 13.495
2010 13.317
2011 13.445
2012 13.413
2013 13.218
2014 14.649
2015 18.608
2016 22.261
2017 24.448
2018 25.996
2019 26.389
2020 26.446
2021 27.940
2022 29.455
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Jahr (zum Stichtag 31.12.) Anzahl
2023 29.496
2024 28.813

2025 (zum Stichtag 31.10.) 28.458

29. Abgeordneter
Maik Brückner
(Die Linke)

Plant die Bundesregierung, Abschiebungen von 
Menschen mit HIV/AIDS in Staaten durchzufüh-
ren, in denen aufgrund von Mittelkürzungen in 
der globalen Gesundheitsarchitektur (UNAIDS, 
USAID, Globaler Fond gegen HIV/AIDS, Tuber-
kulose und Malaria usw.) keine Medikamente 
bzw. Therapiemöglichkeiten mehr zur Verfügung 
stehen, und verfügt die Bundesregierung über 
Kenntnisse hinsichtlich solcher Fälle?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 8. Dezember 2025

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge berücksichtigt den Ge-
sundheitszustand der Antragsteller im Rahmen der Prüfung von Ab-
schiebungsverboten.
Für den Vollzug des Aufenthaltsgesetzes und damit auch für die Planung 
und Vornahme von Abschiebungen sind im Übrigen die Länder zustän-
dig. Der Bundesregierung liegen daher keine Informationen im Sinne 
der Fragestellung vor.

30. Abgeordnete
Clara Bünger
(Die Linke)

Plant das Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge die Einstellung von Personal bzw. die Bereit-
stellung von personellen Ressourcen zur Durch-
führung bzw. Überprüfung von Alterseinschät-
zungen bei schutzsuchenden unbegleiteten 
Minderjährigen, und wenn ja, in welchem spezifi-
schen Verhältnis stehen diese Maßnahmen zu den 
im Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
normierten Zuständigkeiten der Jugendämter 
(§ 42f SGB VIII), und wenn nein, von wem wer-
den Alterseinschätzungen durchgeführt bzw. über-
prüft (bitte möglichst konkret ausführen), und wie 
viele unbegleitete minderjährige Schutzsuchende 
gab es im Jahr 2024 bzw. im bisherigen Jahr 2025 
(bitte nach unter 16-Jährigen und 16- bzw. 17-
Jährigen differenzieren und angeben, bei wie vie-
len dieser unbegleiteten Minderjährigen eine vor-
herige Alterseinschätzung erforderlich war oder 
durchgeführt wurde)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 5. Dezember 2025

Im Rahmen der Umsetzung der Reform des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems (GEAS) beabsichtigt das Bundesamt für Migration und 
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Flüchtlinge (BAMF), künftig personelle Ressourcen zur Durchführung 
bzw. Überprüfung einer Alterseinschätzung für Minderjährige bereitzu-
halten, um das in Artikel 25 der Asylverfahrensverordnung vorgesehene 
Verfahren zur Altersbestimmung Minderjähriger durch eigenes Personal 
umzusetzen.
Gegenwärtig stützt sich das Altersfeststellungsverfahren des BAMF auf 
§ 24 des Asylgesetzes, welcher das BAMF zur Sachverhaltsaufklärung 
verpflichtet. Hierzu beauftragt das BAMF qualifiziertes medizinisches 
Fachpersonal (Amtsarzt).
Das BAMF ist ebenso wenig wie sonstige Dritte an das Ergebnis der Al-
tersfeststellung durch die Jugendämter gebunden. In der Beschlussemp-
fehlung und dem Bericht des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend des Deutschen Bundestages zum Gesetzentwurf zur Verbes-
serung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung ausländischer 
Kinder und Jugendlicher vom 14. Oktober 2015 heißt es in der Begrün-
dung zu § 42f des Achten Buches Sozialgesetzbuch (Bundestagsdruck-
sache 18/6392, S. 20): „Der Bundesrat hat ferner um Prüfung gebeten, 
ob die Alterseinschätzung durch das Jugendamt auch gegenüber Dritten, 
beispielsweise der Ausländerbehörde, verbindlich sein sollte. Eine sol-
che Bindungswirkung ist jedoch abzulehnen, da eine solche vorgreifli-
che Prüfung zu Verfahrensverzögerungen bei den Ausländerbehörden 
führen und in diesem Sinne genutzt werden könnte.“
Die Anzahl der unbegleiteten minderjährigen Ausländerinnen und Aus-
länder (UmA) in den Jahren 2024 und 2025 im Asylverfahren kann der 
nachstehenden Tabelle entnommen werden. Die Anzahl der durchge-
führten Altersfeststellungen im Kontext des Asylverfahrens wird statis-
tisch nicht erfasst.

UmA 
gesamt

UmA 
unter 16 Jahren

UmA 
16 bis unter 18 Jahren

2024 13.344 3.664 9.680
2025 (Januar bis Okt.)  4.395 1.021 3.374
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31. Abgeordnete
Clara Bünger
(Die Linke)

Zieht die Bundesregierung Schlussfolgerungen 
daraus, dass am 3. November 2025 eine Uigurin 
aus Niedersachsen in ihr Herkunftsland China ab-
geschoben wurde, obwohl das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (BAMF) einen Drittstaa-
tenbescheid für die Türkei erlassen hatte, wo die 
Betroffene länger gelebt und auch die Staatsbür-
gerschaft beantragt hatte, und auf Nachfrage er-
klärte, dass „man bei einer drohenden Abschie-
bung nach China vorher einen Schutzstatus er-
teilt“ hätte (www.ndr.de/nachrichten/niedersachse
n/lueneburg_heide_unterelbe/rotenburg-behoerde-
schiebt-offenbar-uigurin-nach-china-ab,uigurin-1
02.html), wohingegen der zuständige Landkreis 
gegenüber dem „Spiegel“ angab, das BAMF habe 
in seinem Bescheid die Abschiebung nach China 
nicht untersagt und die Ausländerbehörde habe 
„die Vorgaben des Bamf umgesetzt“, und wenn ja, 
welche, und wie lassen sich solche Fälle, die nach 
meiner Auffassung für die Betroffenen lebensge-
fährlich enden können, nach Kenntnis und Ein-
schätzung der Bundesregierung künftig vermei-
den?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 12. Dezember 2025

Der Vollzug aufenthaltsbeendender Maßnahmen liegt in der Zuständig-
keit der Länder. Ob und wohin eine Abschiebung erfolgen kann, ist da-
her in jedem Einzelfall von der zuständigen Ausländerbehörde zu ent-
scheiden.
Das Bundesministerium des Innern nimmt diesen Einzelfall jedoch zum 
Anlass, die Verfahrensabläufe für entsprechende Fallkonstellationen zu 
überprüfen.

32. Abgeordneter
Thomas Dietz
(AfD)

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
wie viele der um den 29. November 2025 beim 
Demonstrationsgeschehen in Gießen erkennungs-
dienstlich behandelten Demonstrationsteilnehmer 
bei geförderten oder nicht geförderten, im allge-
meinen Sprachgebrauch sogenannten Demokra-
tievereinen, oder den bundesdeutschen Gewerk-
schaften (DGB etc.) haupt- oder nebenberuflich 
beschäftigt sind, und wenn ja, wie lauten diese?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 9. Dezember 2025

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor.
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33. Abgeordneter
Rainer Galla
(AfD)

Liegen der Bundesregierung und den ihr nachge-
ordneten Dienststellen einschließlich des Bundes-
kriminalamtes und der Nachrichtendienste im Zu-
sammenhang mit der Warnung der Bundeswehr 
vor möglichen Angriffen auf Soldaten im Umfeld 
von Protesten gegen den Gründungskongress 
einer neuen AfD-Jugendorganisation in Gießen 
(https://apollo-news.net/afd-jugendkongress-bund
eswehr-warnt-vor-angriffen-auf-soldaten/) Er-
kenntnisse zu Vereinigungen vor, die sich durch 
eigene Aktionen oder Aktionen von Mitgliedern 
bzw. Unterstützern in durch das Versammlungs-
recht nicht geschützter Art und Weise, insbeson-
dere in gewaltsamer Weise, an diesen Protesten 
beteiligt haben (bitte die 28 nach Bewertung der 
Bundesregierung wichtigsten als gemeinnützig 
anerkannten Organisationen angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 8. Dezember 2025

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestel-
lung vor.

34. Abgeordneter
Rainer Galla
(AfD)

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse zur 
Kampagne der nach eigenen Angaben als gemein-
nützig anerkannten Nichtregierungsorganisation 
„ROBIN WOOD e. V,“ (www.robinwood.de/impr
essum) mit der Bezeichnung „Faschos stoppen, 
Klima retten!“ (www.robinwood.de/pressemitteil
ungen/faschos-stoppen-klima-retten) vor, mit der 
unmittelbar auch auf die von der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifa-
schistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA e. V.; 
ebenfalls nach eigenen angaben als gemeinnützig 
anerkannt, https://vvn-bda.de/impressum/) gesteu-
erte Aktion „widersetzen“ verwiesen wird, deren 
ausdrückliches Ziel es war, die Gründung einer 
Partei-Jugendorganisation der AfD zu verhindern 
(https://widersetzen.com/mitmachen/#giessen; 
bitte zu den Erkenntnissen ausführen), und sind 
Bestrebungen zur ausdrücklichen Verhinderung 
der Gründung der Jugendorganisation einer nach 
Artikel 21 des Grundgesetzes an der Mitwirkung 
der politischen Willensbildung des Volkes berufe-
nen Partei nach Auffassung der Bundesregierung 
mit der Anerkennung einer Organisation als ge-
meinnützig im Sinne der Abgabenordnung verein-
bar?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 11. Dezember 2025

Der Bundesregierung sind die fragegegenständliche Kampagne und die 
Aktion bekannt.
Hinsichtlich der Anerkennung einer Organisation als gemeinnützig im 
Sinne der Abgabenordnung muss eine Körperschaft nach ihrer Satzung 
und ihrer tatsächlichen Geschäftsführung zur Erlangung der Steuerbe-
günstigung nach den Regelungen des Gemeinnützigkeitsrechts (§§ 51 ff. 
der Abgabenordnung – AO) parteipolitisch neutral agieren. Ihre Zweck-
verfolgung darf nicht unmittelbar auf die Förderung parteipolitischer In-
teressen und die staatliche Willensbildung gerichtet sein. Die Verfolgung 
parteipolitischer Zwecke ist mit der Gemeinnützigkeit nicht zu vereinba-
ren (§ 55 Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 AO). Ansonsten würden die für 
politische Parteien geltenden strengen Regeln unterlaufen, z. B. begrenz-
ter Parteispendenabzug und Transparenzregeln für die Mittelbeschaf-
fung.
Die Information und auch kritische Diskussion von Themen mit politi-
scher Relevanz in der Öffentlichkeit ist auch steuerbegünstigten Körper-
schaften gestattet, sofern sie sich damit innerhalb ihrer eigenen Sat-
zungszwecke bewegen und dies damit als gemeinnützige Zweckverwirk-
lichung anzusehen ist.
Außerhalb der eigenen Satzungszwecke ist ein politisches Engagement 
nicht zu beanstanden, wenn eine steuerbegünstigte Körperschaft verein-
zelt zu tagespolitischen Themen Stellung nimmt. Diese in Nummer 16 
des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung enthaltenen Ausführun-
gen ergeben sich aus dem Verhältnismäßigkeitsprinzip und der ständigen 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs.
Die Beurteilung eines konkreten Einzelfalles obliegt nach der verfas-
sungsrechtlichen Ordnung der Landesfinanzverwaltung. Ob Tätigkeiten 
einer gemeinnützigen Körperschaft – falls diese dem Grunde nach über-
haupt vorliegen – im Einzelfall zur Aberkennung der Gemeinnützigkeit 
führen, ist nach den Grundsätzen der Finanzverfassung durch die jewei-
lig zuständige Landesfinanzbehörde unter Berücksichtigung des voll-
ständigen und durch die Landesfinanzbehörde zu ermittelndem Sachver-
halt zu entscheiden.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 21 – Drucksache 21/3236



35. Abgeordneter
Ates Gürpinar
(Die Linke)

Verfolgt die Bundesregierung weiterhin die Prü-
fung eines möglichen bundesweiten Einsatzes der 
Datenanalyse-Software Palantir, oder wurde diese 
Prüfung eingestellt bzw. ausgesetzt, und auf wel-
cher Grundlage hält die Bundesregierung einen 
solchen Einsatz – sofern die Prüfung fortgeführt 
wird – rechtsstaatlich vertretbar bzw. ausschließ-
bar, insbesondere vor dem Hintergrund der engen 
Verbindungen des Unternehmens zu US-Sicher-
heitsbehörden, der politischen Nähe des Palantir-
Gründers Peter Thiel zur Trump-Administration 
sowie der auch durch Mitglieder der Bundesregie-
rung geäußerten datenschutzpolitischen und ver-
fassungsrechtlichen Bedenken (siehe z. B. Stefa-
nie Hubig – www.sueddeutsche.de/politik/stefani
e-hubig-interview-abtreibungsrecht-fussfessel-pal
antir-bundesverfassungsgericht-frauke-brosius-ge
rsdorf-li.3288480?reduced=true)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 8. Dezember 2025

Im Bund-Länder-Programm P20 wird derzeit geprüft, wie die Auswerte- 
und Analysefähigkeit beschleunigt im P20-Datenhaus implementiert 
werden kann. In diesem Zusammenhang wird die Eignung und Ver-
wendbarkeit verschiedener Auswerte- und Analysesoftwarelösungen 
produkt- und technologieoffen betrachtet unter anderem auch die Soft-
warelösung des Unternehmens Palantir Technologies GmbH. Der Koali-
tionsvertrag sieht vor, dass die Sicherheitsbehörden für bestimmte 
Zwecke, unter Berücksichtigung verfassungsrechtlicher Vorgaben und 
digitaler Souveränität, die automatisierte Datenrecherche und -analyse, 
auch mittels Künstlicher Intelligenz, vornehmen können sollen. Entspre-
chende Befugnisse sind Bestandteil des Gesetzespakets zur Stärkung di-
gitaler Ermittlungsbefugnisse in der Polizeiarbeit und Bestandteil des 
Sofortprogramms der Bundesregierung. Eine Produktentscheidung ist 
mit der gesetzlichen Befugnis nicht verbunden.

36. Abgeordneter
Mirco Hanker
(AfD)

Wie viele Kinder und Jugendliche wurden in den 
vergangenen fünf Jahren in Deutschland in Ein-
richtungen aufgenommen, die – ähnlich dem Frie-
densdorf International in Oberhausen – verletzte 
oder erkrankte Minderjährige aus Krisen- und 
Kriegsgebieten zur medizinischen Versorgung 
aufnehmen, und wie viele dieser Personen wurden 
nach erfolgter Behandlung in ihre Herkunftslän-
der zurückgeführt, bzw. wie viele dieser Personen 
haben in Deutschland Asyl beantragt oder haben 
eigenmächtig die betreffende Einrichtung verlas-
sen und gelten seither als unbekannten Aufent-
haltsortes?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 9. Dezember 2025

Statistische Angaben im Sinne der Fragestellung liegen der Bundes-
regierung nicht vor.

37. Abgeordneter
Leif-Erik Holm
(AfD)

Wie viele islamistische bzw. mutmaßlich islamis-
tische geplante Anschläge oder vergleichbare isla-
mistisch motivierte schwere staatsgefährdenden 
Straftaten haben deutsche Sicherheitsbehörden 
nach Kenntnis der Bundesregierung in diesem 
Jahr bislang verhindert (bitte nach Bundesländern 
aufschlüsseln), und gegen wie viele Tatverdächti-
ge wird diesbezüglich ermittelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 8. Dezember 2025

Einzelne Sachverhalte, die sich 2025 ereigneten, befinden sich aktuell in 
der Prüfung, ob es sich um verhinderte islamistisch motivierte Anschlä-
ge handelt. Die Prüfung ist bisher noch nicht abgeschlossen.

38. Abgeordneter
Luke Hoß
(Die Linke)

In wie vielen Fällen haben Behörden des Bundes 
im Jahr 2024 von ihrer Befugnis zur Wohnraum-
überwachung zur Eigensicherung eingesetzter 
Vertrauenspersonen oder Verdeckter Ermittler 
(§ 34 des Bundeskriminalamtgesetzes, § 28a des 
Bundespolizeigesetzes, § 62 Absatz 2 des Zoll-
fahndungsdienstgesetzes) Gebrauch gemacht 
(bitte wie in Tabelle 3 des Berichts der Bundes-
regierung gemäß Artikel 13 Absatz 6 Satz 1 des 
Grundgesetzes für das Jahr auf Bundestagsdruck-
sache 21/2676 auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 11. Dezember 2025

Im Jahr 2024 wurde im Bundeskriminalamt in einem Fall von der Be-
fugnis zur Wohnraumüberwachung nach § 34 des Bundeskriminalamt-
gesetzes zur Eigensicherung vom Bundeskriminalamt beauftragter Per-
sonen im Schutzbereich des Artikels 13 des Grundgesetzes Gebrauch 
gemacht.
Im Jahr 2024 hat die Bundespolizei zur Abwehr von Gefahren für Leib, 
Leben oder Freiheit von Verdeckten Ermittlern in fünf Fällen von der 
Befugnis nach § 28a des Bundespolizeigesetzes Gebrauch gemacht, das 
innerhalb von Wohnungen nicht öffentlich gesprochene Wort mit techni-
schen Mitteln abzuhören.
Im Jahr 2024 wurden vom Zollkriminalamt keine Maßnahmen im Sinne 
des § 62 Absatz 2 des Zollfahndungsdienstgesetzes in den Bereichen 
Verdeckter Ermittler und Vertrauenspersonen durchgeführt.
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39. Abgeordneter
Pierre Lamely
(AfD)

Hat sich die Bundesregierung bereits eine eigene 
Auffassung dazu gebildet, ob es erforderlich 
wäre, die sich bereits in Deutschland befindlichen 
afghanischen Staatsbürger einer erneuten, vertief-
ten Sicherheitsüberprüfung zu unterziehen – ähn-
lich wie es der US-Präsident Donald Trump für 
die Vereinigten Staaten von Amerika ankündigte 
(www.merkur.de/politik/werden-nach-anschlag-fo
rdert-trump-dass-alle-afghanischen-migranten-ern
eut-ueberprueft-zr-94059117.html) –, und wenn 
ja, wie lautet diese, und welche Maßnahmen sind 
ggf. geplant, und wenn nein, warum nicht (vgl. 
www.bild.de/politik/aufnahme-von-afghanen-nur-
jeder-8-ausgeflogene-afghane-ist-ortskraft-68b42
b6752bf491685b7a626)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 12. Dezember 2025

Sicherheit hat in den Aufnahmeverfahren oberste Priorität. Die hierbei 
etablierten Sicherheitsmechanismen haben sich bei anderen humanitären 
Aufnahmeverfahren bewährt und setzen die höchsten Sicherheitsstan-
dards im Vergleich zu anderen legalen Zugangswegen nach Deutsch-
land. Die Sicherheitsüberprüfungen im Rahmen aller Aufnahmeverfah-
ren aus Afghanistan umfassen einen automatisierten Datenabgleich mit 
den Datenbanken der Sicherheitsbehörden nach § 73 Absatz 1 des Auf-
enthaltsgesetzes (AufenthG) als Teil des regulären Visumverfahrens so-
wie seit Mitte Juni 2023 eine persönliche Anhörung der Personen durch 
die deutschen Sicherheitsbehörden (sog. Sicherheitsinterviews). Die 
durchgeführten Prüfungen dienen dazu, Personen von einer Aufnahme 
auszuschließen, bei denen ein Ausschlussgrund nach der geltenden Auf-
nahmeanordnung vorliegt, insbesondere solche, die sicherheitsrelevante 
Kriterien erfüllen. Auch nach Einreise in Deutschland gelten die Rege-
lungen des Aufenthaltsgesetzes, insbesondere § 73 Absatz 2 AufenthG 
fort. Sofern sich später Erkenntnisse beispielsweise sicherheitsrelevanter 
Natur ergeben, gelten die hierfür geschaffenen Regelungen.
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40. Abgeordnete
Dr.  Andrea 
Lübcke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Auswirkungen auf die Stabilität der psy-
chosozialen Versorgungssysteme und den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt erwartet die Bundes-
regierung angesichts der beabsichtigen Kürzung 
im Entwurf des Bundeshaushalts um 41 Prozent, 
den Kürzungen von Mitteln aus dem Asyl-, Mi-
gration und Integrationsfond (AMIF) der Europä-
ischen Union zur psychosozialen Versorgung 
(www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2025/
10/Policy-Paper_Finanzierungsluecken-PSZ-
1 .pdf) sowie deren zukünftige Verteilung nach 
dem Königsteiner Schlüssel auf die Bundesländer, 
welche zur Folge haben könnte, dass die ostdeut-
schen psychosozialen Zentren für Geflüchtete im 
Jahr 2026 und in den Folgejahren bis zu 75 Pro-
zent weniger Förderung erhalten und entspre-
chend psychisch schwer belasteten Personen 
weniger zur Verfügung stehen (https://stejh.de/psy
chosoziale-versorgung-in-der-krise-massive-kuerz
ungen-bedrohen-zentren-fuer-gefluechtete-in-ostd
eutschland/), und wie will sie die meiner Ansicht 
nach strukturellen Versorgungslücken in Ost-
deutschland ausgleichen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 9. Dezember 2025

Die Bundesregierung erkennt den Beitrag der psychosozialen Versor-
gung Geflüchteter für den gesellschaftlichen Zusammenhalt an und för-
dert diesen auf vielfältige Weise. Sie stärkt in diesem Sinne unter ande-
rem über das Bundesprogramm zur Beratung und Betreuung von auslän-
dischen Flüchtlingen weiterhin die wichtige Arbeit der Wohlfahrtsver-
bände bei der psychosozialen Versorgung von Geflüchteten – auch zur 
Unterstützung der Länder bei ihren Aufgaben in diesem Zusammenhang 
und als Beitrag zu mehr Sicherheit und Integration. Der erhöhte Mittel-
ansatz im Bundesprogramm 2025 kann auch 2026 beibehalten und damit 
die Strukturen vor Ort weiterhin gestärkt werden. Der Bundesregierung 
ist es zudem gelungen, AMIF-Mittel i. H. v. 60 Mio. Euro zweckgebun-
den für die psychosoziale Betreuung für die Förderperiode 2021 bis 
2027 zu sichern, was eine substanzielle Stärkung im Vergleich zur vor-
herigen Förderperiode bedeutet. Der AMIF (Asyl-, Migrations- und 
Integrationsfonds) ist jedoch ein zeitlich befristetes EU-Förderpro-
gramm und kein Instrument zur institutionellen Dauerfinanzierung ein-
zelner Träger. Er kann daher strukturell wichtige Angebote mitfinanzie-
ren und eine Anschubfinanzierung leisten, aber keine flächendeckende 
Regelversorgung garantieren. Die Verteilung der Mittel anhand des Kö-
nigsteiner Schlüssels gewährleistet eine sachgerechte und transparente 
Verteilung zwischen den Ländern. Der Schlüssel berücksichtigt die Be-
völkerungszahl und die Steuerkraft und gewährleistet damit eine objekti-
vierbare, bundesweit anerkannte und etablierte Verteilungsmethodik.
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41. Abgeordneter
Markus Matzerath
(AfD)

Werden die befragten Personen (etwa die soge-
nannten afghanischen Ortskräfte) im Rahmen der 
Anhörungen zum Ausschluss von Sicherheitsbe-
denken (sogenannte Sicherheitsinterviews) dazu 
befragt, ob diese die Garantie der Menschenwür-
de achten, und wenn ja, wie wird durch die Si-
cherheitsbehörden reagiert, falls einer befragten 
Person die konkrete Bedeutung und Definition der 
Menschenwürde nicht bekannt sein sollte?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 9. Dezember 2025

Aus der Anordnung des Bundesministeriums des Innern und für Heimat 
gemäß § 23 Absatz 2, Absatz 3 i. V. m. § 24 des Aufenthaltsgesetzes 
(AufenthG) zur Aufnahme von besonders gefährdeten afghanischen 
Staatsangehörigen aus Afghanistan ergeben sich gemäß Nummer 4 
Gründe, aus denen Personen grundsätzlich von einer Aufnahme ausge-
schlossen sind. So regelt beispielsweise Nummer 4 Buchstabe c), dass 
Personen grundsätzlich von einer Aufnahme ausgeschlossen sind, bei 
denen sonstige tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, 
dass diese im Falle einer Aufnahme eine besondere Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung der Bundesrepublik Deutschland, die 
freiheitlich demokratische Grundordnung oder sonstiger erheblicher In-
teressen der Bundesrepublik Deutschland darstellen könnten. Ob eine 
Person aus diesen Gründen von einer Aufnahme ausgeschlossen ist, 
wird im Rahmen der Anhörung zum Ausschluss von Sicherheitsbeden-
ken geprüft. Es handelt sich stets um eine Einzelfallprüfung/-entschei-
dung.

42. Abgeordneter
Andreas Mayer
(AfD)

Wie viele Strafverfahren wurden seit 2023 nach 
Kenntnis der Bundesregierung nach § 21 des Ver-
sammlungsgesetzes eingeleitet (bitte dabei ange-
ben, in wie vielen Fällen dies zu einer Verurtei-
lung führte), und wie verteilen sich die Verurtei-
lungen im Bezug auf die Phänomenbereiche poli-
tisch motivierter Kriminalität?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 8. Dezember 2025

Im Rahmen des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Fällen Politisch 
motivierter Kriminalität (KPMD-PMK) werden politisch motivierte 
Straftaten durch die zuständigen Landeskriminalämter an das Bundeskri-
minalamt (BKA) übermittelt und in einer zentralen Fallzahlendatei er-
fasst. Das Definitionssystem Politisch motivierte Kriminalität (PMK) 
stellt das tatauslösende politische Element in den Mittelpunkt. Ausge-
hend von den Motiven zur Tatbegehung und den Tatumständen werden 
politisch motivierte Straftaten durch die Länder „Themenfeldern“ (u. a. 
dem Unterthemenfeld „gegen Medien“ im Oberthemenfeld „Konfronta-
tion/Politische Einstellung“) zugeordnet sowie die erkennbaren ideologi-
schen Hintergründe und Ursachen der Tatbegehung in einem staats-
schutzrelevanten „Phänomenbereich“ abgebildet.
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In der zentralen PMK-Fallzahlendatei des BKA werden Delikte aus Ne-
benstrafgesetzen (z. B. Gesetz über Versammlungen und Aufzüge – Ver-
sammlungsgesetz) summiert erfasst. Eine Einzelaufstellung der enthalte-
nen Normen ist nicht möglich.
Für das Tatzeitjahr 2023 wurden mit Stichtag 31. Januar 2024 insgesamt 
2.711 politisch motivierte Straftaten nach dem Versammlungsgesetz re-
gistriert. Davon entfallen 631 auf den Phänomenbereich PMK -links-, 
108 auf PMK -rechts-, 129 auf PMK -ausländische Ideologie-, 20 auf 
PMK -religiöse Ideologie- und 1.823 auf PMK -Sonstige Zuordnung-. 
Für das Tatzeitjahr 2024 wurden mit Stichtag 31. Januar 2025 insgesamt 
2.112 politisch motivierte Straftaten nach dem Versammlungsgesetz re-
gistriert. Davon entfallen 884 auf den Phänomenbereich PMK -links-, 
144 auf PMK -rechts-, 131 auf PMK -ausländische Ideologie-, fünf auf 
PMK -religiöse Ideologie- und 948 auf PMK -Sonstige Zuordnung-. 
Vergleichbare Fallzahlen für das Tatzeitjahr 2025 liegen aktuell noch 
nicht vor.
In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) wurden beim PKS-Schlüs-
sel 720002 „Versammlungsgesetze des Bundes und der Länder“ im Be-
richtsjahr 2023 insgesamt 4.370 Fälle erfasst, im Berichtsjahr 2024 ins-
gesamt 4.268 Fälle. Bei der PKS handelt es sich um eine Jahresstatistik. 
Daten für das Berichtsjahr 2025 liegen noch nicht vor. Zu beachten ist 
weiterhin, dass beim PKS-Schlüssel 720002 nicht nur Verstöße gegen 
§ 21 des Versammlungsgesetzes erfasst werden.
Eine Zuordnung der Zahlen der Strafverfolgungsstatistik zu denen der 
PMK ist wegen unterschiedlicher Erfassungsmodalitäten nicht möglich. 
Hinzu kommt, dass die polizeiliche Bewertung der Straftat nicht der Be-
wertung dieser Tat durch die Justiz entsprechen muss, so dass die statis-
tische Erfassung bei verschiedenen Straftatbeständen erfolgen kann. 
Dementsprechend ist es auch nicht durch einen einfachen Vergleich zwi-
schen Strafverfolgungsstatistik und PMK möglich, den Anteil der verur-
teilten Tatverdächtigen zu ermitteln.

43. Abgeordneter
Gerold Otten
(AfD)

Ist der Bundesregierung der Bericht „61 Europese 
dronewaarnemingen geanalyseerd: dit weten we 
nu“ auf der Internetseite Dronewatch.nl vom 
28. November 2025 bekannt, wonach die übergro-
ße Mehrheit der in der EU gesichteten Drohnen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit keine russischen 
Drohnen waren, und wenn ja, welche Schlussfol-
gerungen zieht die Bundesregierung daraus für 
ihre politischen Maßnahmen im Zusammenhang 
mit Mutmaßungen und ihre Kommunikation ge-
genüber der Öffentlichkeit?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 12. Dezember 2025

Die Bundesregierung hat den genannten Bericht zur Kenntnis genom-
men, kommentiert derartige Veröffentlichungen aber grundsätzlich nicht. 
Das Meldeaufkommen zu Drohnenüberflügen ist anhaltend hoch, aus 
der derzeitigen Informationslage lassen sich keine belastbaren und allge-
meingültigen Aussagen ableiten; dies liegt insbesondere an der Hetero-
genität der Sichtungen. Eine Involvierung nachrichtendienstlicher bzw. 
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ausländischer staatlicher Stellen bei einem nicht quantifizierbaren Teil 
der Drohnenüberflüge ist zu vermuten.

44. Abgeordnete
Kerstin Przygodda
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis über Fälle, in 
denen in Deutschland lebende Frauen und Mäd-
chen aufgrund eines als Ehrverletzung eingestuf-
tem Verhaltens – wie etwa einer Verweigerung 
einer Zwangsheirat oder eines eigenständigen Le-
bensstils – ins Herkunftsland der Familie ver-
bracht und dort im Namen der Ehre der Familie 
getötet worden sind, und wenn ja, welche sind 
dies (www.humanrights.ch/cms/upload/pdf/07041
6_TDF_Studie_Ehrenmord.pdf, S. 26 f.)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 11. Dezember 2025

Der Bundesregierung liegen keine Informationen im Sinne der Frage-
stellung vor.
Durch die Richtlinie (EU) 2024/1712 zur Änderung der Richtlinie 
2011/36/EU zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und 
zum Schutz seiner Opfer vom 13. Juni 2024 wurde die Ausbeutungs-
form der Zwangsheirat aufgenommen. Die Änderungsrichtlinie ist von 
den Mitgliedstaaten bis zum 15. Juli 2026 in nationales Recht umzuset-
zen. Im Nationalen Aktionsplan zur Prävention und Bekämpfung des 
Menschenhandels und zum Schutz der Betroffenen (www.bmbfsfj.bun
d.de/resource/blob/252144/7fcb39c4d3309aa7e429fd29f62a4140/nation
aler-aktionsplan-menschenhandel-data.pdf) sind daher Maßnahmen 
enthalten.

45. Abgeordnete
Kerstin Przygodda
(AfD)

Liegen der Bundesregierung Kenntnisse darüber 
vor, in wie vielen Fällen Ausländer aus Deutsch-
land abgeschoben worden sind, die zuvor in 
Deutschland Straftaten begangen hatten, die im 
Zusammenhang des Phänomens der (Famili-
en-)Ehrgewalt standen, und wenn ja, welche sind 
dies (https://amnesty-frauen.de/wp-content/upload
s/39/2018/04/Pos.Ehrverbrechen2009.pdf)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 11. Dezember 2025

Für den Vollzug des Aufenthaltsrechts sind grundsätzlich die Länder zu-
ständig. Der Bundesregierung liegen keine Daten im Sinne der Frage-
stellung vor.
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46. Abgeordneter
Bodo Ramelow
(Die Linke)

Was waren die genauen Umstände der Entschei-
dung innerhalb des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), Asylsuchende aus Pakistan 
nicht mehr nach Rheinland-Pfalz zu verteilen 
(bitte z. B. ausführen, wann dies von wem aus 
welchem Anlass entschieden wurde), und wie ist 
die mit Schreiben der Parlamentarischen Staats-
sekretärin beim Bundesminister des Innern 
Daniela Ludwig vom 13. November 2025 mir ge-
genüber abgegebene Erklärung, mit der Vertei-
lung nur noch auf die Länder Nordrhein-Westfa-
len, Brandenburg, Niedersachsen und Sachsen 
solle eine Beschleunigung der Verfahren erreicht 
werden, „da durch die Bündelung auf wenige 
Länder gezielt herkunftslandspezifisches Wissen 
in den jeweiligen Außenstellen aufgebaut wird“, 
damit zu vereinbaren, dass in der Vergangenheit 
nach meinem Kenntnisstand gerade in Rheinland-
Pfalz viele Entscheidungen zu Asylsuchenden aus 
Pakistan getroffen wurden – worauf auch die 
Vielzahl der Entscheidungen des Verwaltungsge-
richts Trier hindeutet (vgl. Antwort der Bundes-
regierung auf meine Schriftliche Frage 42 auf 
Bundestagsdrucksache 21/2486) – und dort ent-
sprechendes herkunftslandspezifisches Wissen be-
reits vorliegen müsste, das aber nicht mehr ge-
nutzt werden kann, wenn Asylsuchende aus Pa-
kistan nicht mehr nach Rheinland-Pfalz verteilt 
werden (bitte nachvollziehbar begründen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 10. Dezember 2025

Die Entscheidung, den Herkunftsstaat Pakistan nicht mehr in Rheinland-
Pfalz bearbeiten zu lassen, steht im Zusammenhang mit der durchge-
führten Neuordnung der Bearbeitung von Herkunftsstaaten, auf die sich 
Bund und Länder in der 25. Bund-Länder-Tagung „Asyl und Rückkehr“ 
am 12. März 2025 geeinigt haben. Diese Neuordnung ist am 1. April 
2025 in Kraft getreten. Sie dient der Umsetzung des Beschlusses des 
Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder vom 6. März 2024 zur Flüchtlingspolitik, die Asylverfahren ins-
gesamt effizienter zu bearbeiten und zu beschleunigen. Eine Rolle spielt 
hier z. B. die Verfügbarkeit von Sprachmittelnden oder die Organisation 
bei den zuständigen Verwaltungsgerichten, die ihrerseits Kammern mit 
regionalen Schwerpunkten bilden. Wie die Bundesregierung in ihren 
Antworten auf Ihre Schriftliche Frage 42 auf Bundestagsdrucksache 
21/2486 und die am 31. Oktober 2025 gestellten weiteren Fragen ausge-
führt hat, ist es das Ziel dieser Maßnahme, zugleich für eine ausgewoge-
ne Verteilung der Asylbegehrenden auf die Länder zu sorgen und das 
erforderliche Fachwissen zu bündeln.
Im Übrigen gelten für alle Außenstellen des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) dieselben Arbeitsgrundlagen. Diese sorgen für 
eine grundlegend effiziente Arbeitsorganisation und -erfüllung. Zudem 
stellt das BAMF so sicher, dass die Entscheidung nicht vom Standort 
einer Außenstelle abhängt.
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47. Abgeordneter
Bodo Ramelow
(Die Linke)

Wie viele Entscheidungen zu Asylsuchenden aus 
Pakistan wurden in den Außenstellen des Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) in 
Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Branden-
burg, Niedersachsen und Sachsen von 2020 bis 
Ende 2024 getroffen (bitte nach Bundesländern 
differenziert auflisten), und wie waren die Quoten 
der Aufhebung von Bescheiden des BAMF durch 
die Verwaltungsgerichte bei Asylsuchenden aus 
Pakistan in den Jahren 2023, 2024 und im bisheri-
gen Jahr 2025 in den Bundesländern Rheinland-
Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Brandenburg, Nie-
dersachsen und Sachsen (bitte nach Bundeslän-
dern differenziert darstellen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 10. Dezember 2025

Die Angaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen werden:

Tabelle 1: Entscheidungen des BAMF zum Herkunftsstaat Pakistan
gesamt 2020 2021 2022 2023 2024

2.525 2.009 1.890 2.249 2.915
darunter:
  Brandenburg   202   102    75   153   327
  Niedersachsen   184   172   203   202   255
  Nordrhein-Westfalen   443   298   293   293   321
  Rheinland-Pfalz   631   476   537   876   967
  Sachsen   345   378   248   256   617
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48. Abgeordneter
Bodo Ramelow
(Die Linke)

Wie wurden Asylsuchende aus Pakistan auf ein-
zelne Bundesländer verteilt (bitte die jeweiligen 
Zahlen für das Gesamtjahr 2024 sowie für das 
erste Halbjahr 2025 bzw. das zweite Halbjahr 
2025, soweit vorliegend, getrennt angeben), und 
seit wann bearbeitet die Außenstelle des Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge in Trier Asyl-
verfahren zum Herkunftsland Pakistan (vgl. Ant-
wort der Bundesregierung auf meine Nachfrage 
zur Antwort der Bundesregierung auf meine 
Schriftliche Frage 42 auf Bundestagsdrucksache 
21/2486)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 10. Dezember 2025

Die Außenstelle des BAMF in Trier hat seit dem Jahr 1996 Asylanträge 
aus dem Herkunftsstaat Pakistan bearbeitet. Angaben zu weiter zurück-
liegenden Zeiträumen liegen nicht vor. Im Übrigen können die Angaben 
der Tabelle entnommen werden.

Tabelle: Verteilungen pakistanischer Asylsuchender auf die Länder 2024, 2025
2024 1.1.–30.6.2025 ab 1.7.2025

Baden-Württemberg    60  18  18
Bayern    38  12   6
Berlin    11   8   3
Brandenburg   239  70 115
Hamburg     3   3   1
Hessen    53  38  40
Mecklenburg-Vorpommern – –   1
Niedersachsen   190  68  75
Nordrhein-Westfalen   132  51  63
Rheinland-Pfalz   350 103  15
Saarland – –   1
Sachsen   618 192 181
Sachsen-Anhalt     1 – –
Schleswig-Holstein     2   1   3
Thüringen     1 – –
Gesamt 1.698 564 522

49. Abgeordnete
Zada Salihović
(Die Linke)

Wie viele der in Deutschland zum 30. Juni 2025 
(bzw. zum aktuellen Stand) lebenden Geduldeten 
bzw. Asylsuchenden waren nach Kenntnis der 
Bundesregierung berechtigt bzw. nicht berechtigt, 
eine Erwerbstätigkeit auszuüben, und wie vielen 
von ihnen wurde dies im ersten Halbjahr 2025 
(bzw. in den letzten sechs Monaten ab dem aktu-
ellen Stand) erlaubt bzw. versagt (bitte jeweils 
nach Bund und Sachsen differenzieren)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 12. Dezember 2025

Das Ausländerzentralregister (AZR) erfasst, in welchen Fällen Gedulde-
ten bzw. Gestatteten eine Erwerbstätigkeit erlaubt bzw. versagt worden 
ist. Allerdings lassen diese Daten keine Aussage darüber zu, ob die Er-
werbstätigkeit, zu der die Erlaubnis erteilt wurde, auch tatsächlich auf-
genommen wurde bzw. zum Stichtag noch bestand.
Zum Stichtag 31. Oktober 2025 waren im AZR 21.319 geduldete Perso-
nen mit einer Beschäftigungserlaubnis erfasst, davon 1.274 Personen aus 
Sachsen. 3.844 Personen erhielten die Beschäftigungserlaubnis ab dem 
1. Mai 2025, davon 291 Personen aus Sachsen. Zum Stichtag 31. Okto-
ber 2025 waren im AZR 2.168 geduldete Personen erfasst, bei denen 
eine Beschäftigungserlaubnis abgelehnt wurde, davon 72 Personen aus 
Sachsen. 416 Personen erhielten die Ablehnung ab dem 1. Mai 2025, da-
von 29 Personen aus Sachsen.
Zum Stichtag 31. Oktober 2025 waren im AZR 28.269 Personen mit 
einer Aufenthaltsgestattung mit einer Beschäftigungserlaubnis erfasst, 
davon 1.074 Personen aus Sachsen. 16.352 Personen erhielten die Be-
schäftigungserlaubnis ab dem 1. Mai 2025, davon 695 Personen aus 
Sachsen. Zum Stichtag 31. Oktober 2025 waren im AZR 1.807 Personen 
mit einer Aufenthaltsgestattung erfasst, bei denen eine Beschäftigungs-
erlaubnis abgelehnt wurde, davon 52 Personen aus Sachsen. 1.281 Per-
sonen erhielten die Ablehnung ab dem 1. Mai 2025, davon 39 Personen 
aus Sachsen.
Die Daten enthalten sowohl von der Ausländerbehörde erteilte Beschäf-
tigungserlaubnisse, zu der die Bundesagentur für Arbeit ihre Zustim-
mung gegeben hat, als auch Erlaubnisse zu zustimmungsfreien Beschäf-
tigungen, bei der die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nicht 
erforderlich ist.
Entsprechende Angaben zum Stichtag 30. Juni 2025 können rückwir-
kend aus den Daten des AZR nicht ermittelt werden, da die erfragten 
Daten zur Beschäftigungszustimmung immer nur zum aktuellen Stichtag 
ausgewertet werden können.

50. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus den gewalttätigen Protesten am 29. November 
2025 in Gießen beim Parteitag der AfD, wo unter 
anderem Bundestagsabgeordnete von Protestier-
enden verletzt und Autoscheiben eingeschlagen 
wurden, und wurden Gruppierungen bei diesen 
Protesten teilweise von vom Bund errichteten 
Stiftungen finanziert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 9. Dezember 2025

Strafrechtliche Ermittlungen werden grundsätzlich in Zuständigkeit der 
Länder geführt. Konsequenzen für festgenommene Personen liegen so-
mit im Zuständigkeitsbereich der örtlich zuständigen Strafverfolgungs- 
und Justizbehörden.
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Davon abgesehen ist für die Bundesregierung eine Verletzung des staat-
lichen Gewaltmonopols nicht hinnehmbar. Hierbei spielt es keine Rolle, 
ob sich die Gewalt gegen Repräsentanten des Staates oder gegen Perso-
nen, die sich für unsere Demokratie engagieren, für politische Ämter 
kandidieren oder diese ausüben, Polizeibeamte, Rettungskräfte oder an-
dere Personen richtet.
Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, in Abstimmung von Bund und Län-
dern eine Strategie gegen Linksextremismus zu erarbeiten (Zeilen 2733–
2734), und die Absicht bekräftigt, den strafrechtlichen Schutz von Ein-
satz- und Rettungskräften, Polizisten sowie Angehörigen der Gesund-
heitsberufe zu verschärfen und einen erweiterten Schutz für Kommunal-
politiker sowie für das Allgemeinwohl Tätige zu prüfen (Zeilen 2861–
2864). Die Bundesregierung bereitet aktuell einen entsprechenden 
Gesetzentwurf vor.
Zur Frage nach „Gruppierungen bei diesen Protesten, die teilweise von 
vom Bund errichteten Stiftungen finanziert“ sein sollen, liegen der Bun-
desregierung keine Erkenntnisse vor.

51. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Möchte die Bundesregierung die noch 1.900 in Is-
lamabad wartenden Afghanen aus dem Bundes-
aufnahmeprogramm nach Deutschland einfliegen, 
und wenn ja, wann, und welche Kosten kommen 
dann auf den Steuerzahler durch diese Maßnahme 
zu?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 10. Dezember 2025

Die Bundesregierung strebt an, denjenigen Personen aus dem Bundes-
aufnahmeprogramm für Afghanistan und dem Ortskräfteverfahren, die 
die Prüfungen im Ausreiseverfahren positiv durchlaufen haben und die 
Aufnahme- und Einreisevoraussetzungen erfüllen, eine schnellstmögli-
che Einreise zu ermöglichen. Die Einreisen per Flugzeug befinden sich 
in der konkreten Planung.
Die Höhe der Kosten, die durch die finanzierten Einreisen entstehen, 
lassen sich aufgrund der noch laufenden Verfahren nicht beziffern. Die 
aktuellen Kosten liegen daher aus buchhalterischen Gründen noch nicht 
vor.

52. Abgeordneter
Stefan Seidler
(fraktionslos)

Aus welchen Gründen erfolgten seit Beginn der 
Grenzkontrollen an den deutschen Außengrenzen 
am 16. September 2024 Zurückweisungen an der 
deutsch-dänischen Grenze (bitte nach Häufigkeit 
der Ursache zur Zurückweisung aufschlüsseln), 
und liegen der Bundesregierung Erkenntnisse zu 
erneuten Einreiseversuchen bereits zurückgewie-
sener Personen vor (falls ja, bitte angeben, wie 
viele dieser Folgeversuche in der Gesamtzahl der 
unerlaubten Einreisen an der deutsch-dänischen 
Grenze enthalten sind)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 8. Dezember 2025

Die statistischen Daten und die Gründe bezüglich der durch die Bundes-
polizei vollzogenen Zurückweisungen an der Grenze zu Dänemark sind 
der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. Keine der vollzogenen Maß-
nahmen richtete sich gegen eine Person, die bereits zuvor Adressat einer 
aufenthaltsbeendenden bzw. einreiseverhindernden Maßnahmen im je-
weils laufenden Kalenderjahr war.
Eine personenbezogene, statistische Erfassung von erneuten unerlaubten 
Einreisen (inklusive Versuchen) im Kontext zuvor vollzogener aufent-
haltsbeendender bzw. einreiseverhindernder Maßnahmen erfolgt nicht.

Anzahl vollzogener Zurückweisungen an der Grenze zu Dänemark (inklusive Seegrenze)
im Zeitraum vom 16. September 2024 bis 31. Oktober 2025

Maßnahme
gemäß

Grund Anzahl

Asylgesetz § 18 Absatz 2 AsylG   5
Aufenthalts-
gesetz

(A) ohne gültige(s) Reisedokument 319

Aufenthalts-
gesetz

(B) im Besitz eines falschen, ge- oder verfälschten Reisedokuments   2

Aufenthalts-
gesetz

(C) ohne gültiges Visum oder gültigen Aufenthaltstitel  90

Aufenthalts-
gesetz

(D) im Besitz eines falschen, ge- oder verfälschten Visums oder Aufenthalts-
titels

  1

Aufenthalts-
gesetz

(F) hat sich bereits 90 Tage innerhalb eines Zeitraumes von 180 Tagen im 
Gebiet der Schengenstaaten aufgehalten

  8

Aufenthalts-
gesetz

(G) verfügt nicht über ausreichende Mittel zur Bestreitung des Lebensunter-
halts

  1

Aufenthalts-
gesetz

(H1) Ausschreibung zur Einreiseverweigerung im SIS   2

Aufenthalts-
gesetz

(H2) Ausschreibung zur Einreiseverweigerung im nationalen Verzeichnis   8

Aufenthalts-
gesetz

(I) Gefahr für die öffentliche Ordnung, die innere Sicherheit, die öffentliche 
Gesundheit oder die internationalen Beziehungen

  6

Freizügigkeits-
gesetz

keine weitere Differenzierung vorhanden   2

Quelle: Die Daten beruhen auf der polizeilichen Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES) und können sich aufgrund von Nacherfassun-
gen oder notwendiger Maßnahmen zur Qualitätssicherung zukünftig geringfügig ändern.

53. Abgeordneter
Stefan Seidler
(fraktionslos)

Welche Ausgaben sind in den vergangenen fünf 
Jahren bei der Bundesanstalt Technisches Hilfs-
werk (THW) für die Vorhaltung und Einsatzver-
wendung von Sandsäcken entstanden (bitte nach 
Personal- und Sachkosten aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 8. Dezember 2025

Die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) beschafft Ausstattung 
gemäß der Stärke- und Ausstattungsnachweisung (StAN) und ist darauf 
ausgerichtet, die Aufgaben des THW im Rahmen des Zivilschutzes er-
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füllen zu können, da es sich bei diesem um eine Aufgabe des Bundes 
handelt. Der Katastrophenschutz, bzw. die örtliche Gefahrenabwehr, fällt 
hingegen in den Aufgabenbereich der Länder und Kommunen. Daher 
hat das THW keine Ausstattung für diese Zwecke in seiner StAN aufge-
führt.
Aufgrund dieser Aufgabentrennung zwischen Bund und Ländern kann 
das THW mit seiner Ausstattung, die es für die Aufgaben im Zivilschutz 
vorhält, technische Unterstützung bei der Bekämpfung von Katastro-
phen leisten, jedoch keine Ausstattung für Zwecke des Katastrophen-
schutzes, wie z. B. Sandsäcke, vorhalten. Im Auftrag der für die Gefah-
renabwehr zuständigen Stellen verlegen ehrenamtliche Kräfte des THW 
jedoch Sandsäcke der Anforderer. In Einzelfällen werden in Ortsverbän-
den des THW, im Auftrag der für die Gefahrenabwehr zuständigen Stel-
len, Sandsackfülleinrichtungen und Sandsäcke vorgehalten. Da das 
THW keine eigenen Sandsäcke vorhält, entstehen hieraus weder Perso-
nal- noch Sachkosten.

54. Abgeordneter
René Springer
(AfD)

Wie viele ukrainische Staatsangehörige sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit dem 1. Januar 
2025 bis zum 27. August 2025 sowie im Zeitraum 
vom 28. August 2025 (Inkrafttreten der gelocker-
ten ukrainischen Ausreisebestimmungen für Män-
ner zwischen 18 und 22 Jahren) bis zum aktuells-
ten verfügbaren Stichtag in das Bundesgebiet ein-
gereist (bitte nach den Altersgruppen „unter 
18 Jahre“, „18 bis 22 Jahre“, „23 bis unter 
60 Jahre“ sowie „60 Jahre und älter“ differenzie-
ren und nach Geschlecht aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 9. Dezember 2025

Die Angaben entsprechen den im Ausländerzentralregisters (AZR) re-
gistrierten Eintragungen und können den nachfolgenden Tabellen ent-
nommen werden:

Einreise von Ukrainern (UKR) zwischen 1. Januar 2025 und 27. August 2025
Anzahl der Personen unter 

18 Jahre
18 bis 

22 Jahre
23 bis unter 

60 Jahre
60 Jahre 
und älter

Gesamt

männlich 17.765 3.556 20.053 3.411 44.785
weiblich 12.471 4.737 24.143 5.715 47.066
unbekannt/divers     49    17     76    18    160
Summe 30.285 8.310 44.272 9.144 92.011

Einreise von UKR zwischen 28. August 2025 und 31. Oktober 2025
Anzahl der Personen unter 

18 Jahre
18 bis 

22 Jahre
23 bis unter 

60 Jahre
60 Jahre 
und älter

Gesamt

männlich 4.691 13.878  5.985 1.096 25.650
weiblich 3.627  4.037  7.600 2.058 17.322
unbekannt/divers     8     32     18     4     62
Summe 8.326 17.947 13.603 3.158 43.034
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55. Abgeordneter
Robert Teske
(AfD)

Wie viele Gewaltdelikte, Eigentumsdelikte (bitte 
dazu Sachbeschädigungen gesondert als eigene 
Untergruppe ausweisen), Sexualdelikte sowie 
Verstöße gegen das Betäubungsmittel- und Waf-
fengesetz wurden nach Kenntnis der Bundesregie-
rung jeweils im Gesamtjahr 2024 in Bezug auf 
Züge der Süd-Thüringen-Bahn GmbH durch die 
Bundespolizei erfasst, und welche Aussagen kann 
die Bundesregierung zur Anzahl und Herkunft der 
Täter bzw. Tatverdächtigen jeweils in Bezug auf 
die genannten Gewaltdelikte machen (bitte je-
weils nach Abfragezeitraum; nach erfassten deut-
schen, nichtdeutschen Tatverdächtigen; Tatver-
dächtigen, deren Staatsangehörigkeit ungeklärt 
bzw. unbekannt ist; sowie Tatverdächtigen, die 
gänzlich unbekannt sind, d. h. zu denen keinerlei 
Informationen vorliegen, differenzieren)?

56. Abgeordneter
Robert Teske
(AfD)

Nach welchen zehn häufigsten Staatsangehörig-
keiten schlüsseln sich die erfassten nichtdeut-
schen Tatverdächtigen, die im Jahr 2024 in Bezug 
auf Züge der Süd-Thüringen-Bahn GmbH durch 
die Bundespolizei im Kontext von mutmaßlichen 
Straftaten erfasst wurden, nach Kenntnis der Bun-
desregierung auf (bitte in absoluten Zahlen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christoph de Vries 
vom 8. Dezember 2025

Die Fragen 55 und 56 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.
Statistische Daten im Sinne der Fragestellung liegen nicht vor. In der 
Polizeilichen Eingangsstatistik der Bundespolizei werden bei den Tatört-
lichkeiten keine weiteren Daten erfasst. Insofern ist keine Unterschei-
dung der Tatörtlichkeit Zug nach einzelnen Eisenbahnverkehrsunterneh-
men möglich.
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57. Abgeordnete
Donata 
Vogtschmidt
(Die Linke)

Warum wurden die Unterstützungspflichten des 
Bundesamts für Sicherheit in der Informations-
technik (BSI) zur Wahrung der Aufgaben von Si-
cherheitsbehörden mit dem verabschiedeten 
NIS-2-Umsetzungsgesetz angesichts langjähriger 
Diskussionen um unzureichende Unabhängigkeit 
des BSI von den Interessen von Sicherheitsbehör-
den nicht beschränkt, sondern hinsichtlich § 3 Ab-
satz 1 Nummer 18 des BSI-Gesetzes sogar erwei-
tert, und teilt die Bundesregierung die Auffassung 
der Fraktion der AfD in der Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 
zu NIS-2 (Bundestagsdrucksache 21/2782), dass 
die vom Innenausschuss darin empfohlenen Än-
derungen am Entwurf der NIS-2-Umsetzung be-
wirken, dass das BSI anders als bisher künftig 
auch in Fällen von Ausländerextremismus, der 
sich gegen Menschen im Ausland richte, zur Mit-
wirkung an den Aufgaben von Sicherheitsbehör-
den aufgefordert sei?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 11. Dezember 2025

Bei dem Wortlaut in § 3 Absatz 1 Nummer 18 handelt es sich um eine 
kodifizierte Amtshilfe und Fortführung des § 3 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 13 des Gesetzes über das Bundesamt für Sicherheit in der Informa-
tionstechnik (BSIG) a. F. Eine Zusammenarbeit zwischen dem Bundes-
amt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) und den Polizeien 
des Bundes und der Länder wird durch diese Festschreibung nicht er-
weitert, sondern wird vielmehr auch, wie bereits in der entsprechenden 
Norm in § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 13 BSIG a. F. im Rahmen der 
Amtshilfe erfolgen. Der Einschub „des Bundes und der Länder“ führt 
nicht zu einer Erweiterung gegenüber § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 13 
BSIG a. F.; entsprechende Amtshilfepflichten sieht Artikel 35 Absatz 1 
des Grundgesetzes ohnehin vor.
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58. Abgeordnete
Donata 
Vogtschmidt
(Die Linke)

Erwägt die Bundesregierung, die Öffnungsklausel 
in § 29 Absatz 1 Nummer 3 im verabschiedeten 
NIS-2-Umsetzungsgesetz dafür zu nutzen, dass 
eigentlich nicht von NIS-2 erfasste Forschungs-
einrichtungen, wie beispielsweise überwiegend 
nichtkommerziell tätige Einrichtungen, bei denen 
es sich um „weitere Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie ihre 
Vereinigungen, ungeachtet ihrer Rechtsform, auf 
Bundesebene“ handelt, als Einrichtungen der 
Bundesverwaltung im Sinne dieses Gesetzes in 
dessen Geltungsbereich eingeschlossen werden 
können (vgl. Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 25 der Kleinen Anfrage der Fraktion Die 
Linke auf Bundestagsdrucksache 21/2448), und 
warum wurde hierzu das im Referentenentwurf 
vom 24. Juni 2025 (www.bmi.bund.de/SharedDoc
s/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/referent
enentwuerfe/CI1/NIS-2-RefE_2025.pdf) vorge-
sehene Benehmen mit den zuständigen Ressorts 
im darauffolgenden Kabinettsbeschluss in ein er-
forderliches Einvernehmen abgeändert, das sich 
auch in der vom Deutschen Bundestag verab-
schiedeten Fassung des Gesetzes findet?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Daniela Ludwig 
vom 11. Dezember 2025

Es stehen noch keine konkreten Kriterien fest für die mit dem jeweiligen 
Ressort im Einvernehmen zu treffenden Anordnungen zu Einrichtungen 
der Bundesverwaltung gemäß § 29 Absatz 1 Nummer 3 des Gesetzes 
über das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSIG)-
neu. Grundsätzlich werden sich die heranzuziehenden Kriterien einer-
seits auf die Wahrnehmung öffentlich-rechtlicher Verwaltungsaufgaben 
beziehen und andererseits auf das Risiko, das die entsprechende Einrich-
tung für die Informationssicherheit des Bundes insgesamt darstellt (etwa 
aufgrund von Verbundrisiken).
Die Änderung von „Benehmen“ mit den zuständigen Ressorts in „Ein-
vernehmen“ erfolgte im Zuge der Verhandlungen zwischen den Res-
sorts.
Die NIS-2-Richtline (EU 2022/2555) erweitert die Cybersicherheitsan-
forderungen auf deutlich mehr Einrichtungen als die ursprüngliche 
NIS-1-Richtlinie. Die Ausgestaltung des Anwendungsbereiches orien-
tiert sich im Sinne einer bürokratiearmen 1:1-Umsetzung eng an der 
europäischen Richtlinie. Dementsprechend erfasst auch das NIS2Um-
suCG den Sektor Forschung in dem von der NIS-2-Richtlinie vorgege-
benen Umfang (vgl. Anlage 2 Nummer 7 BSIG). Darüber hinaus-
gehende Überlegungen zu einer analogen Ausweitung wurden bisher 
nicht mit den zuständigen Ressorts geführt.
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

59. Abgeordnete
Luise Amtsberg
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche konkreten Planungen verfolgt die Bundes-
regierung derzeit hinsichtlich einer möglichen 
deutschen Beteiligung an einer Nachfolgemission 
oder einer alternativen internationalen Mission im 
Anschluss an den Einsatz der UNIFIL-Mission 
(UNIFIL = United Nations Interim Force in Liba-
non), und welche Voraussetzungen und Entschei-
dungskriterien legt die Bundesregierung dabei zu-
grunde (www.deutschlandfunk.de/wadephul-will-
sich-fuer-nachfolgeeinsatz-von-uno-beobachtermi
ssion-einsetzen-100.html)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 8. Dezember 2025

Die Bundesregierung plant, sich bis zum Ende der Mandatsdauer am 
Einsatz der UNIFIL-Mission zu beteiligen. Sie unterstützt die libanesi-
schen Sicherheitsbehörden und Streitkräfte zudem bilateral mit Stabili-
sierungs- und Ertüchtigungsmaßnahmen sowie auf Ebene der Europä-
ischen Union im Rahmen der Europäischen Friedensfazilität.
Die Bundesregierung beteiligt sich an Diskussionen auf europäischer 
Ebene über eine fortgesetzte Unterstützung des Libanon, die derzeit 
noch kein konkretes Stadium erreicht haben.

60. Abgeordnete
Deborah Düring
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn die geplante Umstrukturierung des Auswär-
tigen Amts darauf abzielt, eine „noch stärker inte-
ressengeleitete Außenpolitik“ zu verfolgen und 
damit zugleich die Auflösung der Abteilung Kri-
senprävention, Stabilisierung, Friedensförderung 
und humanitäre Hilfe verbunden ist, inwiefern 
versteht die Bundesregierung diese Bereiche wei-
terhin als Bestandteil interessengeleiteter Außen-
politik, und wie viele Stellen werden im Auswär-
tigen Amt im Zuge der Umstrukturierung abge-
baut (bitte hierbei auch angeben, wie viele Stellen 
für außenpolitische Aufgaben ggf. in anderen 
Ressorts im Zuge dessen geschaffen wurden oder 
werden sollen; vgl. https://epo.de/28950-auswaert
iges-amt-umstrukturierung-ist-ein-fatales-signal/ 
und www.sueddeutsche.de/politik/bundesregierun
g-auswaertiges-amt-strukturreform-baerbock-wad
ephul-merz-li.3344328)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 8. Dezember 2025

Die Neustrukturierung der Zentrale des Auswärtigen Amts soll die ge-
genwärtigen und absehbaren außenpolitischen Herausforderungen best-
möglich abbilden. Sie richtet den Auswärtigen Dienst konsequent auf 
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die außen- und sicherheitspolitischen Interessen und Ziele Deutschlands 
und Europas aus.
Die Restrukturierung der Kompetenzen der Abteilung S (humanitäre 
Hilfe und Stabilisierung) verfolgt – ebenso wie die Umorganisation der 
anderen Abteilungen – das Ziel einer verbesserten außenpolitischen 
Steuerung. Die neue Struktur ermöglicht es, das starke Engagement des 
Auswärtigen Amts bei Stabilisierung und humanitärer Hilfe nach jetzi-
gem Planungsstand über die zukünftige Abteilung Internationale Ord-
nung auch weiterhin in seiner Gesamtheit darzustellen.
Wesentliche Kompetenzen der Abteilung S werden in die gestärkten Re-
gionalabteilungen und die künftige Abteilung Internationale Ordnung 
überführt. Die Regionalabteilungen werden die neuen, entsprechend 
strategischer Ziele und Interessen steuernden Einheiten von bilateralen 
oder regionalen Projekten.
Wie für fast alle anderen Bundesressorts gilt auch für das Auswärtige 
Amt die Vorgabe aus dem Haushaltsgesetz 2026, 2,2 Prozent der Plan-
stellen und Stellen bis Ende 2026 abzubauen. Die genaue Anzahl der 
Stellen, die im Zuge der Umstrukturierung abgebaut werden, wird daher 
im Laufe des Jahres 2026 festgelegt.

61. Abgeordneter
Mirco Hanker
(AfD)

Wie viele Einrichtungen existieren nach Kenntnis 
der Bundesregierung bundesweit, die – vergleich-
bar mit dem Friedensdorf International in Ober-
hausen – Kinder und Jugendliche aus Krisen- und 
Kriegsgebieten zur medizinischen Versorgung 
aufnehmen, und wer trifft die Auswahl darüber, 
welche Kinder und Jugendlichen zur medizini-
schen Versorgung in solchen Einrichtungen nach 
Deutschland einreisen dürfen (bitte Beteiligung 
der Bundesregierung oder etwaiger Nichtregie-
rungsorganisationen darstellen)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch 
vom 11. Dezember 2025

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über die Anzahl zivil-
gesellschaftlicher Organisationen, die sich für medizinische Behandlun-
gen von Kindern und Jugendlichen aus Krisen- und Kriegsgebieten in 
Deutschland einsetzen, vor. Die Bundesregierung beteiligt sich auch 
nicht an der Auswahl von Kindern und Jugendlichen im Sinne der Fra-
gestellung.

62. Abgeordnete
Maren Kaminski
(Die Linke)

Ist die Republik Südafrika nach Ansicht der Bun-
desregierung weiterhin volles Mitglied der G20-
Gruppe, das am G20-Gipfel 2026 teilnehmen soll, 
und wie positioniert sich die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang zur beabsichtigten Einla-
dung Polens anstelle Südafrikas durch die Regie-
rung des US-Präsidenten Donald Trump (Quelle: 
www.bloomberg.com/news/articles/2025-12-04/p
oland-to-join-us-hosted-g-20-summit-as-south-afr
ica-is-shunned)?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch 
vom 12. Dezember 2025

Südafrika ist weiterhin volles Mitglied der Gruppe der 20 (G20). Die 
Bundesregierung setzt sich entsprechend für eine fortgesetzte Teilnahme 
Südafrikas am G20-Prozess ein.
Die Bundesregierung unterstützt die in der G20 übliche Praxis, dass der 
jeweilige Vorsitz Gastländer am G20-Prozess beteiligt, so wie dies die 
USA mit Blick auf Polen angekündigt haben.

63. Abgeordneter
Michael Kellner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Treffen, Schriftwechsel oder Telefonate 
gab es seit Amtsantritt von Mitgliedern der Bun-
desregierung oder Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aus den Bundesministerien mit dem US-Son-
dergesandten Richard Grenell und seinem Stab?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 10. Dezember 2025

Die Bundesregierung äußert sich zu Details vertraulicher Gespräche mit 
anderen Staaten generell nicht.

64. Abgeordneter
Stefan Keuter
(AfD)

Hat die Bundesregierung eigene oder zugelieferte 
Erkenntnisse darüber, ob deutsche und internatio-
nale Hilfsgelder in der Ukraine durch Mitglieder 
der Staats- und/oder Militärführung zweckwidrig 
verwendet oder veruntreut wurden (bitte ggf. An-
gabe der Höhe), und welche konkreten Maßnah-
men ergreift die Bundesregierung, um sicherzu-
stellen, dass die von Deutschland bereitgestellten 
Mittel ordnungsgemäß und bestimmungsgemäß 
bis zum Endempfänger verwendet werden?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 10. Dezember 2025

Die Bundesregierung überprüft fortlaufend die Mittelverwendung ihrer 
Unterstützungsleistungen für die Ukraine. Für die Unterstützung der 
Bundesregierung für die Ukraine gelten umfassende Antikorruptions- 
und Transparenzmaßnahmen. Dazu zählen die Prüfung von Verträgen 
und Rechnungen, projektbezogene Mittelvergabe und Umsetzungskon-
trollen sowie spezifische Endverbleibszusicherungen.
Die Umsetzung von Maßnahmen der Bundesregierung über die Durch-
führer KfW und GIZ sind zudem mit Risikopräventions- und Monito-
ringmechanismen versehen. Weiterhin hat sich die Ukraine in zahlrei-
chen politischen Einlassungen und Vertragsdokumenten zur Korrupti-
onsbekämpfung im eigenen Land verpflichtet.
Die Unabhängigkeit und Leistungsfähigkeit der Antikorruptionsinstituti-
onen, insbesondere das Nationale Antikorruptionsbüro (NABU) sowie 
die Spezialisierte Anti-Korruptionsstaatsanwaltschaft (SAPO), sind eine 
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zentrale Errungenschaft des Reformkurses der Ukraine und zugleich von 
entscheidender Bedeutung für das leistungsbasierte Voranschreiten der 
Ukraine im EU-Beitrittsprozess. Hierfür setzt sich die Bundesregierung, 
in enger Abstimmung mit ihren Partnern, weiterhin gegenüber der ukrai-
nischen Regierung ein.
Darüber hinaus erfolgt die Finanzierung und Umsetzung der humanitä-
ren Hilfe der Bundesregierung in der Ukraine grundsätzlich staats- und 
regierungsfern.
Die Unterstützung der Bundesregierung für den ukrainischen Energie-
sektor ist nach Kenntnis der Bundesregierung von den Korruptionsvor-
fällen bei EnergoAtom nicht betroffen.
Die Bundesregierung verweist außerdem auf ihre Antwort auf die 
Schriftliche Frage 54 des Abgeordneten Kay Gottschalk auf Bundestags-
drucksache 21/2665 sowie auf ihre Antwort auf die Schriftliche 
Frage 34 des Abgeordneten Michael Kaufmann auf Bundestagsdruck-
sache 21/2876.

65. Abgeordneter
Rocco Kever
(AfD)

Inwiefern plant die Bundesregierung, in allen von 
Deutschland finanzierten oder mitfinanzierten 
Programmen zum Wiederaufbau der Ukraine so-
wie zur Unterstützung des EU-Integrationsprozes-
ses (einschließlich G7-, EU- und bilateraler Initia-
tiven) den verbindlichen Einbau wirksamer Anti-
korruptionsmaßnahmen (wie die Unterstützung 
unabhängiger Antikorruptionsbehörden, Transpa-
renzportale und digitale Vergabeverfahren) sowie 
eine starke, unabhängige und international über-
wachte Aufsicht (z. B. durch das Europäische 
Amt für Betrugsbekämpfung – OLAF, unabhängi-
ge Prüfstellen oder Drittbegutachtung) sicherzu-
stellen (vgl. https://rp-online.de/politik/deutschlan
d/trotz-attacken-aus-russland-wie-deutsche-firme
n-der-ukraine-helfen_aid-139716757)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 11. Dezember 2025

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort zu Frage 64.

66. Abgeordneter
Andreas Mayer
(AfD)

Wie hoch waren die Kosten der Bundesregierung 
für die Teilnahme an den G7-, G20- und COP30-
Meetings in diesem Jahr, und wie viele Dienst-
reisen für Mitglieder oder Beamte der Bundes-
regierung wurden dafür insgesamt genehmigt?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 8. Dezember 2025

Im Jahr 2025 haben im G7-Format bislang ein Gipfel auf Ebene der 
Staats- und Regierungschefs sowie zwölf Treffen auf Ministerebene 
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stattgefunden, an denen Vertreter der Bundesregierung teilgenommen 
haben. Für die Teilnahme wurden insgesamt 88 Dienstreisegenehmigun-
gen für die begleitenden Delegationen ausgesprochen.
Im G20-Format haben bislang ein Gipfel auf Ebene der Staats- und Re-
gierungschefs sowie zehn Treffen auf Ministerebene stattgefunden, an 
denen Vertreter der Bundesregierung teilgenommen haben.
Für die Teilnahme wurden insgesamt 110 Dienstreisegenehmigungen für 
die begleitenden Delegationen ausgesprochen.
An der COP30 in Belem (Brasilien) haben Vertreter aus sieben Ressorts 
teilgenommen. Für die Teilnahme wurden rd. 75 Dienstreisegenehmi-
gungen ausgesprochen.
Die Reisen sind noch nicht vollständig abgerechnet, so dass die Gesamt-
kosten für die Teilnahme an den Veranstaltungen noch nicht berechnet 
werden können.

67. Abgeordnete
Charlotte Antonia 
Neuhäuser
(Die Linke)

Nach welchen außen- und entwicklungspoliti-
schen Erwägungen hat die Bundesregierung ent-
schieden, dass der deutsche Botschafter in Tansa-
nia an der Vereidigungszeremonie der wiederge-
wählten Präsidentin Tansanias, Samia Suluhu 
Hassan, am 3. November 2025 teilnehmen wird, 
obwohl regionale Wahlbeobachtungsmissionen 
das Verfahren als nicht demokratischen Standard 
entsprechend eingestuft haben und das UN-Men-
schenrechtsbüro sowie internationale Menschen-
rechtsorganisationen über die Tötung zahlreicher 
Demonstrierender, darunter vieler junger Men-
schen, im Umfeld der Wahlen vom 29. Oktober 
2025 berichten, und wird die Bundesregierung an-
gesichts dieser Vorwürfe die bilaterale Entwick-
lungszusammenarbeit mit Tansania sowie die 
Fortführung der laufenden Programme reevaluie-
ren?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 11. Dezember 2025

Auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 43 des 
Abgeordneten Vinzenz Glaser auf Bundestagsdrucksache 21/2979 wird 
verwiesen.
Zudem haben die Botschafterinnen und Botschafter der EU-Mitglied-
staaten in Tansania zusammen mit Großbritannien, Kanada, Norwegen 
und der Schweiz in einer Stellungnahme am 5. Dezember 2025 die Tö-
tung Demonstrierender und fehlende demokratische Standards bei den 
Wahlen verurteilt, zu maximaler Zurückhaltung der Sicherheitskräfte, 
der Freilassung aller politisch Gefangenen sowie eine transparente, in-
klusive Aufarbeitung der Ereignisse aufgerufen.
Gemeinsam mit den EU-Partnern hat sich die Bundesregierung Anfang 
November 2025 dazu entschlossen, für einen Zeitraum von drei Mona-
ten keine neuen entwicklungspolitischen Zusagen zu tätigen. Während 
dieses Zeitraums beobachtet sie die weiteren Entwicklungen in Tansania 
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sehr genau und sucht fortlaufend das Gespräch mit Vertreterinnen und 
Vertretern der tansanischen Regierung.

68. Abgeordnete
Jamila Schäfer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie werden die Finanzmittel der humanitäre Hilfe 
im Jahr 2025 im Vergleich zum Vorjahr auf die 
einzelnen Länder verteilt (bitte hierbei auf die sie-
ben Länder eingehen, welche 2025 die meisten 
Finanzmittel erhalten), und welche Auswirkungen 
sieht das Auswärtige Amt durch die Kürzungen 
der internationalen Geberländer auf die humanitä-
ren Bedarfe?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch 
vom 10. Dezember 2025

Die Mittel der humanitären Hilfe haben sich im Jahr 2025 wie folgt auf 
die sieben Länder aufgeteilt, die insgesamt die höchsten Zuwendungen 
aus bilateralen Projekten zuzüglich der regional ausgewiesenen Anteile 
flexibler Globalförderungen erhalten haben (Stand: 9. Dezember 2025):

Land Summe 
(2025)

Veränderung 
(ggü. 2024)

Ukraine 174,6 Mio. Euro −51 %
Syrien 122,6 Mio. Euro −46 %
Palästinensische Gebiete  76,6 Mio. Euro −49 %
Sudan  53,0 Mio. Euro −45 %
Südsudan  38,6 Mio. Euro −44 %
Libanon  37,8 Mio. Euro −81 %
DR Kongo  37,1 Mio. Euro −35 %

Infolge der Mittelkürzungen zahlreicher internationaler Geberländer 
sind eine Vielzahl humanitärer Bedarfspläne unterfinanziert, wodurch 
nur ein Teil der ursprünglich vorgesehenen Begünstigten mit z. T. 
lebensnotwendiger humanitärer Hilfe erreicht werden kann (siehe auch 
den Global Humanitarian Overview 2026 der Vereinten Nationen: 
https://humanitarianaction.info/document/global-humanitarian-overvie
w-2026). In vielen humanitären Krisen mussten Berichten humanitärer 
Umsetzungspartner zufolge zudem Rationen gekürzt oder Operationsge-
biete eingeschränkt werden. Darüber hinaus wird auf die Antwort zu 
Frage 70 verwiesen.

69. Abgeordnete
Jamila Schäfer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Aus welchen Ursprungsländern flüchten nach 
Kenntnis der Bundesregierung die Menschen, die 
sich in Nordafrika, insbesondere Libyen aufhal-
ten, und gibt es Anzeichen, dass in den letzten 
Monaten im Vergleich zum Vorjahr mehr Men-
schen aus dem Chad und dem Sudan in Richtung 
Nordafrika, insbesondere Libyen, fliehen?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 10. Dezember 2025

Die erfragten Informationen sind auf der Website des UNHCR (www.da
ta.unhcr.org) abrufbar.

70. Abgeordnete
Jamila Schäfer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat die Bundesregierung für die Kürzungen im 
Bereich der humanitären Hilfe und der Entwick-
lungszusammenarbeit eine Folgenabschätzung 
(für Wirtschaft, Geopolitik, Migration und Sicher-
heit) vorgenommen, und wenn ja, welche Folgen 
wurden prognostiziert?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch 
vom 9. Dezember 2025

Trotz notwendiger Haushaltskonsolidierung gehört Deutschland weiter-
hin zu den weltweit größten Gebern in der humanitären Hilfe und der 
Entwicklungszusammenarbeit. Vor diesem Hintergrund legt die Bundes-
regierung weiterhin höchsten Wert auf eine wirksamere Priorisierung 
und Koordinierung ihres Engagements, eine effiziente Mittelverwen-
dung sowie eine enge Abstimmung mit Partnern und im multilateralen 
System. Sie setzt sich dort für Reformen und Effizienzsteigerungen ein, 
um die negativen Auswirkungen sinkender Mittel zu begrenzen und wei-
terhin insbesondere die verletzlichsten Bevölkerungsgruppen bestmög-
lich zu unterstützen.
Die Bundesregierung beobachtet fortlaufend die Entwicklungen in den 
genannten Bereichen und passt ihre Schwerpunktsetzungen im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel entsprechend an.

71. Abgeordnete
Beatrix von Storch
(AfD)

Teilt die Bundesregierung die vom belgischen 
Premierminister Bart De Wever geäußerte Ein-
schätzung, dass eine vollständige oder teilweise 
Konfiszierung der eingefrorenen russischen 
Staatsvermögen erhebliche juristische, finanzielle 
und systemische Risiken für Belgien – insbeson-
dere aufgrund der Konzentration der Vermögens-
werte bei Euroclear – mit sich bringen und im 
Extremfall sogar zu einer existenziellen finanziel-
len Gefährdung des belgischen Staates führen 
könnte, und falls nein, welche rechtlichen, wirt-
schaftlichen oder finanzsystemischen Bewertun-
gen liegen der abweichenden Position der Bun-
desregierung zugrunde?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Kotsch 
vom 11. Dezember 2025

Der Vorschlag der Europäischen Kommission sieht keine Konfiszierung 
des immobilisierten russischen Zentralbankvermögens vor, weder voll-
ständig noch teilweise. Zur Unterstützung der Ukraine aufgrund der an-
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haltenden Aggression Russlands gegen die Ukraine wird vielmehr eine 
Nutzung von Geldbeständen in Höhe der in der EU immobilisierten Ver-
mögenswerte als Finanzierung für einen Kredit an die Ukraine vorge-
schlagen. Die russischen Vermögenswerte (d. h. der Anspruch auf Rück-
zahlung der Gelder) bleiben davon unberührt. Da in Belgien die wesent-
liche Mehrheit der in der EU immobilisierten Vermögenswerte der russi-
schen Zentralbank liegt, ist für Belgien eine faire europäische Risiken- 
und Lastenverteilung von großer Bedeutung.
Die Bundesregierung nimmt daher, wie auch die Europäische Kommis-
sion, die Bedenken Belgiens sehr ernst und unterstützt – wie von 
Belgien gefordert – eine faire Lasten- und Risikoverteilung zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten. Die Bundesregierung setzt sich auch für eine 
enge Koordinierung des Vorgehens mit G7-Partnern zur Absicherung 
der Nutzung der russischen Vermögenswerte ein.

72. Abgeordneter
Niklas Wagener
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie sieht der Zeitplan aus und welche Eckpunkte 
umfasst die ressortübergreifende Planung zur 
Ausgestaltung des Nationalen und Regionalen 
Partnerschaftsplans für die Bundesrepublik 
Deutschland, welche durch die von der EU-Kom-
mission vorgeschlagene neue Architektur des 
Mehrjährigen Finanzrahmens der EU notwendig 
geworden ist, insbesondere im Hinblick auf die 
Sicherstellung der Finanzierung des Querschnitt-
themas ländliche Räume?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Géza Andreas von Geyr 
vom 8. Dezember 2025

Zur ressortübergreifenden Planung zur Ausgestaltung des Nationalen 
und Regionalen Partnerschaftsplans (NRPP) für die Bundesrepublik 
Deutschland befindet sich die Bundesregierung in der internen Abstim-
mung. Im Vordergrund steht dabei, einen Prozess für die innerdeutsche 
Umsetzung zwischen Bund und Ländern aufzusetzen. Die Förderung des 
ländlichen Raums ist Teil des NRPP-Kerns.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Verteidigung

73. Abgeordnete
Jeanne 
Dillschneider
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Bis wann plant die Bundesregierung die Ver-
öffentlichung des KI-Konzepts des Bundesminis-
teriums der Verteidigung, und welche Stakehol-
derbefragungen und Expertengespräche gab es 
hierzu im Vorfeld (bitte die letzten zehn Termine 
auflisten)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Nils Schmid 
vom 9. Dezember 2025

Die im Jahr 2019 erstmals erlassene Konzeption „Künstliche Intelligenz 
im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung“ wird 
aktuell vollständig überarbeitet. Das Dokument unterliegt als interne 
konzeptionelle Regelung des Geschäftsbereiches des Bundesministe-
riums der Verteidigungg dem Amts- und Dienstgeheimnis; eine Ver-
öffentlichung ist dementsprechend nicht vorgesehen. Interne Stakehol-
der und Experten der Bundeswehr einschließlich der BWI GmbH waren 
in die Aktualisierung eingebunden. Erkenntnisse aus der vielfältigen 
nationalen und internationalen Gremienarbeit insbesondere der Gre-
mienarbeit der Vereinten Nationen und multinationaler Initiativen, z. B. 
den Responsible Artificial Intelligence in the Military Domain Konfe-
renzen, flossen ebenfalls ein. Externe Expertengespräche wurden mit 
DHL Supply Chain (7. April 2025), der Deutschen Bahn AG (12. Mai 
2025), dem Bundeskriminalamt (3. Juni 2025), der AG Operative KI des 
BDSV (5. Juli 2025), dem Verein Deutscher Ingenieure e. V. (25. Sep-
tember 2025), in einem Expertenworkshop der Universität der Bundes-
wehr München und der Konrad Adenauer Stiftung (30. Oktober 2025), 
mit der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler e. V. (13. und 14. No-
vember 2025), der Leitung der AG Operative KI des BDSV (1. Dezem-
ber 2025) und dem Münchner Management Kolloquium (2. Dezember 
2025) geführt.
Darüber hinaus befasst sich der Digitalrat BMVg, der als Beratungsgre-
mium aus Experten der Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Wirtschaft 
besteht, im Schwerpunkt mit dem Thema Künstliche Intelligenz.

74. Abgeordnete
Jeanne 
Dillschneider
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche nächsten Planungsschritte sind für die 
Aufstellung von sechs Einheiten mit „Loitering 
Munition“ (Angriffsdrohnen) bis 2027 bzw. 2029 
bei der Bundeswehr vorgesehen (www.tagesscha
u.de/inland/drohnen-bundeswehr-100.html), und 
plant die Bundesregierung die Erarbeitung von 
Grundsätzen zum Einsatz dieser Systeme wie sie 
schon bei den „Grundsätzen für den Einsatz be-
waffneter Drohnen“ (www.faz.net/aktuell/politik/i
nland/bundeswehr-wann-bewaffnete-drohnen-ein
gesetzt-werden-duerfen-110235555.html) ent-
wickelt wurden, und wenn nein, warum nicht?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Sebastian Hartmann 
vom 9. Dezember 2025

Im Rahmen der Aufstellung von Einheiten der Bundeswehr mit „Loite-
ring Munition“ wurden die Bedarfe entlang der neuen NATO-Vorgaben 
erfasst und erste Möglichkeiten zur Bedarfsdeckung erarbeitet. Eine de-
zidierte Beschreibung der Forderungslage für diese Einheiten ist für Mit-
te 2026 angestrebt.
Aufgrund ihrer besonderen Bedeutung wird die deutsche Brigade in Li-
tauen, Panzerbrigade 45, bereits 2027 über eine Anfangsbefähigung mit 
„Loitering Munition“ und Aufklärungssystemen verfügen. Bis 2029 ist 

Drucksache 21/3236 – 48 – Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode

https://www.tagesschau.de/inland/drohnen-bundeswehr-100.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/inland/bundeswehr-wann-bewaffnete-drohnen-eingesetzt-werden-duerfen-110235555.html


die Befähigung von zusätzlichen drei Einheiten der Bundeswehr mit 
„Loitering Munition“ geplant.
Da der Planungs- und der Aufstellungsprozess noch nicht abgeschlossen 
sind, können darüber hinaus zu diesem Zeitpunkt keine weiteren An-
gaben gemacht werden.
Bei der angefragten „Loitering Munition“ handelt es sich nicht um be-
waffnete Drohnen, d. h. um unbemannte bewaffnete Luftfahrzeuge, son-
dern um Munition. Loitering Munition wird hinsichtlich Einsatzgrund-
sätzen wie vergleichbare Munitionsarten behandelt und unterliegt beim 
Einsatz genauso den Bestimmungen des humanitären Völkerrechts.

75. Abgeordneter
Leon Eckert
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung 
im Nachgang zu der am 11. November 2025 in 
Weichering abgehaltenen Informationsveranstal-
tung über die Belastung mit Per- und polyfluorier-
te Alkylsubstanzen (PFAS, den sog. Ewigkeits-
chemikalien) im Umfeld des NATO-Flugplatzes 
Neuburg, die durch die Nutzung von PFAS-ba-
sierten Löschschäumen durch die Bundeswehr 
entstanden ist, um erstens zeitnah die Festlegung 
eines verbindlichen PFAS-Sanierungszeitplans 
sicherzustellen und zweitens gemeinsam mit den 
betroffenen Anwohnerinnen und Anwohnern so-
wie den örtlichen Behörden eine verlässliche und 
kooperative Lösung zur Eindämmung der PFAS-
Belastungen im umliegenden Grundwasser zu 
entwickeln (vgl. www.augsburger-allgemeine.de/
neuburg/pfas-belastung-verantwortliche-berichte
n-ueber-stand-der-sanierung-in-neuburg-11276
0326)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Sebastian Hartmann 
vom 11. Dezember 2025

Die Vorgehensweise bei der Untersuchung und Sanierung von Boden- 
und Grundwasserkontaminationen ist im Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) und in der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) geregelt, die beide uneingeschränkt auch für die Bundes-
wehr gelten. Die Bundeswehr setzt diese rechtlichen Vorgaben in ihrem 
Altlastenprogramm in Abstimmung mit den zuständigen Bodenschutz-
behörden der Länder um.
Auf Grundlage der Ergebnisse der Detailuntersuchungen der Phase II b 
des Altlastenprogramms der Bundeswehr wurde im Rahmen der ab-
schließenden Gefährdungsabschätzung gemeinsam mit dem Landratsamt 
Neuburg-Schrobenhausen und dem Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt 
festgelegt, die Sanierungsplanung für insgesamt acht mit PFAS kontami-
nierte Flächen auf der Liegenschaft zu beginnen. Zusätzlich hat die Bun-
deswehr zur Verdichtung des vorhandenen Messnetzes die Errichtung 
von vier weiteren Grundwassermessstellen am südöstlichen Rand der 
Liegenschaft beauftragt. Nur in diesem Bereich ist nachgewiesen, dass 
PFAS in geringer Konzentration (der entsprechende Prüfwert der 
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BBodSchV wird geringfügig überschritten) die Liegenschaft mit dem 
Grundwasserabstrom verlassen.
Im nächsten Schritt wird das Landratsamt ein vorläufiges Sanierungsziel 
für die kontaminierten Flächen festlegen und die Bundeswehr wird die 
bayerische Staatsbauverwaltung beauftragen, die Erstellung eines Gut-
achtens zur Sanierungsplanung an ein Ingenieurbüro zu vergeben. Die 
Entscheidung darüber, welche Maßnahmen umgesetzt werden, trifft das 
Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen als zuständige Bodenschutzbe-
hörde.
Erst wenn feststeht, welche Sanierungsmethode zum Einsatz kommen 
soll, kann ein Zeitplan für die Durchführung der Sanierung aufgestellt 
werden.
Mit den dann durchzuführenden Sanierungsmaßnahmen wird sicherge-
stellt werden, dass dauerhaft keine Gefahren, erheblichen Nachteile oder 
erheblichen Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit 
entstehen.
Die Bundeswehr stimmt fortlaufend alle Verfahrensschritte eng mit den 
bayerischen Landesbehörden ab und stellt so die zügige Umsetzung der 
rechtlich vorgegebenen Maßnahmen sicher.

76. Abgeordneter
Jan Köstering
(Die Linke)

Mit welcher Begründung war nach Kenntnis der 
Bundesregierung für den Bundeswehr-Munitions-
transport, welcher für die Clausewitz-Kaserne der 
Bundeswehr in Burg in Sachsen-Anhalt bestimmt 
war und der in der Nacht zum 25. November 2025 
bestohlen wurde, ein ziviles Speditionsunterneh-
men beauftragt worden, und auf welche Weise 
war der Anhänger, aus dem die Munition und Py-
rotechnik entwendet wurde, gesichert, während 
dieser laut Medienberichterstattung über Nacht 
vor einem Hotel im Burger Gewerbegebiet abge-
stellt worden war (vgl. www.volksstimme.de/loka
l/burg/unbekannte-stehlen-fast-20-000-schuss-mu
nition-aus-transporter-fur-die-bundeswehr-415
8312)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Sebastian Hartmann 
vom 10. Dezember 2025

Die Beauftragung ziviler Speditionsunternehmer durch die Bundeswehr 
ist eine gängige Form der Deckung von Transportbedarfen der Bundes-
wehr. Dazu hat die Bundeswehr mehrere, nach Transportgütern differen-
zierte Rahmenvereinbarungen geschlossen. In dem o. g. Fall wurde ein 
Vertragspartner einer Rahmenvereinbarung, die auch Munitionstranspor-
te umfasst, mit der Durchführung des Transportes beauftragt.
Für die Beförderung von Munition durch zivile Dienstleister sind in dem 
Rahmenvertrag Vorgaben zu deren Sicherung enthalten. So zum Beispiel 
zu Fahrzeugspezifikationen, Verhalten des Personals während der 
Durchführung des Transportes sowie Verhalten des Personals bei Unfäl-
len/Vorfällen, die die Weiterfahrt verhindern.
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Aufgrund laufender Ermittlungen kann zum genauen Tathergang ein-
schließlich der Sicherung des Anhängers keine Aussage getroffen wer-
den.

77. Abgeordneter
Thomas Ladzinski
(AfD)

Hat die Bundesregierung oder haben Unterneh-
men aus der Bundesrepublik Deutschland die 
Ukraine bei der Entwicklung und Herstellung von 
Überwasser- und Unterwasser-Drohnen mit Fi-
nanzmitteln, Produktionskapazitäten, Know-how 
oder sonstigen Unterstützungsleistungen unter-
stützt, und wenn ja, mit welchen konkret, und hat 
die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob 
derartige Drohnen zum Angriff auf die Öltanker 
MIDVOLGA 2 (IMO 9735139), VIRAT 
(IMO 9832559) und KAIROS (IMO 9819882) 
eingesetzt wurden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Nils Schmid 
vom 11. Dezember 2025

Die Bundesregierung unterstützt die Ukraine bei der Ausübung ihres 
Selbstverteidigungsrechts gegen den völkerrechtswidrigen russischen 
Angriffskrieg. Aufgrund der erforderlichen Vertraulichkeit in der Zu-
sammenarbeit mit der Ukraine bei der Ausübung ihres Selbstverteidi-
gungsrechts sieht die Bundesregierung von Angaben, die Schlussfolge-
rungen auf die Kapazitäten und Fähigkeiten der ukrainischen Streitkräfte 
zulassen, ab.
Hinsichtlich eines Einsatzes von Drohnen auf die benannten Öltanker 
liegen der Bundesregierung keine Informationen im Sinne der Fragestel-
lung vor.

78. Abgeordnete
Ina Latendorf
(Die Linke)

Welche Vorhaben plant die Bundesregierung, um 
die Bevölkerung, die landwirtschaftlich gehalte-
nen Tiere sowie wildlebende Tiere in sogenannten 
festen Tieffluggebieten, wie beispielsweise dem 
LFA 8 (LFA: low flying areas) über Brandenburg 
und Mecklenburg-Vorpommern, vor der Lärmver-
schmutzung durch bis zu 250 Fuß über dem Bo-
den fliegende Militärflugzeuge, wie sie aktuell 
vermehrt vorkommen, zu schützen (www.nordkur
ier.de/regional/anklam/bundeswehr-kampfjets-du
erfen-jetzt-noch-tiefer-ueber-mv-und-brandenbur
g-fliegen-4140908)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Sebastian Hartmann 
vom 8. Dezember 2025

Aufgrund der veränderten sicherheitspolitischen Lage in Europa und der 
Refokussierung auf die Landes- und Bündnisverteidigung zur Erfüllung 
des grundgesetzlich verankerten Verteidigungsauftrages der Bundeswehr 
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ist ein einsatznaher Ausbildungs- und Übungsflugbetrieb mit Kampf-
flugzeugen auch in Deutschland notwendig. Dies erfordert auch das 
Training in niedrigen Höhen.
Zum Schutz und um Belastungen durch Lärmemissionen für die Bevöl-
kerung, landwirtschaftlich gehaltene Tiere sowie wildlebende Tiere zu 
minimieren, erfolgt die Nutzung eines Gebietes grundsätzlich nur an 
einem Tag pro Woche. Zudem sind die Anteile im Tiefflug unter 500 ft 
(152 m) auf das notwendige Minimum begrenzt. In Planung und Durch-
führung wird bestmöglich auf das Umfliegen von ausgewiesenen 
Schutzgebieten sowie urbanen Gebieten geachtet.
Auch der Einsatz von Flugsimulatoren für die Ausbildung der Besatzun-
gen führt zu einer Reduktion der Flüge und damit einer Entlastung der 
Bevölkerung und Tierwelt.
Im Vorgriff größerer Übungsvorhaben der Bundeswehr wird die Bevöl-
kerung vorab durch proaktive Pressearbeit auf die Übungen und damit 
gegebenenfalls verbundene Auswirkungen hingewiesen.
Die Bundeswehr hält den für die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte not-
wendigen Fluglärm durch sorgfältige Planung und Verteilung des Flug-
betriebs so gering wie möglich.

79. Abgeordnete
Sara Nanni
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Arbeitet das Bundesamt für Ausrüstung, Informa-
tionstechnik und Nutzung der Bundeswehr 
(BAAINBw) oder das Bundesministerium der 
Verteidigung derzeit an einem Plan B für den Fall, 
dass das deutsch-französisch-spanische Luft-
kampfsystem Future Combat Air System (FCAS) 
scheitert, und falls ja, beinhalten diese Pläne eine 
mögliche Kooperation mit Schweden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Nils Schmid 
vom 8. Dezember 2025

Für die Bundesregierung bleibt die paritätische Beteiligung im trinatio-
nalen Programm Next Generation Weapon System (NGWS) als Teilpro-
gramm von einem übergreifenden Future Combat Air System (FCAS) 
handlungsleitende Prämisse.
Die Abstimmungen mit den Partnern Frankreich und Spanien dauern an 
und finden im vertraulichen Rahmen statt.

80. Abgeordnete
Charlotte Antonia 
Neuhäuser
(Die Linke)

Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregie-
rung durch die geplante Reaktivierung des militä-
rischen Tieffluggebiets „LFA 3“, das unter ande-
rem den Kreis Höxter und den Raum Paderborn 
umfasst, z. B. im Hinblick auf Lärmbelastung, 
Gesundheit der Bevölkerung und Umwelt, und 
wie wurden die betroffenen Kommunen an die-
sem Verfahren beteiligt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Sebastian Hartmann 
vom 9. Dezember 2025

Es wird auf die Antwort zu Frage 78 verwiesen.
Im Rahmen der Wiederaufnahme der Nutzung der bestehenden Tiefflug-
gebiete erfolgte keine Beteiligung der betroffenen Gemeinden, da hier-
durch das Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden nicht berührt wird. 
Gleichwohl wird im Vorgriff größerer Übungsvorhaben der Bundeswehr 
die Bevölkerung vorab durch proaktive Pressearbeit auf die Übungen 
und damit gegebenenfalls verbundene Auswirkungen hingewiesen.

81. Abgeordneter
Jan Ralf Nolte
(AfD)

Welche Auswirkungen misst die Bundesregierung 
dem Beschluss des Oberverwaltungsgerichts 
Nordrhein-Westfalen vom 25. Juli 2025 (Az. 1 A 
842/23) über die Unvereinbarkeit der 16-jährigen 
Mindestdienstzeit für die Beförderung zum Stabs-
feldwebel mit Artikel 33 Absatz 2 des Grundge-
setzes für andere Dienstgrade und Dienstgrad-
gruppen bei (vgl.: https://nrwe.justiz.nrw.de/ovgs/
ovg_nrw/j2025/1_A_842_23_Beschluss_2025072
5.html)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Nils Schmid 
vom 11. Dezember 2025

Mit dem Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen 
vom 25. Juli 2025 (Az. 1A 842/23) wurde der Antrag auf Zulassung der 
Berufung des Bundes zurückgewiesen. In der Folge hat das Bundesamt 
für das Personalmanagement der Bundeswehr erneut über den Antrag 
des Klägers auf Beförderung entschieden. Der Kläger wurde inzwischen 
befördert.
Ob sich hieraus grundsätzliche Auswirkungen ergeben, wird derzeit ge-
prüft.

82. Abgeordneter
Andreas Paul
(AfD)

Wie viele Bundeswehrsoldaten haben die pflicht-
gemäße Ausbildung zum „Einsatzersthelfer A“ in 
den Jahren 2023 und 2024 absolviert, und wie 
viele Soldaten haben die Ausbildung gemäß den 
IGF-Forderungen der Bundeswehr („Individuelle 
Grundfertigkeiten“ als militärische Basisfähigkei-
ten, wie Schießfertigkeit, körperliche Leistungs-
fähigkeit, Selbst- und Kameradenhilfe, Handha-
bung der persönlichen ABC-Schutzausstattung) 
nicht erfüllt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Sebastian Hartmann 
vom 12. Dezember 2025

Die Beantwortung der Frage kann in offener Form nicht erfolgen. Nach 
§ 2 Absatz 2 Nummer 4 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
materiellen Geheimschutz im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung (BMVg) vom 1. November 2024 sind Informationen, 
deren Kenntnisnahme durch Unbefugte für die Interessen der Bundes-
republik Deutschland oder eines ihrer Länder nachteilig sein können, 
mit dem Geheimhaltungsgrad „VS-Nur für den Dienstgebrauch“ einzu-
stufen.2 Die entsprechende Einstufung der Antwort ist erforderlich, da 
das erfragte Zahlenmaterial zu absolvierten Ausbildungen Einsatzerst-
helfer A und Erfüllungsquoten der Forderungen an die Individuellen 
Grundfertigkeiten (IGF-Forderungen) der Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr Rückschlüsse auf die Einsatzbereitschaft und Leistungs-
fähigkeit der Truppe im Konfliktfall zulässt und dies nachteilig für die 
Sicherheitsinteressen Deutschlands ist.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie

83. Abgeordneter
Andreas Audretsch
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf welchem Weg wurde die Bundesministerin 
für Wirtschaft und Energie Katherina Reiche zur 
Teilnahme am Ludwig-Erhard-Gipfel für 2026 an-
gefragt, auf dessen Website die Bundesministerin 
derzeit noch als angefragte Teilnehmerin aufge-
führt wird (mit Stand vom 26. November 2025), 
und wird die Bundesministerin weiterhin an der 
möglichen Teilnahme festhalten?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 8. Dezember 2025

Die Bundesministerin Reiche wurde von Seiten des Veranstalters für 
eine Teilnahme am Ludwig-Erhard-Gipfel 2026 angefragt und im Nach-
gang wurde das Büro der Bundesministerin kontaktiert. Es liegt keine 
Zusage für den Ludwig-Erhard-Gipfel 2026 vor.

2 Das Bundesministerium der Verteidigung hat die Antwort als „VS-Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft.
Die Antwort ist im Parlamentssekretariat des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort von Berechtigten eingesehen werden.
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84. Abgeordneter
Andreas Audretsch
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat die Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie Katherina Reiche von der ZIM-Förderung 
(ZIM: Zentrales Innovationsprogramm Mittel-
stand) ihres Hauses für die GovRadar GmbH (mit 
Gesellschafterbeteiligung ihres Lebensgefährten 
Karl-Theodor zu Guttenberg) gewusst oder davon 
erfahren, und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt, und 
hat die Bundesregierung schriftlich dokumentierte 
Befangenheits- und Abschirmungsmaßnahmen er-
griffen, um Einflussnahme oder auch nur den An-
schein von Einflussnahme auf Bewilligung, Aus-
zahlung und ministerielle Kontakte zu GovRadar 
auszuschließen, und wenn ja, welche?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 12. Dezember 2025

Die ZIM-Förderung von Unternehmen wird für das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie (BMWE) von beliehenen Projektträgern ad-
ministriert. Sie gewähren Fördermittel, wenn der Antrag eines Unterneh-
mens durch Fachgutachter der Projektträger für förderwürdig erachtet 
wird. Dabei erfolgen Prüfung und Bewilligung durch die Projektträger 
ausschließlich anhand der Vorgaben der ZIM-Förderrichtlinie (ZIM – 
Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand). Im Rahmen der Förderad-
ministration besteht kein direkter Kontakt der Unternehmen mit dem 
Bundesministerium und keine Befassung des Bundesministeriums mit 
einzelnen Anträgen, so auch bei den beiden Projekten von GovRadar 
GmbH. Interessenskonflikte bei der Förderentscheidung sind durch 
diese Verfahrensordnung im ZIM ausgeschlossen. Die Bundesministerin 
Katherina Reiche war zu keinem Zeitpunkt mit der Förderentscheidung 
und -umsetzung befasst. Die erste ZIM-Bewilligung erfolgte zudem be-
reits vor der Amtszeit der Bundesministerin Katherina Reiche.

85. Abgeordnete
Carolin Bachmann
(AfD)

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, dass 
der durch Förderantragsverfahren entstehende ad-
ministrative Aufwand (insbesondere manuelle Re-
cherche, Medienbrüche und Mehrfacheingaben 
von Förderdaten) in den Kommunalverwaltungen 
erheblich ist und dass der Ausbau offener Schnitt-
stellen (APIs) zur direkten Datenübermittlung den 
Bedarf an kostenpflichtigen externen Dienstleis-
tern und Fördermittelberatern für die reine An-
tragsabwicklung deutlich reduzieren würde?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 9. Dezember 2025

Die Bundesregierung äußert sich nicht zu administrativen Vorgängen auf 
Ebene der Kommunen. Ganz allgemein ist aus Sicht der Bundesregie-
rung der administrative Aufwand bei der Beantragung von Fördermitteln 
differenziert zu betrachten, wobei insbesondere die Höhe der bean-
tragten Fördermittel zu berücksichtigen ist. Die Einbindung externer 
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Dienstleister bei der Antragstellung ist nicht grundsätzlich nötig oder 
vorgeschrieben.
Dasselbe gilt für mögliche Erleichterungen durch den Ausbau offener 
Schnittstellen. Eine inhaltliche Fördermittelberatung könnte auch durch 
solche Software nicht in jedem Fall ersetzt werden.

86. Abgeordnete
Carolin Bachmann
(AfD)

Ist technisch sichergestellt, dass die in der Förder-
zentrale Deutschland angezeigten Verfügbarkeiten 
in Echtzeit mit den tatsächlichen Haushaltsresten 
der Ressorts abgeglichen werden, und wie hoch 
waren die gesamten Ausgabereste (nicht abgeflos-
sene Mittel) im Haushaltsjahr 2024 in jenen 
Haushaltstiteln, die die Bundesregierung in ihrer 
Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
AfD auf Bundestagsdrucksache 20/13522 selbst 
als Programme mit kommunaler Antragsberechti-
gung identifiziert hat – vor dem Hintergrund des 
kommunalen Finanzierungsdefizits von 24,8 Mrd. 
Euro im Jahr 2024 (www.destatis.de/DE/Presse/P
ressemitteilungen/2025/04/PD25_126_7113
7.html)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 10. Dezember 2025

Die Förderzentrale Deutschland (foerderzentrale.gov.de) ist als Antrags-
portal konzipiert, eine Anbindung an die Haushaltsrechnungslegungs-
verfahren des Bundes oder anderer fördergebenden Stellen ist nicht vor-
gesehen.
Die Bildung von Ausgaberesten ist in § 45 der Bundeshaushaltsordnung 
(BHO) geregelt. Die Darstellung und Veröffentlichung der aus den über-
tragbaren Mitteln 2024 gebildeten Ausgabereste (in Ihrer Frage als „ge-
samten Ausgabereste“ bezeichnet) erfolgt abschließend mit der Haus-
haltsrechnung des Bundes 2025, die auf der Webseite des Bundesminis-
teriums der Finanzen veröffentlicht wird.

87. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Wie hoch ist nach aktuellem Planungsstand der 
Bundesregierung der Anteil der energieintensiven 
Unternehmen in Deutschland, die die vorgesehe-
nen Zugangskriterien für den geplanten Industrie-
strompreis ab 2026 voraussichtlich nicht erfüllen 
würden (bitte in Prozent und absoluten Zahlen an-
geben), und wie viele Unternehmen wären nach 
derzeitiger Planung anspruchsberechtigt (www.w
elt.de/politik/deutschland/article6919ed1b3f0e645
fc6032aaa/neue-subvention-so-viel-kostet-der-ind
ustrie-strompreis-den-steuerzahler.html)?
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Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 8. Dezember 2025

Die Bundesregierung will die beihilferechtlichen Möglichkeiten, auch 
hinsichtlich des Empfängerkreises, vollständig ausnutzen. Auf Grund-
lage des Clean Industrial Deal State Aid Framework (CISAF) können 
Unternehmen aus 91 strom- und handelsintensiven Wirtschaftszweigen, 
die in der Teilliste 1 des Anhangs I der Klima-, Umweltschutz- und 
Energiebeihilfeleitlinien (sog. KUEBLL) aufgezählt werden („Wirt-
schaftszweige mit erheblichem Verlagerungsrisiko“), durch das neue In-
strument entlastet werden.
Diese Teilliste 1 des Anhangs I der KUEBLL ist hier abrufbar: https://eu
rlex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52022XC0218
(03) (siehe dort S. 84 bis 86, Wirtschaftszweige mit einem erheblichem 
Verlagerungsrisiko).
Weitere Wirtschaftszweige können im Einzelfall – nach Genehmigung 
durch die Europäische Kommission – auf Initiative einzelner Mitglied-
staaten in den Anwendungsbereich des Instruments einbezogen werden, 
soweit die auf EU-Ebene erforderlichen Schwellen der Strom- oder Han-
delsintensität nachgewiesen werden. Wirtschaftszweige, die diese in den 
Randnummern 116 und 117 des CISAF genannten Bedingungen nicht 
erfüllen, können nicht von dem Instrument profitieren. Der Bundesregie-
rung liegen keine Erkenntnisse vor, wie viele oder welche Unternehmen 
oder Wirtschaftszweige die genannten Kriterien nicht erfüllen.
Auf Basis aktueller Stromverbrauchsdaten des Statistischen Bundesamts 
sind potenziell mehrere Tausend Unternehmen (potenziell bis zu etwa 
9.500) anspruchsberechtigt. Die tatsächliche Zahl wird voraussichtlich 
niedriger liegen, etwa weil die Datenbasis Doppelzählungen ermöglicht. 
Die konkrete Anzahl der anspruchsberechtigten Unternehmen lässt sich 
daher erst im Antragsverfahren konkretisieren.

88. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche Maßnahmen (z. B. organisatorische Ver-
fahren, Prüfsysteme und Zuständigkeiten) sind 
nach aktuellem Planungsstand der Bundesregie-
rung zur Sicherstellung der zweckentsprechenden 
Mittelverwendung im Rahmen des Industrie-
strompreises vorgesehen, insbesondere im Hin-
blick auf die geforderten Investitionen in Dekar-
bonisierungsmaßnahmen, und wie sollen derartige 
Maßnahmen ausgestaltet werden (www.welt.de/p
olitik/deutschland/article6919ed1b3f0e645fc6032
aaa/neue-subvention-so-viel-kostet-der-industrie-s
trompreis-den-steuerzahler.html)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 11. Dezember 2025

Die Bundesregierung erarbeitet derzeit die zur Umsetzung des Industrie-
strompreises notwendige Förderrichtlinie, die anschließend von der 
Europäischen Kommission genehmigt werden muss. Ziel ist es, die bei-
hilferechtlichen Möglichkeiten zu nutzen, um die Industrie effektiv, un-
bürokratisch und rechtssicher zu unterstützen. Entsprechende Mittelver-
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wendungsnachweise sollen entsprechend der national- und europarecht-
lichen Vorgaben ebenfalls unbürokratisch ausgestaltet werden. Da die 
Förderrichtlinie noch erarbeitet wird, ist eine weitergehende Konkreti-
sierung derzeit nicht möglich.

89. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Wie stellt die Bundesregierung das Verhältnis 
zwischen dem geplanten jährlichen Fördervolu-
men des Industriestrompreises und dem geschätz-
ten Gesamtstromkostenbedarf der energieintensi-
ven Industrie dar, und welcher prozentuale Anteil 
der realen Mehrkosten der Unternehmen wird 
nach derzeitigen Berechnungen der Bundesregie-
rung durch die Subvention abgedeckt (www.wel
t.de/politik/deutschland/article6919ed1b3f0e645f
c6032aaa/neue-subvention-so-viel-kostet-der-indu
strie-strompreis-den-steuerzahler.html)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 8. Dezember 2025

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse hinsichtlich der Gesamt-
stromkosten der energieintensiven Industrie vor. Die Entlastung soll 
nicht auf Grundlage von individuellen Strompreisen eines Unterneh-
mens, sondern auf Basis eines für alle beihilfeberechtigten Unternehmen 
gleichen Referenzpreises gewährt werden. Daher können keine Angaben 
gemacht werden, welcher prozentuale Anteil der Gesamtstromkosten der 
Unternehmen durch das Instrument abgedeckt wird.

90. Abgeordneter
Andreas Bleck
(AfD)

Welche Strategien, z. B. über energiepolitische 
Leitlinien und wirtschaftliche Kriterien, verfolgt 
die Bundesregierung nach aktuellem Planungs-
stand für die Zeit nach Auslaufen des beihilfe-
rechtlich befristeten Industriestrompreises, um die 
Strompreisbelastung energieintensiver Unterneh-
men zu reduzieren, und wie sollen mögliche 
Übergänge, Anschlussregelungen oder Alternativ-
instrumente nach derzeitiger Planung ausgestaltet 
werden (www.welt.de/politik/deutschland/article6
919ed1b3f0e645fc6032aaa/neue-subvention-so-vi
el-kostet-der-industrie-strompreis-den-steuerzahle
r.html)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 11. Dezember 2025

Planbare und wettbewerbsfähige Energiepreise sind insbesondere für 
energieintensive Unternehmen ein entscheidender Wettbewerbsfaktor. 
Die Bundesregierung hat bereits Maßnahmen beschlossen (Verstetigung 
der Stromsteuersenkung für Unternehmen des produzierenden Gewerbes 
und der Land- und Forstwirtschaft auf den zulässigen EU-Mindeststeu-
ersatz, Abschaffung der Gasspeicherumlage zum Jahreswechsel, Sen-
kung der Netzentgelte mittels eines Zuschusses zu den Übertragungs-
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netzkosten für 2026), um die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie kurz-
fristig zu stärken. Zudem will die Bundesregierung die Strompreiskom-
pensation bereits für 2025 ausweiten und mit Wirkung ab dem 1. Januar 
2026 im Rahmen der beihilferechtlichen Möglichkeiten für anderweitig 
nicht weiter zu entlastende energieintensive Unternehmen einen Indust-
riestrompreis einführen.
Die beihilferechtliche Grundlage des Industriestrompreises, der Clean 
Industrial Deal State Aid Framework (CISAF), für dessen Schaffung 
sich die Bundesregierung zuvor erfolgreich bei der Europäischen Kom-
mission eingesetzt hat, gilt bis Ende 2030. Die Bundesregierung prüft 
fortlaufend, welche Änderungen an den industriepolitischen Rahmenbe-
dingungen sinnvoll und möglich sind, und wird sich entsprechend positi-
onieren.
Perspektivisch müssen jedoch die Systemkosten gesenkt werden. Dies 
ist das Kernelement der zehn Schlüsselmaßnahmen, welche die Bundes-
ministerin Katherina Reiche auf der Grundlage des Energiewende-Moni-
torings vorgelegt hat.

91. Abgeordneter
Peter Bohnhof
(AfD)

Was waren der Anlass und die Inhalte des Ter-
mins „auf Arbeitsebene“ des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie und der GovRadar 
GmbH „im Sommer dieses Jahres“ (vgl. www.spi
egel.de/wirtschaft/soziales/katherina-reiche-und-k
arl-theodor-zu-guttenberg-bundeswirtschaftsminis
terium-foerdert-firma-mit-guttenberg-beteiligung-
a-830ae414-e75e-44a6-824c-06dcc98bd9d7)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 9. Dezember 2025

Bei dem Termin zwischen der Zentralen Vergabestelle des BMWE und 
dem Unternehmen GovRadar GmbH handelte es sich um einen unver-
bindlichen virtuellen Informationstermin, den jeder an den angebotenen 
IT-Anwendungen Interessierte über die Webseite des Unternehmens bu-
chen kann. In dem Termin ging es um das Thema „Einsatz von KI in der 
öffentlichen Beschaffung“. Danach hat es keine weiteren Termine mit 
dem Unternehmen GovRadar GmbH gegeben und es sind auch keine 
vertraglichen Verbindlichkeiten aus diesem Termin entstanden.

92. Abgeordnete
Agnieszka Brugger
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Genehmigungen für Rüstungsexporte 
an die Vereinigten Arabischen Emirate hat die 
Bundesregierung in den letzten sechs Monaten er-
teilt (bitte Gesamtzahl angeben und einzelne Auf-
schlüsselung der 13 Genehmigungen mit dem 
höchsten Wert sowie Angabe des jeweiligen Wer-
tes), und wird die Bundesregierung angesichts der 
zahlreichen Hinweise auf eine Unterstützung der 
Rapid Support Forces ( RSF) im Sudan durch die 
Vereinigten Arabischen Emirate einen Rüstungs-
exportstopp für die Vereinigten Arabischen Emi-
rate verhängen (https://observer.co.uk/news/intern
ational/article/wld0911uae)?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 8. Dezember 2025

Bei den Angaben von Genehmigungswerten aus dem Jahr 2025 handelt 
es sich um vorläufige Zahlen, die sich durch Berichtigungen und Fehler-
korrekturen noch verändern können.
Im Zeitraum vom 1. Juni bis einschließlich 2. Dezember 2025 wurden 
39 Einzelgenehmigungen für die endgültige Ausfuhr von Rüstungsgü-
tern in die Vereinigten Arabischen Emirate im Gesamtwert von 
15.044.110 Euro erteilt.
Die Bunderegierung informiert die Öffentlichkeit in ihren jährlichen und 
halbjährlichen Rüstungsexportberichten sowie in Antworten auf Parla-
mentarische Fragen transparent und regelmäßig mit aggregierten Zahlen 
über erteilte Rüstungsexportgenehmigungen.
Eine darüberhinausgehende Aufschlüsselung zu Einzelgenehmigungen 
erfolgt im Einklang mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
21. Oktober 2014 (BVerfGE 137,185) nicht.
Im Übrigen gilt: Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungs-
exporte, sowohl Kriegswaffen als auch sonstige Rüstungsgüter, entschei-
det die Bundesregierung im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen 
Situation nach sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung außen- und 
sicherheitspolitischer Erwägungen nach den rechtlichen und politischen 
Vorgaben. Die Prüfung erfolgt im Hinblick auf das jeweilige Empfän-
gerland, die Art des Rüstungsgutes und seinen vorgesehenen Verwen-
dungszweck.
Im Einklang mit den Politischen Grundsätzen der Bundesregierung für 
den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern werden Ge-
nehmigungen für die Ausfuhr von Rüstungsgütern nur erteilt, wenn der 
Endverbleib dieser Güter im Empfängerland per Endverbleibserklärung 
sichergestellt ist. Vor der Erteilung einer Genehmigung werden von der 
Bundesregierung alle vorhandenen Informationen, insbesondere hin-
sichtlich eines gesicherten Endverbleibs, umfassend geprüft und bewer-
tet.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion Die Linke auf Bundestagsdrucksache 21/2847 ver-
wiesen.

93. Abgeordnete
Katalin Gennburg
(Die Linke)

Ist der Bundesregierung die aktuelle Tourismus-
studie des ADAC bekannt, laut der fast drei Vier-
tel der Befragten Overtourism als ernstes Problem 
ansehen, und wenn ja, welche Schlussfolgerungen 
zieht sie daraus, und welche weiteren Unter-
suchungen zu Overtourism fließen u. a. in die 
Tourismusstrategie der Bundesregierung oder an-
dere politische Dokumente ein?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 8. Dezember 2025

Die Tourismusstudie des ADAC „Reisen im Wandel“ von März 2025 ist 
der Bundesregierung bekannt ebenso wie die Erkenntnis, dass Overtou-
rism in einigen touristischen Regionen zum Problem werden kann.
Grundsätzlich verfolgt die Bundesregierung das Ziel eines ausgewoge-
nen Tourismus. Dies bringt der Koalitionsvertrag für die 21. Legislatur-
periode zum Ausdruck und auch die neue Nationale Tourismusstrategie 
wird dieses Ziel adressieren. Die Auswirkungen von Overtourism waren 
bereits in den vergangenen Jahren Gegenstand mehrerer Projekte, die im 
Rahmen von LIFT-Fördermaßnahmen unterstützt wurden. So wurde im 
Jahr 2019 das Projekt „Smart Crowd Control for Tourism (SCCFT) ge-
fördert, indem es um die intelligente Steuerung und Lenkung von Besu-
cherströmen in touristisch stark frequentierten Gebieten geht. Seit 2024 
wurde das Projekt „Nachhaltigkeit im Tourismus messen, kommunizie-
ren und wertschätzen: Kennzahlenset für den Deutschlandtourismus – 
2025“ gefördert. Ziel dieses Projekts ist die Entwicklung eines kohären-
ten Indikatorensystems zur Messung und zum Monitoring der Nachhal-
tigkeit des Tourismus auf regionaler Ebene – mit Berücksichtigung von 
Tourismusakzeptanz unter Einheimischen. Dabei ist zu beachten, dass 
Tourismus gerade in ländlichen Gebieten als wichtiger Wirtschafts-, Be-
schäftigungs- und Infrastrukturfaktor großes Entwicklungspotenzial bie-
tet. Das ist vielen Einwohnerinnen und Einwohnern durchaus bewusst. 
Zu diesem Ergebnis kommt unter anderem die im Rahmen der BMWE-
Fördermaßnahme LIFT-Wissen geförderten Tourismusakzeptanzstudie 
2024 des Deutschen Instituts für Tourismusforschung an der FH West-
küste und des Deutschen Tourismusverbands. Inwieweit die Erkennt-
nisse aus verschiedenen Studien zum Thema Tourismusbalance und 
Overtourism in konkrete Maßnahmen in den Destinationen münden, 
liegt allerdings im Zuständigkeitsbereich der Länder und Kommunen, 
die für die Entwicklung und Umsetzung der Tourismuspolitik vor Ort 
zuständig sind. Insofern haben viele der aktuellen Tourismusstrategien 
der Länder diese Thematik bereits im Blick und sehen dazu Aktivitäten 
vor.

94. Abgeordneter
Kay Gottschalk
(AfD)

Wird die Bundesregierung die für die Kreditver-
gabe an Northvolt verantwortlich handelnden Per-
sonen aus den beteiligten Bundesministerien für 
den möglichen Schaden haftbar machen bzw. dis-
ziplinarrechtlich belangen, und wenn ja, inwiefern 
(www.wiwo.de/100176336.html?utm_medium=s
h&utm_campaign=teilen&utm_source=email&ut
m_term=web)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 8. Dezember 2025

Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht, die in den Bundesminis-
terien für die Prüfung und Finalisierung einer Garantie, einer Zuwen-
dung und einer Wandelanleihe an Northvolt zuständigen Personen für 
etwaige finanzielle Schäden in Haftung zu nehmen. Über einzelne ver-
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trauliche Personalvorgänge gibt das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie grundsätzlich keine Auskunft.

95. Abgeordneter
Leif-Erik Holm
(AfD)

Welche Erkenntnisse oder Studien zu den Auswir-
kungen des EU-MERCOSUR-Handelsabkom-
mens auf die gesamtwirtschaftliche Lage und den 
Arbeitsmarkt in Deutschland liegen der Bundes-
regierung vor, und welche Schlüsse zieht die Bun-
desregierung aus diesen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 8. Dezember 2025

Das angestrebte Abkommen zwischen der EU und den MERCOSUR-
Staaten Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay bietet aus han-
delspolitischer Sicht große Chancen für die deutsche Wirtschaft und in-
folge dessen für den Arbeitsmarkt. Die Bundesregierung erwartet, dass 
die in dem Abkommen vorgesehene Senkung der Zölle und der Abbau 
von Handelsbeschränkungen die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unter-
nehmen im MERCOSUR-Raum deutlich stärken und langfristig eine wi-
derstandsfähigere, vielseitigere wirtschaftliche Basis schaffen wird, was 
sich positiv auf die deutsche Wirtschaftskraft insgesamt auswirken wird.
Die Europäische Kommission hat am 3. September 2025 eine wirt-
schaftliche Analyse der Auswirkungen des ausverhandelten Abkom-
mens veröffentlicht. Die dort enthaltenen Modellrechnungen ergeben 
u. a. bis 2040 einen Anstieg der EU-Exporte in den MERCOSUR-Raum 
um 48,7 Mrd. Euro (+ 39 Prozent) und einem Anstieg des BIP der EU 
um 77,6 Mrd. Euro durch das Abkommen. Die Analyse ist in englischer 
Sprache unter https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/6f
1a741f-677e-11f0-bf4e-01aa75ed71a1/language-en abrufbar.
Es ist zu erwarten, dass Deutschland als größte Volkswirtschaft der EU 
in erheblichem Maße an diesen positiven Effekten teilhaben wird.

96. Abgeordneter
Julian Joswig
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche dienstlichen Korrespondenzen und Termi-
ne (persönliche Treffen, Telefonate und Video-
konferenzen) gab es seit Amtsantritt der Bundes-
ministerin für Wirtschaft und Energie Katherina 
Reiche zwischen dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie (einschließlich Leitungs-
bereich, Vergabereferat sowie Fachabteilungen) 
und dem Unternehmen GovRadar GmbH bzw. 
deren Vertretern oder Anteilseignern (bitte hierbei 
auch angeben, wann und zu welchen Themen 
diese jeweils stattfanden)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 12. Dezember 2025

Am 16. Juli 2025 gab es zwischen der Zentralen Vergabestelle des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWE) und dem Unter-
nehmen GovRadar GmbH einen unverbindlichen virtuellen Informati-
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onstermin zu dem Thema „Einsatz von KI in der öffentlichen Beschaf-
fung“. Weitere Termine mit dem Unternehmen GovRadar GmbH gab es 
nicht.

97. Abgeordnete
Maren Kaminski
(Die Linke)

Welche Informationen hat die Bundesregierung 
nach den Dokumentations- und Kontrollpflichten 
des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen 
(KrWaffKontrG) sowie des Außenwirtschaftsge-
setzes (AWG) in Verbindung mit der Außenwirt-
schaftsverordnung (AWV) über die im Jahr 2025 
registrierten Ausfuhrvorgänge deutscher Kriegs-
waffen oder Rüstungsgüter in die Vereinigten 
Arabischen Emirate (bitte tabellarisch für die Gü-
terkategorien A0001 und A0003 nach Anlage 1, 
Teil 1 der AWV oder Teil B, Abschnitt V und 
VIII KrWaffKontrG, sofern diese im jeweiligen 
Ausfuhrvorgang enthalten sind, nach Menge die-
ser Güter in dem jeweiligen Ausfuhrvorgang, 
Wert der Güter im jeweiligen Ausfuhrvorgang, 
Betitelung der erteilten Ausfuhrgenehmigung des 
jeweiligen Ausfuhrvorgangs, jeweils dokumen-
tierte Endverbleibszusage des Empfängerstaates 
aufschlüsseln), und welche für das Jahr 2025 vor-
liegenden dokumentierten Vorgänge zu diesen 
Ausfuhren enthalten Angaben darüber, ob bei den 
jeweils erteilten Ausfuhrgenehmigungen insbe-
sondere ihre Endverbleibsauflagen eingehalten 
wurden (bitte tabellarisch nach Betitelung der er-
teilten Ausfuhrgenehmigung, Art der Endverb-
leibsauflage je Ausfuhr, vorliegende Nachweise 
und Rückmeldungen oder fehlende Nachweise 
und Rückmeldungen zur Endverbleibsauflage, do-
kumentierte Abweichungen vom genehmigten 
Endverbleib aufschlüsseln)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 11. Dezember 2025

Die Bundesregierung unterrichtet entsprechend den Feststellungen des 
Bundesverfassungsgerichts in seinem Urteil vom 21. Oktober 2014 
(BVerfGE 137, 185) in ihren Antworten auf Parlamentarische Fragen 
über abschließende positive Genehmigungsentscheidungen für Rüs-
tungsexporte, sieht jedoch von weitergehenden Auskünften ab. Im Jahr 
2025 wurden neun Ausfuhrgenehmigungen der Ausfuhrlistenposition 
A0001 im Gesamtwert von 242.184 Euro und sieben Ausfuhrgenehmi-
gungen der Ausfuhrlistenposition A0003 im Gesamtwert von 
582.244 Euro für die Vereinigten Arabischen Emirate erteilt. Es wurden 
2025 keine Ausfuhrgenehmigungen in die Vereinigten Arabischen Emi-
rate betreffend Kriegswaffen der Abschnitte V und VIII der Kriegswaf-
fenliste erteilt. Im Einklang mit den Politischen Grundsätzen der Bun-
desregierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungs-
gütern werden Genehmigungen für die Ausfuhr von Rüstungsgütern nur 
erteilt, wenn der Endverbleib dieser Güter im Empfängerland sicherge-
stellt ist. Vor der Erteilung einer Genehmigung werden von der Bundes-
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regierung alle vorhandenen Informationen, insbesondere hinsichtlich 
eines gesicherten Endverbleibs, umfassend geprüft und bewertet. Dazu 
gehört auch die Prüfung des Risikos einer Umleitung im Käuferland. 
Wenn Zweifel am gesicherten Endverbleib beim Empfänger bestehen, 
werden Ausfuhranträge abgelehnt. Die Prüfung des Endverbleibs vor Er-
teilung der Ausfuhrgenehmigung entspricht dem in der EU üblichen 
System und ist als wirksames Kontrollinstrument anerkannt.

98. Abgeordneter
Michael Kellner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung eine Verlängerung der 
Ende 2025 auslaufenden Jobgarantie der rund 
1.100 Mitarbeiter der PCK Raffinerie GmbH in 
Schwedt, und wenn ja, bis wann?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 8. Dezember 2025

Das in der 20. Legislaturperiode beschlossene „Zukunftspaket Sicherung 
der PGK und Transformation in den ostdeutschen Raffineriestandorten 
und Häfen beschleunigen“ enthält unter anderem Regelungen zur Be-
schäftigungssicherung der PCK-Raffinerie.
Die Bundesregierung prüft derzeit eine Weiterentwicklung des genann-
ten Zukunftspakets, um insbesondere auch die Rahmenbedingungen für 
Investitionen der PCK-Raffinerie mit Blick auf die Zukunft des Unter-
nehmens und die Sicherung der Beschäftigung zu verbessern.

99. Abgeordneter
Michael Kellner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Kann das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie ausschließen, dass weitere Unternehmen, 
neben der GovRadar GmbH (vgl. www.spiege
l.de/wirtschaft/soziales/katherina-reiche-und-karl-
theodor-zu-guttenberg-bundeswirtschaftsministeri
um-foerdert-firma-mit-guttenberg-beteiligung-a-8
30ae414-e75e-44a6-824c-06dcc98bd9d7), in die 
Angehörige bzw. Partner der Bundesministerin in-
vestiert haben, Zuwendungen, Vorteile bzw. För-
dermittel erhalten haben (wenn nein, bitte nach 
Unternehmen und Zeitpunkten aufschlüsseln), 
und hat das Bundesministerium für diese Unter-
nehmen bzw. die Investments von Familienange-
hörigen und Lebenspartnern Compliance-Regeln 
(wenn nein, weshalb nicht)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 10. Dezember 2025

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) stellt 
sicher, dass die geltenden Compliance-Regeln eingehalten werden.
Im Haus gelten die allgemeinen Integritätsregeln für Mitglieder der Bun-
desregierung und für die Mitarbeitenden der Bundesverwaltung. Dazu 
gehört auch der angemessene Umgang mit Interessenskonflikten.
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Der Grundsatz der Vermeidung von Interessenkonflikten ergibt sich für 
Mitglieder der Bundesregierung aus Artikel 66 des Grundgesetzes und 
findet sich u. a. in § 5 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder der Bundesregierung (Bundesministergesetz – BMinG) wieder. 
Mitglieder der Bundesregierung stellen den angemessenen Umgang mit 
Interessenskonflikten sicher. Anzeige- und Genehmigungspflichten für 
Bundesministerinnen und Bundesminister sind abschließend im BMinG 
geregelt. Vermögenswerte der Angehörigen von Mitgliedern der Bun-
desregierung müssen danach ebenso wenig angezeigt werden, wie die 
der Mitglieder der Bundesregierung selbst.
Für die Mitarbeitenden des BMWE gelten die allgemeinen Regeln des 
Beamten- und Dienstrechts, insbesondere die Pflicht zur Uneigennützig-
keit und Gewissenhaftigkeit gemäß § 61 Absatz 1 Satz 2 des Bundes-
beamtengesetzes (BBG) und die Neutralitätspflicht gemäß § 60 Absatz 1 
Satz 1 BBG. Darüber hinaus gelten die internen Integritätsregeln der 
Bundesregierung, insbesondere die Richtlinie der Bundesregierung zur 
Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung vom 30. Juli 2004. Das 
BMWE stellt die Einhaltung dieser Maßgaben sicher.
Der angemessene Umgang mit Interessenskonflikten kann aber nicht 
dazu führen, dass gegenüber einzelnen Unternehmen oder Einrichtungen 
keine Verwaltungsentscheidungen ergehen können. Im förmlichen Ver-
waltungsverfahren gelten gemäß den §§ 20, 21 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes vielmehr Mitwirkungsverbote für alle für die jeweilige Be-
hörde tätigen Personen, deren Angehörige von der Entscheidung betrof-
fen sind. Hierdurch wird verhindert, dass Entscheidungen gegenüber 
einzelnen Unternehmen oder Einrichtungen durch potentielle Interes-
senskonflikte beeinflusst werden, ohne dass diese von Förderprogram-
men oder anderen (u. U. auch belastenden) Verwaltungsentscheidungen 
per se ausgeschlossen werden.
Hinzu kommt, dass Fördermaßnahmen des BMWE in der Regel nicht 
durch das BMWE selbst, sondern beispielsweise durch nachgeordnete 
Behörden oder Projektträger administriert werden. Entsprechend erfolgt 
auch unabhängig von etwaigen Mitwirkungsverboten regelmäßig keine 
Befassung des Bundesministeriums mit einzelnen Anträgen. Damit ein 
Projekt gefördert werden kann, müssen zwingend die Vorgaben der je-
weiligen Fördergrundlage erfüllt sein.

100. Abgeordneter
Dr.  Rainer Kraft
(AfD)

Welche finanziellen Risiken und Haftungsver-
pflichtungen würden nach Kenntnis der Bundes-
regierung mit einer Bundesbeteiligung von 
25,1 Prozent an der TenneT TSO GmbH einher-
gehen, insbesondere im Hinblick auf mögliche 
Netzausbaukosten, und inwiefern plant die Bun-
desregierung, diese Risiken gegenüber dem Steu-
erzahler zu begrenzen (www.handelsblatt.com/pol
itik/deutschland/energie-bund-stellt-76-milliarde
n-euro-fuer-tennet-beteiligung-bereit/10017364
7.html)?
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Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 12. Dezember 2025

Im Falle einer Bundesbeteiligung an der TenneT TSO GmbH würden die 
Einzahlungsverpflichtungen des Bundes unter Beachtung von § 65 Ab-
satz 1 Nummer 2 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) begrenzt. Über 
die Höhe der Einzahlungspflichten kann vor einem Abschluss der Ver-
handlungen keine Aussage getroffen werden.

101. Abgeordneter
Dr.  Rainer Kraft
(AfD)

Wie viel Prozent des deutschen Energiemarktes 
sind nach Kenntnis der Bundesregierung unter 
mittelbarer oder unmittelbarer Kontrolle staat-
licher Stellen oder Bundesbeteiligungen, und 
welche Prozentzahl strebt die Bundesregierung an 
(www.handelsblatt.com/politik/deutschland/energ
ie-bund-stellt-76-milliarden-euro-fuer-tennet-bete
iligung-bereit/100173647.html)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 12. Dezember 2025

Die Antwort wird aufgrund des Verweises auf den Artikel im „Handels-
blatt“ zu TenneT auf das Stromübertragungsnetz bezogen. Der Bund hält 
über die KfW mittelbare Beteiligungen an den Übertragungsnetzbetrei-
bern 50Hertz (20 Prozent) und TransnetBW (24,95 Prozent). Zudem 
prüft der Bund derzeit eine Minderheitsbeteiligung an TenneT TSO 
GmbH. Das deutsche Stromübertragungsnetz verfügt insgesamt über 
eine Stromkreislänge von rund 38.150 Kilometern. Davon entfallen auf 
das Netz von 50Hertz etwa 11.000 Kilometer (rund 31 Prozent), auf das 
Netz von TransnetBW rund 3.000 Kilometer (etwa 7,9 Prozent) und auf 
das Netz von TenneT TSO GmbH rund 14.000 Kilometer (rund 
39,5 Prozent).

102. Abgeordneter
Dr.  Rainer Kraft
(AfD)

Welche Gründe führten nach Kenntnis der Bun-
desregierung dazu, dass Deutschlands Übertra-
gungsstromnetz nicht dem deutschen Staat gehört, 
sondern verschiedenen Unternehmen und Investo-
ren, und hält die Bundesregierung diese Gründe 
auch heute noch für richtig (www.handelsblat
t.com/politik/deutschland/energie-bund-stellt-76-
milliarden-euro-fuer-tennet-beteiligung-bereit/100
173647.html)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 12. Dezember 2025

Die aktuelle Eigentümerstruktur der deutschen Stromübertragungsnetze 
geht auf die Liberalisierung der Energiemärkte Ende der 1990er Jahre 
(Umsetzung der EU-Entflechtungsrechtes) sowie Umstrukturierungen 
und Einstieg von Investoren ab Anfang der 2000er Jahre zurück. Damals 
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waren die Stromübertragungsnetze bereits im Besitz privater Unterneh-
men (E.ON, RWE, Vattenfall, EnBW).

103. Abgeordneter
Andreas Mayer
(AfD)

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Füllstand der Gasspeicher in Bierwang, Breit-
brunn, Inzenham, Schmidhausen und Wolfersberg 
aktuell und im Vergleich zum Vorjahr?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 10. Dezember 2025

Die Versorgungssicherheit für den anstehenden Winter in Deutschland 
und der EU ist gesichert. Aktuell beträgt der Füllstand aller deutschen 
Erdgasspeicher ca. 67 Prozent (Stand: 3. Dezember 2025). Der Wert 
liegt unter den Werten der Vorjahre, die Versorgungssicherheit ist gleich-
wohl nach einhelliger Einschätzung der Bundesregierung, der Bundes-
netzagentur, der Fernleitungsnetzbetreiber sowie der Europäische Kom-
mission gesichert.
Zur Versorgungssicherheit tragen neben den Gasspeichern auch die er-
heblichen und in den letzten Jahren erweiterten deutschen und europä-
ischen LNG-Kapazitäten bei. Zudem sind die Speicher unserer europä-
ischen Nachbarn gut gefüllt und seit 2022 wurde auch die Leistungs-
fähigkeit des europäischen Gasleitungsnetzes immer weiter erhöht.
Auch die aktuellen Marktpreise zeugen von einer vergleichsweise ent-
spannten Versorgungslage. Der Gaspreis liegt seit einigen Wochen auch 
bei kälteren Temperaturen relativ konstant bei ca. 30 Euro/MWh. Letz-
ten Winter lag er noch bei bis zu 59 Euro/MWh. Die Terminpreise für 
diesen Winter liegen ebenfalls bei ca. 30 Euro/MWh, sodass auch vom 
Markt keine Knappheitssignale ausgehen.
Vor diesem Hintergrund sind auch die Füllstände der in Ihrer Frage ge-
nannten Speicher zu bewerten. Dass dieses Jahr einige Speicher weniger 
stark nachgefragt wurden, ist das Marktergebnis. Deren jeweiliger Füll-
stand stellt sich – in Terawattstunden (TWh) – wie folgt dar:

Füllstand in TWh
am 03.12.2025

Füllstand in TWh
am 03.12.2024

Bierwang 6,0090  9,1623
Breitbrunn 5,1025 10,2785
Inzenham 1,1739  3,6592
Schmidhausen 1,0992  1,4086
Wolfersberg 0,2510  2,9626

Grundsätzlich gilt für die genannten bayerischen Speicher, wie für alle 
Speicher, dass bei der Beurteilung der Füllstände und ihrer Auswirkun-
gen auf die Versorgungssicherheit nicht nur der individuelle Speicher-
stand zu betrachten ist. Zusätzlich zu dem aktuellen Füllstand der Spei-
cher ist die gute Anbindung an die Nachbarstaaten Bayerns ein besonde-
rer Vorteil. Damit ist trotz der vergleichsweise geringen Füllstände der 
bayrischen Speicher die Versorgungssicherheit Bayerns gewährleistet.
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104. Abgeordneter
Sebastian 
Münzenmaier
(AfD)

Teilen der Bundeskanzler Friedrich Merz und die 
Bundesministerin für Wirtschaft und Energie 
Katherina Reiche die Aussage der Bundesministe-
rin für Arbeit und Soziales Bärbel Bas vom 
29. November 2025 beim Juso-Bundeskongress, 
dass „wir“ gegen Unternehmer und Wirtschafts-
vertreter („Männer in ihren bequemen Sesseln, 
der ein oder andere im Maßanzug“), die auf dem 
diesjährigen Arbeitgebertag im Publikum saßen, 
„gemeinsam kämpfen müssen“ (wenn nicht, bitte 
erläutern, warum nicht), und entspricht diese Auf-
fassung der Bundesarbeitsministerin der Ansicht 
der gesamten Bundesregierung, insbesondere vor 
dem Hintergrund der vom Bundeskanzler 
Friedrich Merz am 21. Juli 2025 gegenüber Un-
ternehmern im Bundeskanzleramt getätigten An-
kündigung, die Bundesregierung „wolle das In-
vestitionsklima in Deutschland verbessern“ und 
ein „Signal für Wirtschaftswachstum und Zu-
kunftsfähigkeit des Standortes setzen“ (www.bun
desregierung.de/breg-de/aktuelles/statement-kanzl
er-made-for-germany-2366322)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 9. Dezember 2025

Die Bundesregierung kommentiert Äußerungen einzelner Ressortchefin-
nen oder Ressortchefs nicht.

105. Abgeordnete
Charlotte Antonia 
Neuhäuser
(Die Linke)

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundes-
regierung seit Beginn des Krieges im Sudan er-
griffen, um angesichts der ihr zufolge bekannten 
Berichte über militärische Unterstützung für suda-
nesische Konfliktparteien durch Drittstaaten (vgl. 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage der Fraktion Die Linke auf Bundestags-
drucksache 21/2847) sowie der im UN-Bericht 
des Sanktionsausschusses vom 15. Januar 2024 
dokumentierten Waffenlieferungen aus den Verei-
nigten Arabischen Emiraten (VAE) an die Rapid 
Support Forces den tatsächlichen Endverbleib 
deutscher Rüstungsgüter in den VAE zu überprü-
fen und eine Umgehung des EU-Waffenembargos 
zu verhindern, und warum wurden trotz der doku-
mentierten Risiken keine zusätzlichen Post-Ship-
ment-Kontrollen oder verschärften Exportbe-
schränkungen gegenüber den VAE eingeleitet?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 11. Dezember 2025

Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte, sowohl 
Kriegswaffen als auch sonstige Rüstungsgüter, entscheidet die Bundes-
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regierung im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situation nach 
sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung außen- und sicherheitspoliti-
scher Erwägungen nach den rechtlichen und politischen Vorgaben. Die 
Prüfung erfolgt im Hinblick auf das jeweilige Empfängerland, die Art 
des Rüstungsgutes und seinen vorgesehenen Verwendungszweck.
Im Einklang mit den Politischen Grundsätzen der Bundesregierung für 
den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern werden Ge-
nehmigungen für die Ausfuhr von Rüstungsgütern nur erteilt, wenn der 
Endverbleib dieser Güter im Empfängerland sichergestellt ist. Die Prü-
fung des Endverbleibs vor Erteilung der Ausfuhrgenehmigung entspricht 
dem in der EU üblichen System und ist als wirksames Kontrollinstru-
ment anerkannt. Seit 2015 besteht überdies die Möglichkeit von Vor-
Ort-Kontrollen (Post-Shipment-Kontrollen) des Verbleibs von bestimm-
ten, aus Deutschland gelieferten Rüstungsgütern. Seitdem müssen staat-
liche Empfänger von kleinen und leichten Waffen und bestimmten 
Schusswaffen (Pistolen, Revolver, Scharfschützengewehre) in Drittlän-
dern bereits zum Zeitpunkt der Genehmigung einer späteren Vor-Ort-
Überprüfung des angegebenen Endverbleibs der Rüstungsgüter im Emp-
fängerland zugestimmt haben. Bislang wurde eine entsprechende Vor-
Ort-Kontrolle in den Vereinigten Arabischen Emiraten durchgeführt. Die 
Kontrolle verlief ohne Beanstandungen. Darüber hinaus ist die Bundes-
regierung regelmäßig mit den Vereinigten Arabischen Emiraten zur 
Lage im Sudan und zum Quad-Friedensplan im Gespräch.
Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion Die Linke auf Bundestagsdrucksache 21/2847 ver-
wiesen.

106. Abgeordneter
Andreas Paul
(AfD)

Hat die Bundesregierung aktuell einen Export-
stopp für maritime Rüstungsgüter verhängt bzw. 
die Ausfuhrbestimmungen für Unter- oder Über-
wasserfahrzeuge, maritime Elektronik für über- 
und unterwasserliegende Systeme, diesbezügliche 
Bauteile oder Waffensysteme dahingehend ver-
ändert, dass deutsche Unternehmen und pakistani-
sche Vertragspartner und Auftraggeber im Rah-
men von vertraglichen Verpflichtungen eine unge-
plante Verzögerung der Auslieferung der Güter in 
Kauf nehmen müssen, wie anlässlich des Besuchs 
des Verteidigungsministers der Islamischen Repu-
blik Pakistan im Verteidigungsausschuss des 
Deutschen Bundestages berichtet bzw. zum Ge-
genstand einer Erörterung gemacht wurde (wenn 
ja, bitte Änderungen unter Nennung der Bestim-
mungen, mit Änderungsdatum aufgliedern)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 11. Dezember 2025

Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet 
die Bundesregierung im Einzelfall und im Lichte der jeweiligen Situa-
tion nach sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung außen- und sicher-
heitspolitischer Erwägungen nach den rechtlichen und politischen Vor-
gaben. Rechtliche Grundlagen sind das Gesetz über die Kontrolle von 
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Kriegswaffen (KrWaffKontxG), das Außenwirtschaftsgesetz (AWG), die 
Außenwirtschaftsverordnung (AWV), der Gemeinsame Standpunkt des 
Rates der Europäischen Union vom 8. Dezember 2008 betreffend ge-
meinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie 
und Militärgütern in der Fassung des Ratsbeschlusses vom 14. April 
2025 (Gemeinsamer Standpunkt) und der Vertrag über den Waffenhan-
del (Arms Trade Treaty – ATT) sowie die „Politischen Grundsätze der 
Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüs-
tungsgütern“ aus dem Jahr 2000 in der Neufassung vom 26. Juni 2019. 
Dabei berücksichtigt die Bundesregierung auch die Einhaltung von 
Menschenrechten sowie Risiken wie insbesondere einen möglichen Ein-
satz im Kontext regionaler Konflikte. Das gilt auch für Rüstungsexporte 
nach Pakistan.
Gemäß § 8 der Geschäftsordnung des Bundessicherheitsrates bzw. des 
Nationalen Sicherheitsrates unterrichtet die Bundesregierung den Deut-
schen Bundestag über abschließende Genehmigungsentscheidungen 
über Rüstungsexporte, denen eine Befassung des Bundessicherheitsrates 
bzw. des Nationalen Sicherheitsrates vorangegangen ist. Darüber hinaus 
berichtet die Bundesregierung entsprechend der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts regelmäßig in transparenter Weise zu erteil-
ten Ausfuhrgenehmigungen und genehmigten Gütern nach den entspre-
chenden Ausfuhrlistenpositionen gemäß Anlage I Teil A der Außenwirt-
schaftsverordnung in ihren jährlichen und halbjährlichen Rüstungsex-
portberichten (abrufba unter www.bundeswirtschaftsministerium.de/Red
aktion/DE/Publikationen/Aussenwirtschaft/ruestungsexportbericht-202
4.html) sowie in Antworten auf Parlamentarische Fragen. In den Rüs-
tungsexportberichten sind auch Angaben zu Entscheidungen über Rüs-
tungsexportanträge nach Pakistan enthalten.
Im Einklang mit den Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts in 
seinem Urteil vom 21. Oktober 2014 (BVerfGE 137, 185) sieht die Bun-
desregierung für den Bereich der Rüstungsexportkontrolle von weiterge-
henden Auskünften ab.

107. Abgeordnete
Lea Reisner
(Die Linke)

Hat die Bundesregierung die für die Durchfüh-
rung der Ausfuhr erforderliche Genehmigung 
nach dem Außenwirtschaftsgesetz (AWG) für das 
U-Boot nach Israel erteilt, für das 2023 eine Ge-
nehmigung der Beförderung zur Ausfuhr nach 
dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen 
(KrWaffKontrG) erteilt wurde (siehe Ausschuss-
drucksache 20(9)336 und Antwort der Bundes-
regierung auf die Schriftliche Frage 11 der Abge-
ordneten Sevim Dağdelen auf Bundestagsdruck-
sache 20/11318), und wenn ja, wann, und mit 
welchem Güterwert (bitte Monat und Jahr ange-
ben)?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 12. Dezember 2025

Auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche Frage 42 auf 
Bundestagsdrucksache 21/1324 wird verwiesen; die Sachlage hat sich 
seitdem nicht geändert.
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108. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Welche konkreten administrativen Maßnahmen 
hat die Bundesregierung seit Beginn der 
20. Wahlperiode zur Abwendung einer nach 
meiner Auffassung drohenden Deindustrialisie-
rung in Deutschland ergriffen, insbesondere im 
Hinblick auf die Unterstützung energieintensiver 
Industriebranchen Ostdeutschlands, vor dem Hin-
tergrund des laut Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit 
(IAB) um 21 Prozent gesunkenen Stellenangebots 
im zweiten Quartal 2025, und inwiefern sind 
diese Maßnahmen mit den im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD angekündigten 
Zielen zur Stärkung des Industriestandortes 
Deutschland (Kapitel 1.1 „Industriestandort 
Deutschland stärken“) deckungsgleich (https://de
utsche-wirtschafts-nachrichten.de/717282/arbeits
markt-kippt-mehr-arbeitslose-weniger-stellen-stel
lenabbau-statt-fachkraeftemangel)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 12. Dezember 2025

Die Bundesregierung hat eine Vielzahl von Maßnahmen umgesetzt bzw. 
auf den Weg gebracht, die die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie, ge-
rade auch der energieintensiven Industrien, stärken. Viele der Maßnah-
men fußen auch auf dem Koalitionsvertrag.

Nachfolgend einige Beispiele:
Strompreise
Die Bundesregierung hat bereits Maßnahmen beschlossen (Verstetigung 
der Stromsteuersenkung für Unternehmen des produzierenden Gewerbes 
und der Land- und Forstwirtschaft auf den zulässigen EU-Mindeststeu-
ersatz, Abschaffung der Gasspeicherumlage zum Jahreswechsel, Sen-
kung der Netzentgelte mittels eines Zuschusses zu den Übertragungs-
netzkosten für 2026), um die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie kurz-
fristig zu stärken. Um die energieintensiven Industrien auch bei den 
Strombeschaffungskosten zu entlasten, arbeitet die Bundesregierung mit 
hoher Priorität an einem Paket aus Verbesserungen bei der Strompreis-
kompensation und der Einführung eines Industriestrompreises.

Programme zur Förderung der Transformation
Die Bundesregierung unterstützt energieintensive Industrien in Deutsch-
land bei der Dekarbonisierung und Modernisierung ihrer Anlagen. Im 
Rahmen des „Important Project of Common European Interest“ (IPCEI) 
werden umfangreiche Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt, um den 
Wasserstoffhochlauf (u. a. in der Stahlindustrie) zu unterstützen. Die 
Bundesförderung Industrie und Klimaschutz (BIK) hilft u. a. mittelstän-
dischen Unternehmen, innovative Investition zu finanzieren. Das Pro-
gramm „Carbon Contract for Difference“ (CCfD) sichert energieintensi-
ve Unternehmen gegen Preisrisiken ab und gleicht Mehrkosten im Ver-
gleich zum konventionellen Produktionsverfahren über einen Zeitraum 
von 15 Jahren aus. Dieser Instrumentenmix trägt dazu bei, dass sowohl 
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kleine und mittelständische (KMU) als auch große Industrieunterneh-
men mehr Investitionssicherheit erhalten.

Wasserstoffwirtschaft
Der Hochlauf des Wasserstoffmarktes ist ein zentraler Baustein für das 
Gelingen der Energiewende und für die Zukunftsfähigkeit der deutschen 
Industrie. Dieser soll flexibel und technologieoffen und zunächst in 
Märkten erfolgen, in denen schon jetzt Zahlungsbereitschaft besteht 
(z. B. Raffinerien) oder in denen Nachfrage mit finanziell und adminis-
trativ verantwortbarem Aufwand angeregt werden kann (z. B. Kraftwer-
ke, Prozesswärme). Die Wasserstoffinfrastruktur inklusive des Wasser-
stoff-Kernnetzes und der Importkorridore wird stufenweise und in enger 
Abstimmung mit der Nachfrageseite aufgebaut.

Kohlendioxidspeicherungsgesetz
Die Bundesregierung hat mit dem Änderungsgesetz zum Kohlendioxid-
speicherungsgesetz, welches am 28. November 2025 in Kraft getreten 
ist, die Speicherung von CO2 für den kommerziellen Einsatz im indus-
triellen Maßstab erlaubt sowie den rechtlichen Rahmen für den Aufbau 
einer CO2-Infrastruktur geschaffen. Dank dem überarbeiteten recht-
lichen Rahmen können nunmehr Investitionen in Kohlendioxidleitungen 
und Speicher erfolgen. Unternehmen steht zudem eine neue Option zur 
Dekarbonisierung ihrer Produktionsprozesse offen.

Deutschlandfonds
Der Deutschlandfonds ist eine zentrale Maßnahme der im Koalitionsver-
trag festgelegten Investitionsoffensive. Der Deutschlandfonds wird sehr 
zeitnah – noch in diesem Jahr – mit ersten Maßnahmen an den Start ge-
hen.

Automobilstandort
Die Bundesregierung bekennt sich klar zum Automobilstandort 
Deutschland. Die Bundesregierung hat seit Beginn der Legislaturperiode 
neben horizontalen Maßnahmen zur allgemeinen Stärkung des Standorts 
spezifisch für die Automobilindustrie bereits zahlreiche Maßnahmen er-
griffen, etwa zur Förderung des Absatzes an Elektrofahrzeugen (Einfüh-
rung einer arithmetisch-degressiven Abschreibung sowie Anhebung der 
Bruttolistenpreisgrenze), Verlängerung der Befristung der Kfz-Steuerbe-
freiung für Elektrofahrzeuge für längstens zehn Jahre; Masterplan Lade-
infrastruktur 2030). Zudem setzt sich die Bundesregierung auf Ebene 
der EU für eine Überarbeitung der Verordnung über CO2-Flottenziele 
für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge ein.

Transformations-Netzwerke und Transformations-Hubs
Die Bundesregierung hat am 14. Juli 2025 mit der Veröffentlichung von 
zwei Änderungsbekanntmachungen im Bundesanzeiger den Transforma-
tions-Netzwerken und Transformations-Hubs eine Laufzeitverlängerung 
bis Ende 2026 angeboten. Die Transformations-Netzwerke und -Hubs 
können dadurch die Automobil- und Zulieferindustrie in den vom auto-
mobilen Wandel besonders betroffenen Regionen auch nach 2025 mit 
Hilfe ihrer Vernetzungs- und Wissenstransferangebote weiter stärken.
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Die allermeisten Transformations-Netzwerke und -Hubs haben von die-
ser Möglichkeit Gebrauch gemacht und entsprechende Aufstockungs- 
und Verlängerungsanträge gestellt. Die Laufzeit von insgesamt vier 
Transformations-Netzwerken aus Ostdeutschland wurde bereits bis Ende 
2026 verlängert.

Stahlindustrie
Die Bundesregierung bekennt sich zur Stahlindustrie und will sie erhal-
ten und zukunftsfähig machen. Der Bundeskanzler Friedrich Merz hat 
am 6. November 2025 im Bundeskanzleramt zu einem „Stahlgipfel“ ein-
geladen, an dem hochrangige Vertreter von Stahlindustrie, Gewerkschaf-
ten und Bundesländern sowie BMWE, BMF, BMAS und BMUKN auf 
Bundesminister-Ebene teilgenommen haben. Es gab eine konstruktive 
Diskussion und große Einigkeit bezüglich Schlussfolgerungen. Ergeb-
nisse wurden insbesondere in den drei zentralen Handlungssträngen Au-
ßenhandel, Energie sowie Wettbewerbsfähigkeit erzielt.

Luftfahrtstrategie
Die Bundesregierung erarbeitet derzeit eine neue Luftfahrtstrategie, in 
der auch der Erhalt und der Ausbau der Wettbewerbsfähigkeit des Luft-
fahrtindustriestandorts Deutschland eine zentrale Rolle spielen wird.

Chemieagenda
Der Erarbeitungsprozess der für die Stärkung von Innovations-, Zu-
kunfts- und Wettbewerbsfähigkeit der Chemieindustrie im Koalitions-
vertrag angekündigten nationalen Chemieagenda 2045 beginnt im De-
zember 2025.

Pharmabereich
Die Bundesregierung hat mit einer Auftaktveranstaltung am 12. Novem-
ber 2025 im Bundeskanzleramt einen umfangreichen Pharma- und Me-
dizintechnikdialog mit Unternehmen, Verbänden, der Selbstverwaltung, 
Sozialpartnern, der Forschung und weiteren Akteuren gestartet.

Mikroelektronik
Im Bereich der Mikroelektronik wurden mit den Fördermaßnahmen 
unter dem European Chips Act bzw. der Förderbekanntmachung IPCEI 
AST konkrete administrative Maßnahmen ergriffen, um den Halbleiter-
standort Deutschland weiter zu stärken.

KI
Die Bundesregierung wird mit der Umsetzung des IPCEI-AI und des 
IPCEI-CIC die Entwicklung und Implementierung industrieller KI in 
Deutschland vorantreiben. Zudem bereitet die Bundesregierung derzeit 
eine nationale Rechenzentrumsstrategie vor, die diese und weitere Maß-
nahmen auch mit Blick auf den Industriestandort Deutschland und in-
dustrielle KI mit beinhalten wird. Auf europäischer Ebene setzt sich die 
Bundesregierung für spürbare Verbesserungen und Erleichterungen des 
digitalen Rechtsrahmens ein. Der am 19. November 2025 veröffentlichte 
Entwurf der Europäischen Kommission für den sog. Digital-Omnibus 
(Omnibus VII) greift bereits einige der Vorschläge der Bundesregierung 
auf.
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Leichtbau
Die Initiative Leichtbau wird als strategisches Instrumentarium weiter 
ausgebaut. Die Geschäftsstelle der Initiative wird bis mindestens 2029 
mit erweiterten Aufgaben fortgeführt. Leichtbauprojekte werden im 
Rahmen verschiedener branchenspezifischer Förderprogramme des Bun-
des unterstützt.

Rohstoffsicherung
Die Bundesregierung trägt mit der erfolgten Einrichtung des Rohstoff-
fonds zur Sicherung der Versorgung mit kritischen Rohstoffen in der 
deutschen Industrie bei. Durch die Beteiligung des Bundes mittels 
Eigenkapital an neuen Rohstoffprojekten, wie dem Lithiumprojekt Vul-
can Energy, unterstützt die Bundesregierung den Aufbau alternativer 
Rohstofflieferketten, auch die Absicherung von Fremdkapital ist mög-
lich. Darüber hinaus werden die Partnerschaften mit rohstoffreichen 
Ländern intensiviert. Konkret wurde im August 2025 eine gemeinsame 
Absichtserklärung mit Kanada zur Vertiefung der Rohstoffpartnerschaft 
verkündet, um die bestehenden Abhängigkeiten gegenüber China zu re-
duzieren und Rohstofflieferketten zu diversifizieren.

Bund-Länder-Pakt zur Planungs-, Genehmigungs- und 
Umsetzungsbeschleunigung
Der Bund-Länder-Pakt zur Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungs-
beschleunigung wird weiter umgesetzt. Die darin enthaltenen Aufträge, 
u. a. bezüglich der Digitalisierung von Verfahren, der Einführung kurzer 
Fristen, der Vereinfachung des vorzeitigen Maßnahmenbeginns und der 
parallelen Durchführung von Verfahrensschritten dienen gezielt der 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts. Mit der 
Verabschiedung der föderalen Modernisierungsagenda am 4. Dezember 
2025 setzen Bund und Länder zudem das im Koalitionsvertrag enthalte-
ne Ziel um, den Pakt weiterzuentwickeln und auszudehnen.

109. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Welche haushalts- und wirtschaftspolitischen In-
strumente hat die Bundesregierung zur gezielten 
Investitionsförderung für mittelständische und 
große Industriebetriebe seit 2025 in struktur-
schwachen Regionen bereitgestellt, insbesondere 
im Hinblick auf die Umsetzung des angekündig-
ten „Deutschlandfonds“ und die dort zugesicher-
ten mindestens 10 Mrd. Euro Eigenmittel (Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, S. 4 
und 5), und welche Rückmeldungen aus der In-
dustrie, insbesondere aus den Bereichen Chemie, 
Maschinenbau und Automobilzulieferung, sind 
der Bundesregierung zur Effektivität und Zugäng-
lichkeit dieser Instrumente bislang bekannt ge-
worden?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Thomas Steffen 
vom 9. Dezember 2025

Umfassende Unterstützung für ihre Investitionstätigkeit erhalten Unter-
nehmen in strukturschwachen Regionen insbesondere im Rahmen der 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW), für die der Bund die Hälfte der Ausgaben 
trägt. Förderfähig sind insbesondere Investitionen der gewerblichen 
Wirtschaft, vor allem von KMU, die Errichtung und Erweiterung kom-
munaler wirtschaftsnaher Infrastruktur, Maßnahmen im Bereich regiona-
le Daseinsvorsorge sowie nicht-investive Maßnahmen, wie z. B. regio-
nale Entwicklungskonzepte. Die Durchführung der GRW-Förderung ist 
entsprechend des Subsidiaritätsprinzips Aufgabe der Länder. Im Hin-
blick auf sich ändernde Rahmenbedingungen und Anforderungen entwi-
ckeln Bund und Länder die GRW regelmäßig weiter und verfolgen dabei 
auch das Ziel, diese möglichst effizient und bürokratiearm auszugestal-
ten. Als regionalpolitisches Leitinstrument Deutschlands ist die GRW 
auch zentraler Bestandteil des 2020 eingerichteten „Gesamtdeutschen 
Fördersystems für strukturschwache Regionen“ (GFS), welches vielfälti-
ge Unterstützungsmaßnahmen verschiedener Bundesministerien für 
strukturschwache Regionen bündelt (derzeit 16 Förderprogramme aus 
sieben Bundesministerien). Dazu zählen auch das Zentrale Innovations-
programm Mittelstand (ZIM) sowie das Förderprogramm Innovations-
kompetenz (INNO-KOM).
Eine wichtige Rolle bei der Finanzierung des Mittelstands spielen auch 
die vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie verwalteten 
ERP- und KfW-Förderkreditprogramme (ERP: European Recovery Pro-
gramme). Mit Mitteln aus dem vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie verwalteten ERP-Sondervermögen und den KfW-Eigenpro-
grammen bietet die KfW ein differenziertes Angebot an Förderkrediten 
mit günstigen Konditionen (Zinsverbilligungen, teilweise Haftungsfrei-
stellungen) für alle Branchen an. In verschiedenen Programmen werden 
Investitions- und Betriebsmittelbedarfe für neugegründete und etablierte 
Unternehmen zur gezielten Investitionsförderung für mittelständische 
und große Industriebetriebe gedeckt. Hier ist insbesondere der ERP-För-
derkredit KMU zu nennen. In dem Förderprogramm wird für Gründun-
gen und junge Unternehmen in Regionalfördergebieten im Vergleich zu 
etablierten Unternehmen außerhalb der Regionalfördergebiete eine hö-
here Verbilligung eingesetzt, um insbesondere Gründungsvorhaben und 
Vorhaben in Regionalfördergebieten anzureizen. Mit der ERP-Wirt-
schaftsförderung werden über die KfW aus dem ERP-Sondervermögen 
Mittel bereitgestellt. Mit diesem ausdifferenzierten Instrumentarium 
werden insbesondere Gründungen, Nachfolgen, Wachstum, Innovation 
und Digitalisierung kleiner und mittlerer Unternehmen gefördert. Der re-
gierungsinterne Abstimmungsprozess zur Aufsetzung des Deutschland-
fonds ist noch nicht abgeschlossen. Daher können zu diesem Zeitpunkt 
noch keine abschließenden Aussagen getroffen werden.
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110. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Inwieweit hat die Bundesregierung in der aktu-
ellen Legislaturperiode mit anderen europäischen 
oder außereuropäischen Staaten einen systemati-
schen Austausch über Best Practice im Bereich 
der Industriepolitik geführt, insbesondere zur Ver-
meidung von Deindustrialisierung und zur Abfe-
derung struktureller Wettbewerbsnachteile durch 
hohe Energiepreise, und welche administrativen 
Handlungsstränge leitet die Bundesregierung da-
raus konkret für den Industriestandort Deutsch-
land ab?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 10. Dezember 2025

Die Bundesregierung tauscht sich eng und regelmäßig mit europäischen 
und außereuropäischen Partnern im Rahmen bilateraler Dialoge über 
Best Practice im Bereich der Industriepolitik aus. Ein übergeordnetes 
Beispiel hierfür ist die 8. Friends-of-Industry-Konferenz am 3. Novem-
ber 2025 in Berlin, zu der Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche 
die europäischen Wirtschaftsministerinnen und Wirtschaftsminister so-
wie den EU-Exekutiv-Vizepräsidenten Stéphane Séjourné eingeladen 
hatte. Im Zentrum stand dabei ein intensiver Austausch über die Zukunft 
der europäischen Industriepolitik und die Gestaltung der Rahmenbedin-
gungen für einen wettbewerbsfähigen Industriestandort Europa. Konkre-
te zentrale Maßnahmen finden sich in der von 18 EU-Mitgliedstaaten 
unterstützten „Berlin Declaration“ (www.bundeswirtschaftsministeriu
m.de/Redaktion/DE/Downloads/F/friends-of-industry-berlin-declaration.
pdf?__blob=publicationFile&v=20).

111. Abgeordnete
Dr.  Julia Verlinden
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Unternehmen hat das Bundeskartellamt 
in seiner Überprüfung zur korrekten Umsetzung 
der Gas- und Strompreisbremsen untersucht 
(www.bundeskartellamt.de/DE/Aufgaben/Missbra
uchaufsicht_Energiepreibremsen/Missbrauchsaufs
icht_Energiepreisbremsen.html), und wie viele 
Missbrauchsfälle zulasten der Verbraucherinnen 
und Verbraucher wurden dabei festgestellt (bitte 
beides separat nach Gas und Strom aufführen)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 12. Dezember 2025

Das Bundeskartellamt hat insgesamt 70 Verfahren aufgrund von Auffäl-
ligkeiten in den ersten Anträgen der betroffenen Lieferanten auf staat-
liche Entlastungen eingeleitet. Diese 70 Verfahren decken etwa 14 Pro-
zent des zum Zeitpunkt der Verfahrenseinleitung beantragten Entlas-
tungsvolumens ab.
Die 70 Verfahren entfielen wie folgt auf die drei Energieträger Erdgas, 
Elektrizität und Wärme:
• 33 Verfahren bei Erdgas;
• 20 Verfahren bei Elektrizität;
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• 17 Verfahren bei Wärme.
Auch hat das Bundeskartellamt in einigen Fällen nach Prüfung vorläufi-
ge Bedenken geäußert.
Missbräuche „zulasten der Verbraucherinnen und Verbraucher“ wurden 
dabei nicht untersucht. Die Missbrauchsaufsicht nach § 27 des Erdgas-
Wärme-Preisbremsen-Gesetzes (EWPBG) und § 39 des Strompreis-
bremsegesetzes (StromPBG) betrifft ausschließlich das Antragsverhalten 
von Unternehmen gegenüber dem Staat und die darauf fußenden staat-
lichen Zahlungen an die antragstellenden Unternehmen.
Die Preisbremsen-Gesetze ließen den Lieferanten die Möglichkeit, 
Korrekturen in den Folgeanträgen oder der Endabrechnung vorzuneh-
men. Selbst nach der Endabrechnung können noch erhaltene Entlas-
tungsbeträge zurückerstattet werden. In wie vielen Fällen ein Miss-
brauch festgestellt werden wird, lässt sich deshalb aktuell noch nicht an-
geben.
Ein Überblick über die bisherigen Aktivitäten des Bundeskartellamtes in 
diesem Bereich ist derzeit in Arbeit.

112. Abgeordnete
Janine Wissler
(Die Linke)

Besteht nach Einschätzung der Bundesregierung 
ein Interessenkonflikt zwischen der Förderung der 
GovRadar GmbH, an der der ehemalige Bundes-
minister der Verteidigung und Lebensgefährte der 
Bundesministerin für Wirtschaft und Energie be-
teiligt ist, wenn dieses Start-up aus Mitteln des 
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
gefördert wird, und wann wurden die Mittel für 
die GovRadar GmbH seitens des Bundesministe-
riums bewilligt (www.spiegel.de/wirtschaft/sozial
es/katherina-reiche-und-karl-theodor-zu-guttenber
g-bundeswirtschaftsministerium-foerdert-firma-m
it-guttenberg-beteiligung-a-830ae414-e75e-44a6-
824c-06dcc98bd9d7)?

Antwort des Staatssekretärs Frank Wetzel 
vom 12. Dezember 2025

Dem Unternehmen GovRadar GmbH wurden im Zentralen Innovations-
programm Mittelstand (ZIM) des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie (BMWE) zwei Projekte bewilligt: Ein Projekt mit Bewilli-
gungsbescheid vom 21. März 2024 und ein Projekt mit Bewilligungsbe-
scheid vom 8. September 2025.
Die ZIM-Förderung von Unternehmen wird für das BMWE von beliehe-
nen Projektträgern administriert. Sie gewähren Fördermittel, wenn der 
Antrag eines Unternehmens durch Fachgutachter der Projektträger für 
förderwürdig erachtet wird. Dabei erfolgen Prüfung und Bewilligung 
ausschließlich anhand der Vorgaben der ZIM-Förderrichtlinie. Im Rah-
men der Förderadministration besteht kein direkter Kontakt der Unter-
nehmen mit dem Bundesministerium und keine Befassung des Bundes-
ministeriums mit einzelnen Anträgen, so auch bei den Projekten der 
GovRadar GmbH. Interessenskonflikte traten bei der Förderentschei-
dung nicht auf.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung, 
Technologie und Raumfahrt

113. Abgeordnete
Ayse Asar
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Termine und Einbindungen im Rahmen 
der Roadmap-Prozesse zu den sechs in der High-
tech Agenda Deutschland benannten Schlüssel-
technologien haben nach Kenntnis der Bundes-
regierung bereits stattgefunden, und welche Un-
ternehmen, Forschungsinstitutionen und sonstigen 
Akteure waren daran beteiligt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Matthias Hauer 
vom 8. Dezember 2025

Mit der Auftaktveranstaltung der Hightech Agenda Deutschland am 
29. Oktober 2025 hat die Bundesregierung gemeinsam mit den rele-
vanten Akteuren und Umsetzungspartnern den Startschuss für die Um-
setzung gesetzt. Als Einstieg in die Roadmap-Prozesse zu den prioritä-
ren Schlüsseltechnologien fanden Breakout-Sessions mit Stakeholdern 
und Experten statt. Teilgenommen haben unter anderem Vertreterinnen 
und Vertreter von Max-Planck-Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft, 
Fraunhofer-Gesellschaft und Leibniz-Gesellschaft sowie zahlreicher Ins-
titute und Forschungseinrichtungen, Vertreterinnen und Vertreter der 
Hochschulrektorenkonferenz und einer Vielzahl an Universitäten. Da-
neben waren Start-ups, Industrieunternehmen und Verbände vertreten. 
Von den Ländern, Ressorts und der Europäischen Union waren ebenfalls 
Vertreterinnen und Vertreter beteiligt, insbesondere die EU-Kommissa-
rin für Start-ups, Forschung und Innovation Ekaterina Zaharieva, die 
Bundesministerin für Gesundheit Nina Warken, der Bundesminister für 
Digitales und Staatsmodernisierung Dr. Karsten Wildberger, der Landes-
minister für Wissenschaft und Kultur Falko Mohrs (Niedersachsen) und 
die Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Pflege Dr. Ina Czyborra 
(Berlin).

114. Abgeordnete
Dr.  Christina 
Baum
(AfD)

Wie hoch war und ist nach Kenntnis der Bundes-
regierung die Aufwandsentschädigung für die 
Mitglieder des Deutschen Ethikrats in den Jahren 
2023, 2024 und 2025 (bitte zudem nach Kenntnis 
die Höhe der Aufwandsentschädigungen der Vor-
sitzenden in den Jahren 2023, 2024 und 2025 an-
geben)?

Antwort des Parlamentarische Staatssekretärs Matthias Hauer 
vom 9. Dezember 2025

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über die Höhe der jährlich aus-
gezahlten Aufwandsentschädigungen für die Mitglieder und die Vorsit-
zenden des Deutschen Ethikrats. Kosten für den Deutschen Ethikrat, 
unter die auch die Aufwandsentschädigungen fallen, sind im Einzel-
plan 02 (Deutscher Bundestag) des Bundeshaushalts berücksichtigt und 
werden durch den Deutschen Bundestag verwaltet.
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115. Abgeordneter
Dr.  Christoph 
Birghan
(AfD)

Liegen der Bundesregierung Informationen darü-
ber vor, wie viele Einzelpersonen bisher das 
1.000-Köpfe-Plus-Programm in Anspruch neh-
men und welche Staatsbürgerschaft diese Perso-
nen haben (bitte die Gesamtzahl angeben und 
nach den sechs häufigsten Staatsbürgerschaften 
und Fachdisziplinen aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Silke Launert 
vom 11. Dezember 2025

Es wurden im Programm 1.000-Köpfe-Plus bisher 96 Bewilligungen 
ausgesprochen.
Bei der Erfassung der Herkunft der Geförderten steht das Land im Vor-
dergrund, aus dem der Antrag gestellt wird („Herkunftsland“). Bisher 
kommen die meisten Geförderten des 1.000-Köpfe-Plus-Programms aus 
Europa, gefolgt von Asien und Nordamerika. Die regionale Verteilung 
der bisherigen Bewilligungen nach Herkunftsland ist wie folgt: 42 Pro-
zent Europa, 26 Prozent Asien, 20 Prozent Nordamerika, 6 Prozent Na-
her und Mittlerer Osten und Nordafrika, 3 Prozent Afrika Subsahara, 
2 Prozent Mittel- und Südamerika, 1 Prozent Australien, Neuseeland, 
Ozeanien.
Die am häufigsten vorkommenden sechs Staatsangehörigkeiten der bis-
her Geförderten sind: VR China (22), USA (elf), Deutschland (neun), 
Spanien (acht), Indien (acht) und Italien (sieben). Im Hinblick auf For-
schungssicherheit haben die Förderorganisationen entsprechende Leit-
linien in ihren Auswahlprozessen etabliert.
Die Bewilligungen verteilen sich wie folgt auf die Fachdisziplinen: 
43 Prozent Lebenswissenschaften, 25 Prozent Naturwissenschaften, 
24 Prozent Ingenieurwissenschaften, 8 Prozent Geistes- und Sozialwis-
senschaften.

116. Abgeordnete
Sonja Lemke
(Die Linke)

Inwieweit plant die Bundesregierung, sich bei der 
Umsetzung der angekündigten „Nationalen Deka-
de gegen Postinfektiöse Krankheiten“ an dem 
Eckpunktepapier von Dr. Karl Lauterbach und 
Stephan Albani vom 24. Oktober 2025 zu orien-
tieren, und welche der darin beschriebenen sechs 
„Säulen“ („Ausrufung einer „Nationalen Dekade 
gegen Postinfektiöse Erkrankungen (NDPE)“ bis 
2036“, „Gesundheits-Challenge zur Bekämpfung 
Postinfektiöser Erkrankungen“, „Implementie-
rung eines zentralen Steuerungsgremiums („Steu-
erungskreis PE“) unter Leitung des BMFTR und 
BMG“, „Gezielte Förderlinien zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses und des Kapazi-
tätsaufbaus“, „Aufbau einer nationalen Daten- 
und Biobank-Infrastruktur („Nationale Kohorte 
PE“ – NAKO-PE)“, „Verbindliche und gleichbe-
rechtigte Integration von Patientenvertretungen in 
alle Entscheidungs- und Steuerungsgremien der 
Dekade“) plant sie insbesondere umzusetzen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Matthias Hauer 
vom 11. Dezember 2025

Die Bundesregierung plant, die „Nationale Dekade gegen Postinfektiöse 
Erkrankungen“ auf Basis einer langfristigen Strategie durchzuführen, 
die darauf abzielt, die Ursachen und Mechanismen hinter postinfektiö-
sen Erkrankungen zu verstehen, darauf aufbauend neue Ansätze in Dia-
gnostik und Therapie zu schaffen und damit die Versorgung der Betrof-
fenen zu verbessern. Die inhaltliche Planung dieser Strategie sowie der 
einzelnen Elemente der geplanten „Nationalen Dekade gegen Postinfek-
tiöse Erkrankungen“ befinden sich aktuell in Abstimmung.

117. Abgeordnete
Dr.  Andrea 
Lübcke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche konkreten Maßnahmen plant die Bundes-
regierung, um die in der Hightech Agenda aufge-
führten Ziele zu erreichen, und wann sollen dafür 
die entsprechend im Haushalt eingestellten Mittel 
abgeflossen sein (bitte die wesentliche Vorhaben-
planung der Maßnahmen, die unmittelbar oder 
mittelbar auf die Erreichung der Hightech Agenda 
einzahlen für das Jahr 2026 mit den jeweiligen 
konkreten Finanzbedarfen darstellen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Matthias Hauer 
vom 9. Dezember 2025

Zur Erreichung der in der Hightech Agenda Deutschland (HTAD) ge-
setzten ambitionierten Ziele ist die Verzahnung verschiedener Maßnah-
men, die Akteure aus Wirtschaft, Forschung und Politik einbringen, not-
wendig. Die Bundesregierung hat ausgewählte Flaggschiff-Maßnahmen 
zur Zielerreichung in der HTAD beschlossen und setzt diese nun sukzes-
sive um: So konnte beispielsweise bereits im September 2025 der Spa-
tenstich für das „Berlin Center for Gene and Cell Therapies (BCGCT)“ 
gefeiert werden, das ab dem Jahr 2026 mit ca. 10 Mio. Euro jährlich un-
terstützt wird. Weitere Beispiele sind die Mikroelektronik-Strategie der 
Bundesregierung und der Aktionsplan „Deutschland auf dem Weg zum 
Fusionskraftwerk“, welche bereits im Bundeskabinett beschlossen wur-
den. Im Jahr 2026 werden unter anderem folgende Flaggschiff-Maßnah-
men umgesetzt, die bereits in der HTAD konkret benannt sind (nicht ab-
schließend):
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Schlüssel-
technologie

Beginn 
der Maßnahme

Inhalt der Maßnahme Vorgesehenes 
Finanzvolumen 

im Jahr 2026 
(in Mio. Euro)

Künstliche 
Intelligenz (KI)

2026 Schaffung von Kristallisationspunkten 
für KI-basierte Robotik durch 
die Transferoffensive „KI-Robotik-
booster“

 20

Quantencomputing 2026 Quantencomputing-Challenge zur 
Weiterentwicklung der aussichts-
reichsten Systemansätze

 90

Mikroelektronik 2026 Kompetenzzentrum Chipdesign  10
Biotechnologie 12. November 2025 BioDigitalHub – KI für die auto-

nome Bioprozessentwicklung“ inner-
halb der Rahmenrichtlinie „Zukunfts-
technologien für die industrielle Bio-
ökonomie“

  1

Fusion 2026 Veröffentlichung. Bekanntmachung 
für den Aufbau von Hubs zu den 
Themen Laser- und Magnetfusion so-
wie Brennstoffkreislauf. Des Weiteren 
Förderung von F&E-Vorhaben und 
von Nachwuchskräften im Bereich der 
Fusion

120

Für diese und alle weiteren Flaggschiff-Maßnahmen der Bundesregie-
rung wurden im Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität, im 
Klima- und Transformationsfonds und den relevanten Einzelplänen die 
finanziellen Voraussetzungen geschaffen.
Alle Flaggschiff-Maßnahmen werden entsprechend ihrer Anmeldung im 
Haushalt umgesetzt – unter Berücksichtigung der im Roadmapping-Pro-
zess der HTAD benötigten Flexibilität.

118. Abgeordnete
Dr.  Andrea 
Lübcke
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Was hat die Bundesregierung konkret unternom-
men, um den Verlust der wesentlichen Daten und 
Proben, insbesondere Gewebe- und DNA-Proben, 
von über 60.000 Betroffenen des Nationalen Re-
gisters für angeborene Herzfehler (NRAHF) für 
die Forschung, wie in der Antwort der Bundes-
regierung auf meine Mündliche Frage 26 im Ple-
narprotokoll 21/20 in Aussicht gestellt, zum 
31. Dezember 2025 zu verhindern, und welche 
weiteren Schritte plant sie, um die Daten, gegebe-
nenfalls mit dem Aufbau und Integration in ein 
generisches Registerplattform, nachhaltig zu 
sichern?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Matthias Hauer 
vom 8. Dezember 2025

Aufgrund der Bedeutung von Forschung für die Verbesserung der Ge-
sundheitsversorgung von Menschen mit angeborenen Herzfehlern hat 
das ehemalige Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
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das Kompetenznetz Angeborene Herzfehler e. V. und das darin aufge-
baute Nationale Register seit dem Jahr 2002 mit insgesamt mehr als 
25 Mio. Euro gefördert. Zuletzt hatte das damalige BMBF für das Natio-
nale Register für Angeborene Herzfehler eine dreijährige Übergangsfi-
nanzierung in Höhe von 1,5 Mio. Euro bis zum 31. Dezember 2024 zur 
Verfügung gestellt, damit dieses die bisher erhobenen Daten sichern, 
seine Datenverarbeitungsprozesse weiterentwickeln und eine Anbindung 
an institutionell geförderte Forschungseinrichtungen oder Strukturen 
vorbereiten konnte. Dem Register wurde keine Förderung über den 
31. Dezember 2024 hinaus in Aussicht gestellt.
Ziel der BMBF-Förderung war es, dass das Register mit bestehenden 
Infrastrukturen interoperabel wird und langfristig auch ohne eine Förde-
rung durch den Bund bestehen kann. Das Bundesministerium für For-
schung, Technologie und Raumfahrt (BMFTR) unterstützt es daher aus-
drücklich, dass das Register derzeit Kooperationsmöglichkeiten sowie 
insbesondere Möglichkeiten zur Sicherung der bereits erhobenen Daten 
und Bioproben mit potentiellen Forschungseinrichtungen und Strukturen 
auslotet. Auf Initiative des BMFTR finden zu diesem Zweck ergebnisof-
fene Gespräche zwischen den Verantwortlichen des Registers und poten-
tiellen Partnereinrichtungen statt, um dies zu ermöglichen.

119. Abgeordnete
Dr.  Zoe Mayer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung, in ihrem Innovations-
freiheitsgesetz auch Regelungen zum Schutz von 
Versuchstieren aufzunehmen, und sollen Ver-
suchstiere aus dem Tierschutzgesetz und der Tier-
schutz-Versuchstierverordnung herausgelöst wer-
den?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Matthias Hauer 
vom 9. Dezember 2025

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 21. Legis-
laturperiode sieht zugunsten des Bürokratierückbaus in der Forschung 
insbesondere ein Innovationsfreiheitsgesetz vor. Hierdurch sollen zen-
trale bürokratische Hürden in der Forschungsförderung abgebaut und in-
novationsfreundlichere Rahmenbedingungen geschaffen werden. Ziel ist 
es, den Verwaltungsaufwand für Forscherinnen und Forscher spürbar zu 
reduzieren und Freiräume für Innovation zu schaffen. Der Koalitionsver-
trag nennt im Zusammenhang mit dem Innovationsfreiheitsgesetz Er-
leichterungen bei einer Vielzahl spezialgesetzlicher Regelungstatbestän-
de, wie z. B. die Schaffung eines eigenständigen Gesetzes für wissen-
schaftliche Tierversuche. Die konkrete Ausgestaltung wird derzeit inner-
halb der Bundesregierung geprüft.

120. Abgeordneter
Sergej Minich
(AfD)

Aus welchen konkreten Gründen sieht die Bun-
desministerin für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt Dorothee Bär die „Wissenschaftsfrei-
heit“ in den USA „ganz deutlich in Gefahr“ 
(www.welt.de/politik/deutschland/article2561720
30/Dorothee-Baer-Die-Gruenen-muessen-jetzt-ein
fach-mal-dem-Ganzen-Einhalt-gebieten.html)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Silke Launert 
vom 10. Dezember 2025

Die USA sind im Bereich der Forschungskooperation einer der wichtigs-
ten Partner Deutschlands. Die langjährige, enge und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit ist geprägt durch die exzellenten Forschenden und Wis-
senschaftseinrichtungen auf beiden Seiten des Atlantiks und ihre vielfäl-
tigen Partnerschaften. Essentiell dafür ist die Gewährleistung von Wis-
senschaftsfreiheit als Voraussetzung für exzellente Wissenschaft.
Die zitierte Äußerung der Bundesministerin Dorothee Bär erfolgte im 
Mai 2025 als Reaktion auf die seitens der Trump-Administration verord-
neten Maßnahmen gegen die Harvard Universität, insbesondere mit 
Blick auf den Aufnahmestopp für internationale Studierende an der Har-
vard Universität. Dieser ist mittlerweile durch gerichtliche Anordnung 
außer Kraft gesetzt.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz

121. Abgeordneter
Mirco Hanker
(AfD)

Gegen wie viele Personen, die seit Inkrafttreten 
des Selbstbestimmungsgesetzes innerhalb dessen 
Anwendungsbereichs ihr Geschlecht mittels einer 
entsprechenden eigenen Erklärung geändert haben 
und in der Folge auch ihren ursprünglichen Vor-
namen geändert haben, war nach Kenntnis der 
Bundesregierung ein strafrechtliches Ermittlungs- 
bzw. Anklageverfahren anhängig, in dem die je-
weilige Person bereits zum Zeitpunkt der Ge-
schlechts- bzw. Namensänderung den Status eines 
Beschuldigten, eines Angeschuldigten oder eines 
Angeklagten hatte, und durch welche Arbeitsab-
läufe wird nach Kenntnis der Bundesregierung 
gewährleistet, dass die betreibenden Ermittlungs- 
bzw. Justizbehörden in laufenden Verfahren durch 
andere bearbeitende Stellen zeitnah Informationen 
zum Personenstand mutmaßlicher Straftäter im 
Bereich der Geschlechtsänderung bzw. der daraus 
resultierenden Namensänderung erhalten (bitte 
die erfragten Fallzahlen nach Tatvorwürfen von 
Vergehen bzw. Verbrechen im Sinne des § 12 des 
Strafgesetzbuchs gliedern)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frank Schwabe 
vom 12. Dezember 2025

Die Strafverfolgung obliegt im Wesentlichen den Staatsanwaltschaften 
und Gerichten der Länder. Der Bundesregierung liegen weder Erkennt-
nisse vor zu den Zahlen der Ermittlungsverfahren, bei denen es aufgrund 
des Gesetzes über die Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechts-
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eintrag (SBGG) zu Änderungen von personenbezogenen Daten gekom-
men ist, noch zu den diesbezüglichen Arbeitsabläufen der Staatsanwalt-
schaften und Gerichte der Länder.
Auswirkungen des SBGG auf Strafverfahren im Sinne der Fragestellung 
sind grundsätzlich nicht ersichtlich. Die Meldebehörden erhalten eine 
Nachricht vom Standesamt über die Änderung des Geschlechtseintrags 
oder der Vornamen und leiten diese an andere Behörden weiter, sofern 
es hierfür eine gesetzliche Grundlage gibt. Nach § 20a des Bundeszent-
ralregistergesetzes ist eine umfassende und uneingeschränkte Speicher-
ungs- sowie eine Mitteilungspflicht der Meldebehörden gegenüber der 
Registerbehörde bei Namensänderungen geregelt, die ausnahmslos und 
damit auch infolge einer Änderung des Geschlechtseintrags, aber auch 
bei Eheschließungen und Scheidungen gilt. Auf diese Weise sind im 
Bundeszentralregister auch frühere Vor- und Familiennamen erkennbar, 
was eine sichere Zuordnung von Vorstrafen zu einer Person auch im Fal-
le der Namensänderung ermöglicht. Liegen bereits Eintragungen zu 
einer Person vor, können Registerauszüge Anlass bieten, personenbezo-
gene Daten in den Verfahrensakten zu aktualisieren, da in Strafverfahren 
regelmäßig entsprechende Registerauszüge eingeholt werden, zum Bei-
spiel mit Eingang der Akte bei der Staatsanwaltschaft und vor der 
Hauptverhandlung. Im Übrigen können Strafverfolgungsbehörden per-
sonenbezogene Daten von Beschuldigten, Angeschuldigten oder Ange-
klagten über Melderegisterauskünfte anlassbezogen aktualisieren.

122. Abgeordnete
Caren Lay
(Die Linke)

Wie viele Gespräche führten Vertreterinnen und 
Vertreter der Bundesregierung seit Amtsantritt am 
6. Mai 2025 mit Interessensvertreterinnen und 
-vertretern der Immobilienlobby (gemeint sind 
große Wohnungskonzerne und Verbände der 
Wohnungswirtschaft, aber auch Immobilieninves-
toren), und wie viele Gespräche führten Vertrete-
rinnen und Vertreter der Bundesregierung seit 
Amtsantritt mit Interessensvertreterinnen und 
-vertretern von Mieterinnen und Mietern (bitte je-
weils nach Bundesministerien aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frank Schwabe 
vom 10. Dezember 2025

Die Mitglieder der Bundesregierung, Parlamentarische Staatssekretärin-
nen und Parlamentarische Staatssekretäre bzw. Staatsministerinnen und 
Staatsminister sowie Staatssekretärinnen und Staatssekretäre pflegen in 
jeder Wahlperiode im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung Kontakte mit 
einer Vielzahl von Akteuren aller gesellschaftlichen Gruppen. Es ist 
weder rechtlich geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcen-
schonenden öffentlichen Verwaltung leistbar, entsprechende Informatio-
nen und Daten (z. B. sämtliche Veranstaltungen, Sitzungen und Termine 
nebst Teilnehmerinnen und Teilnehmern, Telefonate und elektronische 
Kommunikation) vollständig zu erfassen oder entsprechende Dokumen-
tationen darüber zu erstellen oder zu pflegen. Auf die Antwort der Bun-
desregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion FDP auf Bundestags-
drucksache 19/23109 sowie auf die Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion CDU/CSU auf Bundestagsdrucksache 
20/5117 wird verwiesen.
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Die Anzahl der Gespräche im Sinne der Fragestellung, die Vertreterin-
nen und Vertreter der Bunderegierung seit Amtsantritt am 6. Mai 2025 
geführt haben, ist der nachstehenden Tabelle zu entnehmen. Die nachfol-
genden Angaben erfolgen auf der Grundlage der vorliegenden Erkennt-
nisse sowie vorhandener Unterlagen und Aufzeichnungen. Diesbezüg-
liche Daten sind somit möglicherweise nicht vollständig.

Ressort Anzahl der Gespräche 
mit Interessensvertreterinnen 

und -vertretern
der 

Immobilien-
branche

von 
Mieterinnen 
und Mietern

Bundeskanzleramt  3 –
Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz

 2 3

Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen

26 8

Bundesministerium der Finanzen  8 –
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie

 5 –

Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales

 1 –

Bundesministerium für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit

 2 1

123. Abgeordneter
Helge Limburg
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In welchen Bereichen sieht die Bundesregierung 
in Deutschland Nachbesserungsbedarf bei beste-
henden Regelungen zum Schutz von Anwälten/
Anwältinnen vor dem Hintergrund der für Januar 
2026 angekündigten Unterzeichnung der Europä-
ischen Konvention zum Schutz des Anwaltsberufs 
durch Deutschland, und welche konkreten Maß-
nahmen plant die Bundesregierung, um insbeson-
dere Anwälte/Anwältinnen zu schützen, die zu-
nehmenden Angriffen und Bedrohungen ausge-
setzt sind, wie sie unter anderem 2024 im „CCBE 
report on threatening behaviour and aggression 
towards lawyers“ dokumentiert wurden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frank Schwabe 
vom 11. Dezember 2025

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind notwendiges und wesent-
liches Organ des Rechtsstaats. Auch die Bundesregierung beobachtet 
mit großer Sorge, dass Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in vielen 
Staaten stark unter Druck stehen, bedroht werden und ihre Berufsaus-
übung gefährdet ist.
Daher hat die Bundesregierung die Erarbeitung eines Übereinkommens 
zum Schutz des Rechtsanwaltsberufs auf Ebene des Europarates von Be-
ginn an unterstützt. Die Konvention schützt als bindendes völkerrecht-
liches Instrument die beruflichen Rechte von Rechtsanwältinnen und 
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Rechtsanwälten umfassend und verpflichtet die Vertragsparteien zum 
Schutz von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten.
In Deutschland garantieren das Grundgesetz (GG), die Bundesrechtsan-
waltsordnung und die Prozessordnungen bereits heute ein hohes Schutz-
niveau der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Insbesondere sind die 
Unabhängigkeit der Rechtsanwaltschaft über das Rechtsstaatsprinzip 
nach Artikel 20 GG und die Berufsfreiheit nach Artikel 12 GG ge-
schützt.
Das deutsche Recht kennt daher bereits den weit überwiegenden Teil der 
Regelungen, die in dem Übereinkommen zum Schutz des Rechtsan-
waltsberufs vorgesehen sind. Inwieweit darüber hinaus noch Umset-
zungsbedarf besteht, prüft die Bundesregierung derzeit. Es wird davon 
ausgegangen, dass punktueller Umsetzungsbedarf im Bereich der Straf-
prozessordnung besteht.

124. Abgeordnete
Sahra Mirow
(Die Linke)

Hat die Bundesregierung Kenntnisse über die Be-
legungszahlen im Maßregelvollzug Baden-Würt-
tembergs zum letzten verfügbaren Stichtag, und 
wenn ja, welche, und wie viele Personen befan-
den sich zu diesem Zeitpunkt auf einer Warteliste 
zur Aufnahme (bitte nach den Unterbringungs-
grundlagen nach den §§ 63, 64 des Strafgesetz-
buches für psychisch Kranke bzw. Suchtkranke 
sowie § 126a der Strafprozessordnung für vorläu-
fige Unterbringung während des Verfahrens auf-
schlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 10. Dezember 2025

Die Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug und das Recht des 
Untersuchungshaftvollzugs liegt seit der Föderalismusreform I im Jahr 
2006 ausschließlich bei den Ländern. Das umfasst auch den Maßregel-
vollzug.
Der Bundesregierung liegen Zahlen zur Belegung im Maßregelvollzug 
in Baden-Württemberg zuletzt zum Stichtag 31. Dezember 2022 vor.

Stichtag
§ 63 StGB

§ 64 StGB

§ 126 a StPOzusammen
darunter 

Entziehungsfälle 
ohne Trunksucht

insge-
samt

darunter
weiblich

insge-
samt

darunter
weiblich

insge-
samt

darunter
weiblich

insge-
samt weiblich

31.12.2022 792 70 488 43 395 37 124 9
Quelle: Statistisches Bundesamt, Zusammenstellung von Länderlieferungen zum Maßregelvollzug.

Weitere Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung liegen der Bundes-
regierung nicht vor.
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125. Abgeordneter
Dr.  Konstantin von 
Notz
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie bewertet die Bundesregierung die Forderung 
des Beauftragten der Bundesregierung für jüdi-
sches Leben und den Kampf gegen Antisemitis-
mus Dr. Felix Klein, u. a. im Innenausschuss des 
Deutschen Bundestages, nach einer Aufnahme 
des Kriteriums der Staatsangehörigkeit in das All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz, um antisemi-
tische Diskriminierungen im Privatrechtsverkehr 
besser ahnden zu können (vgl. https://regionalheut
e.de/klein-dringt-auf-schaerfere-gesetze-gegen-an
tisemitismus-1760050982/), und welche Erkennt-
nisse liegen der Bundesregierung darüber vor, in-
wieweit israelische Staatsbürgerinnen und -bürger 
aufgrund ihrer Staatsangehörigkeit benachteiligt 
werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frank Schwabe 
vom 10. Dezember 2025

Deutschland trägt eine besondere Verantwortung im Kampf gegen Anti-
semitismus und für den Schutz jüdischen Lebens. Die Bundesregierung 
fördert daher die Vielfalt des jüdischen Lebens in Deutschland und stellt 
sicher, dass keine Organisationen und Projekte finanziell gefördert wer-
den, die Antisemitismus verbreiten oder das Existenzrecht Israels in 
Frage stellen.
Unmittelbare Benachteiligungen anhand der (israelischen) Staatsange-
hörigkeit können im Hinblick auf die Zusammensetzung des israelischen 
Staatsvolks bereits nach bestehender Rechtslage mittelbare Benachteili-
gungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft dar-
stellen (vergleiche insoweit Oberlandesgericht München, Urteil vom 
24. Juni 2020 – 20 U 6415/19, Randnummer 54 [juris]). Sie wären damit 
nach § 3 Absatz 2 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) 
unzulässig, wenn sie nicht durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerecht-
fertigt und die Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erfor-
derlich sind.
Ein zivilrechtliches Verbot der unmittelbaren Benachteiligung auf der 
Grundlage des Merkmals „Staatsangehörigkeit“ könnte ebenfalls nicht 
schrankenlos ausgestaltet sein. Nach § 20 Absatz 1 AGG liegt bei un-
mittelbaren Benachteiligungen – mit Ausnahme von solchen aus Grün-
den der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft – eine Rechtsverlet-
zung nicht vor, wenn für die unterschiedliche Behandlung ein sachlicher 
Grund vorliegt. Eine solche Schranke müsste auch in Bezug auf das 
Merkmal der Staatsangehörigkeit gelten, schon um etwa weiterhin Un-
gleichbehandlungen auf Grund außenhandelsrechtlicher Vorschriften 
(zum Beispiel staatliche Boykottmaßnahmen) zu ermöglichen.
Fälle der Benachteiligung israelischer Staatsangehöriger waren in den 
letzten Jahren bereits Gegenstand obergerichtlicher Rechtsprechung 
(Oberlandesgericht Frankfurt am Main, Urteil vom 25. September 2018 
– 16 U 209/17, sowie Oberlandesgericht München, a. a. O.). Dabei ging 
es jeweils um die Nichtbeförderung israelischer Staatsangehöriger durch 
die Fluggesellschaft Kuwait Airways aufgrund des kuwaitischen „Geset-
zes Nummer 21 des Jahres 1964 – Einheitsgesetz zum Israel-Boycott“. 
Beide Obergerichte entschieden, Kuwait Airways sei die Leistungser-
bringung tatsächlich unmöglich, da einem israelischen Staatsange-
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hörigen das Betreten des Staatsgebiets nach kuwaitischem Recht unters-
agt sei. Die Fluggesellschaft werde daher von ihrer zivilrechtlichen Leis-
tungspflicht frei (§ 275 des Bürgerlichen Gesetzbuches).
Ein Anspruch nach dem AGG scheide ebenfalls aus, da Kuwait Airways 
für die Nichtbeförderung israelischer Staatsangehöriger einen sachlichen 
Grund anführen könne (vergleiche Oberlandesgericht München, a. a. O., 
Randnummer 55 [juris]).
Wiederkehrende Fallkonstellationen bei der Beratung der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes betreffen den Zugang zu Gütern und Dienst-
leistungen. So berichten Ratsuchende beispielsweise davon, dass aus 
Israel stammende oder hebräisch sprechende Menschen von Gastrono-
miebetrieben abgewiesen würden, weil Israelis dort nicht als Gäste will-
kommen seien. Zudem habe es eine israelfeindliche Wohnungsanzeige 
gegeben und Kindern mit hebräischen Namen sei die Teilnahme an 
Sportkursen und anderen Freizeitangeboten verwehrt worden.

126. Abgeordneter
Stefan Schmidt
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat die Bundesregierung bereits geprüft, ob Be-
standteile des französischen Modells einer Ele-
mentarschaden-Pflichtversicherung für eine Um-
setzung in Deutschland zu erwägen sind, und 
wenn ja, welche Bestandteile eignen sich für eine 
Umsetzung in Deutschland, und welche eignen 
sich nicht (bitte jeweils begründen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 8. Dezember 2025

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen der Umsetzung des Kon-
zepts des Koalitionsvertrags zur Elementarschadenversicherung mit dem 
französischen Modell der Elementarschadenversicherung ebenso ausei-
nander wie mit den diesbezüglichen Regelungen anderer Rechtsordnun-
gen. Dabei sind auch die jeweiligen rechtlichen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen der verschiedenen Rechtordnungen miteinzubezie-
hen.
Welche Ansätze anderer Rechtsordnungen Impulse für die Fortentwick-
lung des deutschen Rechts liefern können, prüft die Bundesregierung 
derzeit.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend

127. Abgeordneter
Pierre Lamely
(AfD)

In welchem Umfang wurden seit 2018 Fördermit-
tel für Maßnahmen gegen Linksextremismus bzw. 
für Ausstiegs- und Distanzierungsangebote im 
linksextremistischen Spektrum bereitgestellt und 
abgerufen, und wie viele Träger erhielten diese 
Mittel (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand 
vom 10. Dezember 2025

Die folgende Tabelle enthält Daten zu bewilligten Fördermitteln gegen 
Linksextremismus im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ in den 
Jahren 2018 bis 2025:

Förderjahr Bewilligte 
Fördermittel

Anzahl 
Projekte

2018 1.534.855,92 € 9
2019 1.485.391,98 € 9
2020 1.148.324,99 € 5
2021 1.339.455,56 € 6
2022 1.436.679,94 € 6
2023 1.485.819,48 € 6
2024 1.508.584,62 € 6
2025 1.568.734,13 € 6

Eine Differenzierung zwischen bereitgestellten und abgerufenen Mitteln 
konnte innerhalb der zur Beantwortung einer Schriftlichen Frage vorge-
gebenen Frist nicht erfolgen. Die Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit 
im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ ist phänomenübergreifend 
angelegt, weshalb keine weiteren Daten im Sinne der Fragestellung vor-
liegen.
Die folgende Tabelle enthält Daten zu bewilligten Fördermitteln gegen 
Linksextremismus, bereitgestellt durch die Bundeszentrale für politische 
Bildung:

Förderjahr Bewilligte 
Fördermittel

Anzahl 
Projekte

2020 – –
2021 – –
2022   1.442,06 € 1
2023  50.954,45 € 3
2024 373.403,89 € 5
2025   1.470,24 € 1

Es werden ausschließlich geförderte Projekte ab 2020 aufgeführt, weil 
die Aufbewahrungsfrist für die entsprechenden Aktenvorgänge gemäß 
der Registratur-Richtlinie für das Bearbeiten und Verwalten von Schrift-
gut in Bundesministerien (RegR) fünf Jahre beträgt.
Darüber hinaus wurden im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
des Inneren keine Fördermittel für Maßnahmen speziell gegen Links-
extremismus bzw. Ausstiegs- und Distanzierungsangebote im linksextre-
mistischen Spektrum bereitgestellt und abgerufen. Einige geförderte 
Präventionsmaßnahmen sind phänomenübergreifend ausgestaltet, so 
dass sie auch im Maßnahmenbereich gegen Linksextremismus wirken 
können.
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128. Abgeordnete
Denise Loop
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche personellen Ressourcen stehen in der neu 
ausgebrachten Abteilung Grundsatz und Digitali-
sierung für die operative Koordinierung der Auf-
gaben der Kinderbeauftragten Mareike Lotte Wulf 
zur Verfügung, und inwieweit ist mit ihrer Man-
datierung das Ziel verbunden, eine eigenständige 
Kinderpolitik zu entwickeln (vgl. Antwort der 
Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 71 
auf Bundestagsdrucksache 21/2979)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Brand 
vom 8. Dezember 2025

Die Abteilung Grundsatz und Digitalisierung wurde zum 1. November 
2025 eingerichtet; sie befindet sich derzeit noch im Aufbau. Fachliche 
Unterstützung erhält das Bundesministerium für Bildung, Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) durch eine am Deutschen Ju-
gendinstitut angesiedelte Service- und Monitoringstelle zur Umsetzung 
des Nationalen Aktionsplans „Neue Chancen für Kinder in Deutsch-
land“, mit dem Deutschland die EU-Kindergarantie (EU-Ratsempfeh-
lung zur Einführung einer Europäischen Garantie für Kinder) umsetzt.
Die Kinderbeauftragte im BMBFSFJ fungiert als nationale Koordinato-
rin, die gemäß EU-Kindergarantie eingesetzt werden muss, und soll 
gleichzeitig bessere Bezüge zur UN-Kinderrechtskonvention herstellen.

Die Kinderbeauftragte im BMBFSFJ wird darauf hinarbeiten,
• Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung von Kindern innerhalb 

der Bundesregierung noch besser zu verbinden und
• die Zusammenarbeit mit Ländern und Kommunen sowie mit der 

Europäischen Union und im Rahmen der UN-Kinderrechtskonventi-
on zu stärken.

Der Anspruch der Kinderbeauftragten im BMBFSFJ basiert – ebenso 
wie die vielfältigen weiteren kinder- und jugendpolitischen Aktivitäten 
des Hauses – auf dem Recht von Kindern, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen auf wirksamen Schutz, auf echte Teilhabe und auf Bildung, 
die Chancen schafft.

129. Abgeordnete
Denise Loop
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Änderungen wird der für das erste Quartal 
2026 angekündigte Referentenentwurf zur Kin-
der- und Jugendhilfe für unbegleitete minderjähri-
ge Geflüchtete umfassen, und inwiefern betreffen 
diese die rechtliche Zuständigkeit des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) für diese Grup-
pe?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Mareike Lotte Wulf 
vom 12. Dezember 2025

Der Referentenentwurf befindet sich zurzeit in der Erarbeitung und ist 
noch nicht mit den übrigen Ressorts der Bundesregierung abgestimmt.
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130. Abgeordnete
Dr.  Anja Reinalter
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Pläne verfolgt die Bundesregierung für 
den Garantiefonds Hochschule hinsichtlich der 
künftigen Ressortzuständigkeit, und inwiefern 
wurden hierzu bereits Gespräche geführt?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Mareike Lotte Wulf 
vom 10. Dezember 2025

Das Bundesprogramm Garantiefonds Hochschule wird 2026 in der Res-
sortzuständigkeit des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend fortgeführt.
Zur Ausgestaltung des Programms in den darauffolgenden Haushaltsjah-
ren kann die Bundesregierung derzeit noch keine Auskunft geben.

131. Abgeordnete
Dr.  Anja Reinalter
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Warum wurde bislang keine neue Richtlinie zur 
Weiterführung des Garantiefonds Hochschule vor-
gelegt, obwohl die Bundesregierung in der Berei-
nigungssitzung 2023 vom Parlament dazu aufge-
fordert wurde (vgl. Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestages, 20. Wahlperiode, Ausschuss-
drucksache 20(8)5343), und wann soll die neue 
Richtlinie – sofern sie bereits erarbeitet wurde – 
in Kraft treten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Mareike Lotte Wulf 
vom 10. Dezember 2025

Wegen eines knappen zeitlichen Vorlaufs wurden nach der in der letzten 
Legislaturperiode ursprünglich beabsichtigten Beendigung des Program-
mes die Richtlinien Garantiefonds Hochschule (RL-GF-H) zunächst bis 
zum 31. Dezember 2025 verlängert.
Das Programm wird auch 2026 nahtlos fortgeführt. Mit Blick auf das 
angesprochene Auslaufen der Richtlinien Garantiefonds Hochschule am 
31. Dezember 2025 arbeitet das Bundesministerium für Bildung, Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend derzeit noch an der Umsetzung der er-
forderlichen weiteren Schritte.

132. Abgeordnete
Nyke Slawik
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche konkreten Kinder- und Jugendbeteili-
gungsmaßnahmen auf Bundesebene plant die 
Bundesregierung im Jahr 2026, und wie werden 
dabei die Impulse von jungen Menschen im Rah-
men der bisherigen Beteiligungsformate, wie die 
Veranstaltung zur Jugendstrategie vom 21. bis 
23. November 2025, aufgegriffen?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Mareike Lotte Wulf 
vom 8. Dezember 2025

Eine Übersicht der bisher geplanten Kinder- und Jugendbeteiligungs-
maßnahmen der Bundesregierung auf Bundesebene im Jahr 2026 finden 
Sie in der Anlage.3 Neben den genannten konkreten Maßnahmen werden 
im Verantwortungsbereich der Bundesregierung kontinuierlich vielfälti-
ge Beteiligungsformate, etwa Jugendgremien, Delegiertenprogramme 
oder Beteiligungsveranstaltungen, umgesetzt. Darüber hinaus fördert die 
Bundesregierung in Förderprogrammen und Projekten die Stärkung von 
Kinder- und Jugendbeteiligung.
Im Sinne der Qualitätsstandards für Kinder- und Jugendbeteiligung 
(https://standards.jugendbeteiligung.de/) fließen die Impulse von jungen 
Menschen aus Beteiligungsformaten der Bundesregierung in Entschei-
dungsprozesse ein. Dabei sind die besonderen Voraussetzungen der kon-
sultativen Kinder- und Jugendbeteiligung auf Bundesebene zu berück-
sichtigen (vgl. dazu https://jugendstrategie.de/bundesebene/). Die von 
den Bundesressorts gewonnenen Erfahrungen aus Kinder- und Jugend-
beteiligungsformaten werden im regelmäßig stattfindenden interministe-
riellen Austausch reflektiert.
Die Veranstaltung „Blick zurück und nach vorn – Wie geht es weiter mit 
Kinder- und Jugendbeteiligung auf Bundesebene“ vom 21. bis 23. No-
vember 2025 wurde im Rahmen der Jugendstrategie der Bundesregie-
rung durch das Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMBFSFJ) umgesetzt. In Workshops wurde zu fol-
genden Themen gearbeitet:
• Beratung zur inhaltlichen und organisatorischen Ausgestaltung des 

Nationalen Kinder- und Jugendgipfels. Die Ergebnisse fließen in die 
weitere Planung zum Gipfel ein.

• Feedbackwerkstatt zur digitalen Plattform für Beteiligungsformate. 
Die konkreten Rückmeldungen aus dem Workshop fließen in die fi-
nale Entwicklung der Beteiligungsplattform ein, die Anfang 2026 
durch das BMBFSFJ veröffentlicht wird und Informationen und An-
meldemöglichkeiten zu Beteiligungsformaten beinhalten wird.

• Der Prozess zum Nationalen Aktionsplan für Kinder- und Jugendbe-
teiligung (Kurz NAP; Vorhaben der letzten Legislaturperiode) wurde 
in einem Workshop evaluiert. Die Erfahrungen der Teilnehmenden 
fließen in künftige Beteiligungsformate ein.

• Im Zuge der Arbeit der Expertenkommission „Kinder- und Jugend-
schutz in der digitalen Welt“ ist eine aktive Jugendbeteiligung in 
Form verschiedener Formate vorgesehen. Den Auftakt bildete ein 
Workshop im Rahmen der o. g. Veranstaltung. Die dort erarbeiteten 
Ergebnisse werden derzeit ausgewertet und für die weitere Arbeit der 
Kommission aufbereitet.

3 Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/3236 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales

133. Abgeordnete
Janina Böttger
(Die Linke)

Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Anteil der Bevölkerung ab 65 Jahren, die Be-
triebsrenten aus der Privatwirtschaft und aus der 
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst erhalten 
(bitte für Frauen und Männer in West- und Ost-
deutschland und in absoluten Zahlen angeben)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 9. Dezember 2025

Angaben zu den Anteilen der Bevölkerung ab 65 Jahren mit Einkommen 
aus der betrieblichen Altersversorgung finden sich im Alterssicherungs-
bericht 2024 (Bundestagsdrucksache 20/14086) in Tabelle D.1.4 auf 
S. 112. Die Zahlen stammen aus der Erhebung „Alterssicherung in 
Deutschland (ASID) 2023“.
Zu beachten ist, dass sich diese Quoten aus erhebungstechnischen Grün-
den auf die gesamte Bevölkerung im Seniorenalter beziehen, also auch 
auf Personen, die zum Beispiel als ehemalige Beamtinnen/Beamte oder 
Selbstständige gar keine Anwartschaften auf eine betriebliche Altersver-
sorgung erwerben konnten.
Angaben zur absoluten Zahl der Leistungsbeziehenden einer betrieb-
lichen Altersversorgung liegen nicht vor. Diese können näherungsweise 
auf Grundlage der hochgerechneten Grundgesamtheit aus der Anhangs-
tabelle BC.6 des Alterssicherungsberichts 2024 auf S. 201 ermittelt wer-
den. In dieser Tabelle finden sich auch separate Angaben zum Anteil an 
über 65-Jährigen, die Leistungen aus der Zusatzversorgung des öffent-
lichen Dienstes beziehen.

134. Abgeordnete
Janina Böttger
(Die Linke)

Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die durchschnittlichen Brutto-Betriebsrenten 
aus der Privatwirtschaft und aus der Zusatzversor-
gung im öffentlichen Dienst bei 65-Jährigen, und 
wie hoch ist der Anteil derjenigen, die Bruttobet-
riebsrenten in Höhe von 500 Euro und höher er-
halten (bitte für Frauen und Männer in West- und 
Ostdeutschland angeben)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 9. Dezember 2025

Angaben zur durchschnittlichen Höhe der betrieblichen Altersversor-
gung (brutto) in der Bevölkerung ab 65 Jahren mit Einkommen aus der 
betrieblichen Altersversorgung sind im Alterssicherungsbericht 2024 
(Bundestagsdrucksache 20/14086) in Tabelle D.1.5 auf S. 112 darge-
stellt. Gesonderte Ergebnisse zur Zusatzversorgung des öffentlichen 
Dienstes liefert hierzu die Anhangstabelle BC.6 des Alterssicherungsbe-
richts 2024 auf S. 201. Über die Verteilung der Rentenhöhen der betrieb-
lichen Altersversorgung für Personen ab 65 Jahren informiert Abbildung 
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D.1.5 des Alterssicherungsberichts 2024 (S. 113). Genaue Prozentanga-
ben zu den einzelnen Einkommensgruppen können der Anhangstabelle 
BC.53 des Alterssicherungsberichts 2024 auf S. 248 entnommen wer-
den. Die Angaben sind jeweils einschließlich der Zusatzversorgung des 
öffentlichen Dienstes

135. Abgeordneter
Stephan Brandner
(AfD)

Wen meinte die Bundesministerin für Arbeit und 
Soziales Bärbel Bas genau, als ihr nach eigener 
Aussage beim Deutschen Arbeitgebertag am 
25. November 2025 deutlich geworden sei, gegen 
wen wir eigentlich gemeinsam kämpfen müssen, 
und mit wem zusammen beabsichtigt sie diesen 
Gegner zu bekämpfen (www.focus.de/politik/bei-
arbeitgebertag-wird-fuer-bas-deutlich-gegen-wen-
wir-kaempfen-muessen_71902125-f6ae-421f-9b1
7-7f3f3197c7a2.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 9. Dezember 2025

Die in der Fragestellung zitierte Aussage hat die Bundesministerin für 
Arbeit und Soziales Bärbel Bas in ihrer parteipolitischen Funktion getä-
tigt. Die Bundesregierung kommentiert Äußerungen, die in parteipoliti-
schem Kontext erfolgen, nicht.

136. Abgeordnete
Mandy Eißing
(Die Linke)

Welches sind nach Kenntnis der Bundesregierung 
derzeit die vier Kreise bzw. kreisfreien Städte in 
Deutschland mit dem niedrigsten monatlichen 
Bruttoarbeitsentgelt von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern und die vier mit dem höchsten 
(bitte jeweils die Bruttoarbeitsentgelte mit ange-
ben sowie die prozentualen Niedriglohnanteile, 
gemessen an der bundesweiten Schwelle des 
Niedriglohnbereiches)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 8. Dezember 2025

Nach Auswertungen der Entgeltstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
sind die vier Kreise bzw. kreisfreien Städte in Deutschland mit dem 
niedrigsten Median der monatlichen Bruttoarbeitsentgelte von sozialver-
sicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten im Jahr 2024 der Erzgebirgs-
kreis, der Saale-Orla-Kreis, Görlitz und Hildburghausen. Die Städte In-
golstadt, Erlangen, Wolfsburg und München haben die höchsten durch-
schnittlichen Bruttomonatsentgelte.
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Tabelle: Vier Kreise/kreisfreie Städte mit den höchsten bzw. niedrigsten Median-Entgelten 
je Sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigtem der Kerngruppe mit Angaben zum 
Bruttomonatsentgelt
Deutschland, West/Ost Länder und Kreise, Gebietsstand: Juni 2025
Stichtag: 31. Dezember 2024

Reg.
Schlüssel

Region
(Arbeitsort) Insgesamt Median

in Euro

darunter:
mit Entgelten unter 

der bundeseinheitlichen 
Schwelle des unteren 

Entgeltbereichs1)

1 2 Anteil an Sp. 1 
in Prozent

D Deutschland 21.859.958 4.013 15,6
09161 Ingolstadt, Stadt     70.147 5.855  7,9
09562 Erlangen, Stadt     60.271 5.769  6,8
03103 Wolfsburg, Stadt     84.500 5.730  5,0
09162 München, Landeshauptstadt    665.381 5.362  7,9
[...]
16069 Hildburghausen     11.737 3.067 30,7
14626 Görlitz     48.627 2.985 33,9
16075 Saale-Orla-Kreis     17.617 2.975 32,5
14521 Erzgebirgskreis     63.533 2.965 34,9

1) In Anlehnung an die Definition der OECD liegt die Schwelle des unteren Entgeltbereichs bei zwei Drittel des Medianentgelts aller 
sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten der Kerngruppe.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit

137. Abgeordneter
Jan Feser
(AfD)

Wie viele der vormaligen Empfänger von Bürger-
geld-Leistungen, die infolge einer erfolgreichen 
Vermittlung in Arbeit auch nach einer Frist von 
sechs Monaten noch in der betreffenden Arbeits-
stelle beschäftigt sind und die laut Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) 65 Prozent aller in 
eine Beschäftigung vermittelten Leistungsemp-
fänger nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
darstellen, haben die betreffende Arbeitsstelle 
nach einer Frist von zwölf Monaten, 18 Monaten 
oder 24 Monaten wieder verloren oder eigenmoti-
viert aufgegeben?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 11. Dezember 2025

Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit liegen zur kontinu-
ierlichen Beschäftigung nach Integrationen in eine sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung vor. Bei der kontinuierlichen Beschäftigung 
liegt eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung an jedem der 
sechs Monate nach Integration vor. Aussagen, ob die Tätigkeit beim sel-
ben Arbeitgeber ausgeführt wurde, können nicht getroffen werden. Die 
Betrachtung „keine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung“ bildet 
lediglich den Zeitpunkt zwölf Monate nach Integration ab. Die Zeit-
punkte 18 und 24 Monate können in der statistischen Berichterstattung 
nicht ausgewertet werden.
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Im April 2024 wurden rund 70.000 erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung integriert, davon waren 
knapp 46.000 bzw. 66 Prozent an jedem der sechs auf den Integrations-
monat folgenden Monatsstichtagen sozialversicherungspflichtig be-
schäftigt und waren somit nach der Integration kontinuierlich beschäf-
tigt. Rund 6.000 dieser Personen waren zwölf Monate nach der Integra-
tion in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nicht mehr so-
zialversicherungspflichtig beschäftigt. Weitere Ergebnisse können der 
nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Tabelle: Kontinuierliche Beschäftigung nach Integration in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
Berichts-
zeitraum

Integrationen 
in sozialversiche-
rungspflichtige 
Beschäftigung1)

kontinuierliche 
Beschäftigung 

nach Integration2)

Anteil kontinu-
ierliche Beschäf-

tigung an 
allen Integrationen 
in sozialversiche-

rungspflichtige Be-
schäftigung in Pro-

zent

kontinuierliche 
Beschäftigung 

nach Integration 
und zwölf Mo-
nate nach Inte-

gration keine so-
zialversicherungs-
pflichtige Beschäf-

tigung
Mai 2023 
bis April 2024 
(gleitender 
Jahreswert)

673.323 430.850 64,0 57.909

April 2024  69.555  45.864 65,9  6.224
1) Integrationen in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind eine Untergröße der Integrationen nach § 48a des Zweiten Buches 

Sozialgesetzbuch (SGB II).
2) Eine kontinuierliche Beschäftigung nach Integration gemäß § 48a SGB II liegt vor, wenn eine Person eine sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung aufnimmt und an jedem der sechs auf den Integrationsmonat folgenden Monatsstichtage sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt ist. Das ursprüngliche Beschäftigungsverhältnis muss nicht mit den später beobachteten identisch sein.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit

138. Abgeordneter
Hans-Jürgen 
Goßner
(AfD)

Ist der Deutsche Gewerkschaftsbund Abteilung 
Jugend und Jugendpolitik (DGB-Jugend) oder 
sind Projekte der DGB-Jugend seit 2015 mit Mit-
teln des Europäischen Sozialfonds bzw. in der 
aktuellen Förderperiode mit Mitteln des feder-
führend durch das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales umgesetzten ESF-Plus-Bundespro-
gramms gefördert worden, und wenn ja, in wel-
chem Umfang (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 10. Dezember 2025

Aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) erfolgt grundsätzlich 
keine institutionelle Förderung zur Unterstützung einzelner Organisatio-
nen. Die Förderung aus dem ESF ist ausschließlich auf die Erreichung 
der Ziele konkreter Projekte ausgerichtet. Für nachfolgende Projekte er-
hielt die DGB-Jugend (Verein zur Jugendförderung des DGB Bezirks 
Berlin-Brandenburg e. V.) Unterstützung:
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Tabelle: Ressort: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Programm: ESF-
Integrationsrichtlinie Bund: Integration statt Ausgrenzung (IsA), Projektname: Einstieg Oberhavel 
(Zeitraum: 2015 bis 2020), in Euro

2015 2016 2017 2018 2019 2020 Gesamtsumme 
Förderung

83.332,66 208.384,58 276.178,54 272.405,18 245.547,58 279.337,03 1.365.185,57

Tabelle: Ressort: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU), 
Programm: Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung (BBNE), Projektname: green peers – Jugend 
macht grün (Zeitraum: 2015 bis 2018), in Euro

2015 2016 2017 2018 Gesamtsumme
Förderung

12.969,25 286.667,65 266.296,75 299.912,85 865.846,50

139. Abgeordnete
Linda Heitmann
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch waren die Zahlungen des Bundes an die 
Künstlersozialkasse in den Jahren 2020 bis 2025, 
und wie viele Personen haben davon profitiert?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 9. Dezember 2025

Die Zahlungen des Bundes an die Künstlersozialkasse (KSK) werden 
unterschieden nach:
• Zuschuss des Bundes, gemäß § 34 Absatz 1 des Künstlersozialversi-

cherungsgesetzes (KSVG), dieser beträgt 20 Prozent der Ausgaben 
der Künstlersozialkasse, sowie

• Verwaltungskosten der Künstlersozialkasse, gemäß § 34 Absatz 2 
KSVG.

Folgende Zahlungen wurden in den Jahren 2020 bis 2025 an die KSK geleistet (in Tausend Euro):

2025
(Soll) 2024 2023 2022 2021 2020

Bundeszuschuss KSK 280.676 264.134 257.400  384.976* 251.416 216.524
Verwaltungskostenerstattung  26.613  20.143  15.087  12.534  12.668  16.100

* Enthält einen Entlastungszuschuss in Höhe von 84.558.000 Euro sowie einen Stabilisierungszuschuss in Höhe von 58.913.000 Euro 
gemäß § 34a KSVG zur Minderung der Folgen der Coronapandemie.

Der Versichertenbestand betrug:

2025 2024 2023 2022 2021 2020
Jeweils zum 31. Dezember 190.468* 190.475 193.116 193.940 194.473 192.438

* Für das Jahr 2025 wird ein Rückgang des Versichertenbestandes erwartet. Der Wert ergibt sich aus dem Durchschnitt der Verände-
rungen der vorhergehenden fünf Jahre.
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140. Abgeordneter
Leif-Erik Holm
(AfD)

Wie viele verschiedene Sozialleistungen gibt es 
nach Kenntnis der Bundesregierung derzeit in 
Deutschland (www.handelsblatt.com/politik/deuts
chland/ifo-institut-in-deutschland-gibt-es-502-ver
schiedene-sozialleistungen/100163755.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 8. Dezember 2025

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales veröffentlicht jährlich 
mit dem Sozialbudget einen umfassenden Überblick über die Sozialleis-
tungen in Deutschland. Das aktuelle Sozialbudget 2024 ist abrufbar 
unter: www.bmas.de/DE/Service/Publikationen/Broschueren/a230-25-so
zialbudget-2024.html. Die Leistungen und ihre Finanzierung werden 
nach Funktionen, Arten, Institutionen und Quellen differenziert darge-
stellt. Abgrenzungen, Aufbau und Struktur des Sozialbudgets richten 
sich nach den amtlichen Vorgaben zur Bereitstellung von Informationen 
über die Einnahmen und Ausgaben des Sozialschutzes gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 10/2008 der Kommission zur Durchführung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 458/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über das Europäische System integrierter Sozialschutzstatistiken (ES-
SOSS). Eine Aufzählung einzelner Leistungen ist dort nicht vorgesehen.

141. Abgeordnete
Cansin Köktürk
(Die Linke)

Wie bewertet es die Bundesregierung, dass im 
Referentenentwurf für die „neue Grundsicherung“ 
einerseits aufgeführt wird, dass es „wichtig [sei], 
dass Menschen mit psychischen Erkrankungen 
nicht unverschuldet in Notlagen geraten“, wes-
halb „die Schutzmechanismen für diese besondere 
Gruppe gestärkt werden“ sollen (vgl. Referenten-
entwurf, S. 3: www.bmas.de/SharedDocs/Downlo
ads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/13-gesetz-z
ur-aenderung-sbb-ii-und-anderer-gesetze.pdf?__b
lob=publicationFile&v=1), und andererseits Leis-
tungsbeziehende, bei denen der Agentur für Ar-
beit Erkenntnisse über psychische Erkrankungen 
bekannt sind oder Anhaltspunkte dafür vorliegen 
und die „nicht in der Lage sind, sich zu den für 
die Entscheidung über die Minderung [von Leis-
tungen] in erheblichen Tatsachen [in Schriftform] 
zu äußern“ verpflichtet sind, zu einer persönli-
chen Anhöhrung zu erscheinen (vgl. ebd. S. 17), 
und hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, 
ob Interessensverbände von Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen gegenüber dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales Einschätzun-
gen darüber abgeben durften, inwiefern es Leis-
tungsbeziehenden, die aufgrund psychischer Er-
krankungen nicht in der Lage sind, die postalische 
Korrespondenz mit der für sie zuständigen Agen-
tur (bzw. dem Jobcenter) zu bewältigen, in dieser 
Lebenssituation realistischerweise schaffen kön-
nen, zu einer persönlichen Anhörung zu kommen, 
und wenn ja, welche (bitte auflisten)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 9. Dezember 2025

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Vereinbarungen aus dem Koali-
tionsvertrag für die 21. Legislaturperiode und den Beschluss des Koaliti-
onsausschusses vom 8./9. Oktober 2025 zur Umgestaltung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende zügig umzusetzen. Das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales hat hierfür einen entsprechenden Gesetz-
entwurf vorgelegt, dem die konkreten Inhalte entnommen werden 
können (www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/13-g
esetz-zur-aenderung-zweiten-buch-sozialgesetzbuch-und-anderer-gesetz
e.html). Der Gesetzentwurf befindet sich derzeit noch in der regierungs-
internen Abstimmung.

142. Abgeordnete
Cansin Köktürk
(Die Linke)

Ergibt sich nach Rechtseinschätzung der Bundes-
regierung (wenn ja, bitte begründen) aus dem 
„Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes zur Ände-
rung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und 
anderer Gesetze“ (vgl. www.bmas.de/SharedDoc
s/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/1
3-gesetz-zur-aenderung-sbb-ii-und-anderer-gesetz
e.pdf?__blob=publicationFile&v=1) aus § 7b Ab-
satz 4 i. V. m. § 32a Absatz 1 des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch ein Entzug der Leistungen auch 
für die Kosten der Unterkunft für Alleinstehende, 
und falls ja, wie lässt sich das nach Rechtsauffas-
sung der Bundesregierung in Einklang bringen 
mit der Rechtssprechung des Bundesverfassungs-
gerichts, welche die Bundesregierung sich laut 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 
explizit zu beachten verpflichtet hat (bitte begrün-
den, vgl. www.koalitionsvertrag2025.de/sites/ww
w.koalitionsvertrag2025.de/files/koav_2025.pdf, 
S. 17)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 9. Dezember 2025

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Vereinbarungen aus dem Koali-
tionsvertrag für die 21. Legislaturperiode und den Beschluss des Koaliti-
onsausschusses vom 8./9. Oktober 2025 zur Umgestaltung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende zügig umzusetzen. Das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales hat hierfür einen entsprechenden Gesetz-
entwurf vorgelegt, dem die konkreten Inhalte entnommen werden 
können (www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/13-g
esetz-zur-aenderung-zweiten-buch-sozialgesetzbuch-und-anderer-gesetz
e.html). Der Gesetzentwurf befindet sich derzeit noch in der regierungs-
internen Abstimmung.
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143. Abgeordneter
Pascal Meiser
(Die Linke)

Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, dass 
es sich im Einklang mit ständiger obergerichtli-
cher Rechtsprechung bei den sogenannten Ar-
beitsvertraglichen Richtlinien (AVR) der kirchli-
chen Arbeitgeber (Caritas und Diakonie) nicht um 
originäre Tarifverträge im Rechtssinne des Tarif-
vertragsgesetzes handelt, sondern diese den Rege-
lungen zu Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
nach den §§ 305 ff. des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches unterliegen, und wenn ja, ergibt sich nach 
Ansicht der Bundesregierung in Konsequenz da-
raus, dass zur Erfüllung des erklärten Gesetzes-
ziels („Mit dem Bundestariftreuegesetz wird die 
Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie gesichert, 
indem originäre Tarifbindung geschützt und ge-
fördert wird.“) des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Stärkung der Tarifautonomie durch die Sicherung 
von Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Auf-
träge des Bundes (vgl. Bundestagsdrucksache 
21/1941) solche AVR nicht zur Grundlage von 
verpflichtenden Tariftreueversprechen nach den 
§§ 3 und 4 i. V. m. § 5 dieses Gesetzes gemacht 
werden bzw. ein solches Vorhaben dem erklärten 
Gesetzesziel widersprechen würde (bitte begrün-
den)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 10. Dezember 2025

Bei den Arbeitsvertragsrichtlinien (AVR) der kirchlichen Arbeitgeber 
handelt es sich nicht um Tarifverträge im Sinne des Tarifvertragsgeset-
zes. Die AVR sind nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
Kollektivvereinbarungen besonderer Art, in denen allgemeine Bedin-
gungen für die Vertragsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer durch eine paritätisch zusammengesetzte Arbeitsrechtliche 
Kommission festgelegt werden.
Der Entwurf der Bundesregierung für ein Bundestariftreuegesetz (Bun-
destagsdrucksache 21/1941) zielt darauf ab, Anreize für eine Tarifbin-
dung zu setzen und das Tarifvertragssystem zu stabilisieren. Der Ent-
wurf sieht in § 5 deshalb vor, dass durch Rechtsverordnung die Arbeits-
bedingungen eines Tarifvertrags für die Ausführung öffentlicher Aufträ-
ge und Konzessionen festgesetzt werden. AVR sind keine Tarifverträge 
im Sinne des Tarifvertragsgesetzes und können mithin nicht zum Gegen-
stand einer Rechtsverordnung nach § 5 des Entwurfs gemacht werden.

144. Abgeordneter
Sören Pellmann
(Die Linke)

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, ob die 
von der Stiftung zur Abmilderung von Härtefällen 
aus der Ost-West-Rentenüberleitung, für jüdische 
Kontingentflüchtlinge und Spätaussiedler (Stif-
tung Härtefallfonds) zur Verfügung gestellten 
Mittel abgerufen wurden, und falls Mittel nicht 
abgerufen wurden, in welcher Höhe nicht (www.b
mas.de/DE/Soziales/Haertefallfonds/haertefallfon
ds.html)?
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 10. Dezember 2025

Bis zum 4. Dezember 2025 hat die Stiftung zur Abmilderung von Härte-
fällen aus der Ost-West-Rentenüberleitung, für jüdische Kontingent-
flüchtlinge und Spätaussiedler (Stiftung Härtefallfonds) an 57.099 Per-
sonen eine pauschale Einmalzahlung geleistet, die Gesamtausgaben lie-
gen bei 162.757.500 Euro. Die Stiftung Härtefallfonds befindet sich der-
zeit in Auflösung und wird bis zum Jahresende 2025 abgewickelt. Die 
nicht verbrauchten Mittel der Stiftung betragen aktuell 
424.894.344,63 Euro (Stand: 4. Dezember 2025). Sie werden unter Be-
rücksichtigung noch abzurechnender Verwaltungskosten und fälliger 
Zinszahlungen anteilig entsprechend der eingezahlten Beträge an den 
Bund und an die der Stiftung beigetretenen Länder erstattet.

145. Abgeordnete
Zada Salihović
(Die Linke)

Wie hoch war nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Anteil der Beschäftigten, die in den letzten 
drei Jahren mit verfügbaren Daten im Gastgewer-
be ein Einkommen im unteren Entgeltbereich be-
zogen (Zahlen bitte pro Jahr und für Bund und 
Sachsen ausweisen; Gastgewerbe bitte nach Ge-
samt/Beherbergung/Gastronomie differenzieren), 
und wie hoch war zum Vergleich in den einzelnen 
Jahren der Anteil der Beschäftigten mit Einkom-
men im unteren Entgeltbereich in der Gesamtwirt-
schaft?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 8. Dezember 2025

Nach Auswertungen der Entgeltstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
lag der Anteil der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten im 
Gastgewerbe mit einem Bruttomonatsentgelt im unteren Entgeltbereich 
in den Jahren 2022 bis 2024 bundesweit zwischen 52 und 56 Prozent. In 
der Gesamtwirtschaft lag dieser Anteil bei 15 bis 17 Prozent.
Die weiteren Differenzierungen können der nachfolgenden Tabelle ent-
nommen werden:
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146. Abgeordneter
René Springer
(AfD)

Wie hoch sind die durchschnittlichen Bestands-
renten sowie Neurenten der Jahre 2020, 2023 so-
wie 2024 (bzw. letzter verfügbarer Stand; bitte ge-
trennt ausweisen nach: Bund, neue Bundesländer, 
alte Bundesländer sowie für die beiden Bundes-
länder Berlin und Brandenburg zusammengenom-
men), und wie hoch ist der Anteil der Neurenten 
der Jahre 2020, 2023 sowie 2024 (bzw. letzter 
verfügbarer Stand), die jeweils einem Rentenzahl-
betrag unterhalb der bundeseinheitlichen Grundsi-
cherungsschwelle aufweisen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Kerstin Griese 
vom 9. Dezember 2025

Die durchschnittlichen monatlichen Rentenzahlbeträge bei Renten we-
gen Alters im Rentenbestand sowie im Rentenzugang können in der er-
fragten Differenzierung der nachfolgenden Tabelle entnommen werden.

Tabelle: Durchschnittlicher monatlicher Rentenzahlbetrag bei Renten wegen Alters im Rentenbestand 
(hier jeweils zum 31. Dezember) und im Rentenzugang nach Wohnort

Wohnort Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag in Euro
im Rentenbestand im Rentenzugang

für die Jahre
2020 2023 2024 2020 2023 2024

Bundesgebiet gesamt 1.034 1.149 1.202 1.015 1.136 1.180
 alte Bundesländer   996 1.108 1.162   997 1.121 1.166
 neue Bundesländer 1.171 1.303 1.354 1.089 1.200 1.243
 Bundesländer Berlin und 
 Brandenburg 1.139 1.261 1.311 1.058 1.172 1.205

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung

In der Grundsicherung im Alter gibt es keine bundeseinheitliche Grund-
sicherungsschwelle, sondern es wird vom Statistischen Bundesamt ein 
durchschnittlicher Bruttobedarf aller Leistungsempfängerinnen und 
Leistungsempfänger ermittelt. Ein Vergleich der durchschnittlichen Ren-
tenzahlbeträge mit dem durchschnittlichen Bruttobedarf in der Grund-
sicherung ist daher nur für den Rentenbestand sinnvoll möglich, da 
durchschnittliche Bruttobedarfe für den Neuzugang in die Grundsiche-
rung nicht vorliegen.
Der durchschnittliche monatliche Bruttobedarf eines Beziehenden von 
Grundsicherung im Alter lag zum Ende des Jahres 2020 bei 833 Euro, 
zum Ende des Jahres 2023 bei 938 Euro und zum Ende des Jahres 2024 
bei 1.007 Euro.
Ergebnisse zu den Rentenzahlbeträgen liegen nur klassiert in 50-Euro-
Schritten vor. Für die Auswertung wurde daher auf Renten wegen Alters 
mit einem Zahlbetrag im Jahr 2020 von unter 850 Euro im Monat, im 
Jahr 2023 von unter 950 Euro im Monat und im Jahr 2024 von unter 
1.000 Euro im Monat abgestellt. Danach lag der Anteil der Renten we-
gen Alters im Rentenbestand zum 31. Dezember des Jahres 2020 mit 
einem monatlichen Zahlbetrag von unter 850 Euro bei 39,3 Prozent aller 
Renten wegen Alters, die ins Inland gezahlt wurden, zum 31. Dezember 
2023 lag der Anteil der Altersrenten mit einem Zahlbetrag von unter 
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950 Euro bei 39 Prozent und zum 31. Dezember 2024 lag der Anteil der 
Altersrenten mit einem Zahlbetrag von unter 1.000 Euro bei 39,4 Pro-
zent.
Aus einer niedrigen Altersrente in der gesetzlichen Rentenversicherung 
kann grundsätzlich nicht auf ein niedriges Alterseinkommen geschlossen 
werden, da u. a. weitere Alterseinkommen und der Haushaltskontext 
nicht berücksichtigt sind. Die Höhe der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung verteilt sich von kleinen Renten bis hin zu sehr ho-
hen Rentenbeträgen. Ein Rentenanspruch entsteht bereits nach einer 
Wartezeit von fünf Jahren. Gerade bei geringen Renten bestehen oft 
auch Ansprüche in anderen Sicherungssystemen, über die in der Statistik 
der Deutschen Rentenversicherung keine Informationen vorliegen.

147. Abgeordnete
Anne Zerr
(Die Linke)

Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Anteil der Beschäftigten, die an Heiligabend, 
am ersten Weihnachtsfeiertag, am zweiten Weih-
nachtsfeiertag oder an Silvester arbeiten (bitte, 
wenn möglich, die angeführten Tage einzeln ab-
bilden und nach Berufsgruppen differenzieren)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 10. Dezember 2025

Die Zahl der Beschäftigten, die an einzelnen Feiertagen arbeiten, liegt 
der Bundesregierung nicht vor.
Jedoch wird im Mikrozensus die Feiertagsarbeit insgesamt abgefragt. 
Nach Auswertung durch das Statistische Bundesamt arbeiteten von den 
rund 39,1 Millionen abhängig Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 2024 
rund 6,3 Prozent auch an Feiertagen.
Die folgende Tabelle zeigt die Berufsgruppen (KIdB2010) mit hohen 
Anteilen an Feiertagsarbeit:

Tabelle: Berufsgruppen mit hohen Anteilen an Feiertagsarbeit
Berufsgruppe: Anteil 

in Prozent
[821] Altenpflege 27,3
[632] Hotellerie 24,5
[633] Gastronomie 24,0
[813] Gesundh., Krankenpfl., Rettungsd. 
Geburtsh. 23,1
[531] Obj.-, Pers.-, Brandschutz, Arbeitssicherh. 19,9
[532] Polizei, Kriminald., Gerichts. Justizvollz. 15,9
[814] Human- und Zahnmedizin 13,7
[521] Fahrzeugführung im Straßenverkehr  9,2

Quelle: Statistisches Bundesamt
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148. Abgeordnete
Anne Zerr
(Die Linke)

Wie viele Überstunden pro Arbeitstag leisten Be-
schäftigte im Einzelhandel nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Dezember im Durchschnitt 
und im Vergleich zu den anderen Kalendermona-
ten?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Katja Mast 
vom 10. Dezember 2025

Die Zahl der Überstunden nach einzelnen Tagen bzw. Monaten liegt der 
Bundesregierung nicht vor.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Digitales 
und Staatsmodernisierung

149. Abgeordnete
Anne-Mieke 
Bremer
(Die Linke)

Plant die Bundesregierung, statistische Daten zur 
Anwendung des IT-Zustimmungsvorbehalts, den 
das Bundesministerium für Digitales und Staats-
modernisierung (BMDS) auf Grundlage des 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 
und des Organisationserlasses steuert, ressortge-
nau zu veröffentlichen, um die Transparenz und 
die Wirksamkeit dieses zentralen Steuerungsinst-
ruments zu dokumentieren?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 9. Dezember 2025

Der BMDS-Zustimmungsvorbehalt ist Bestandteil bzw. eine Sofortmaß-
nahme der Modernisierungsagenda für Staat und Verwaltung (Bund) und 
wird dort im Handlungsfeld „Effiziente Bundesverwaltung“ als Maßnah-
me verortet (= transparent und wirksam). Insoweit wird als definiertes 
Teilziel u. a. eine messbare Kostenreduktion bei IT-Ausgaben binnen 
24 Monaten (= Ende 2027) angestrebt. Ein darauf gerichtete Wirkungs-
messung befindet sich derzeit noch in der Konzeptionsphase. Dies be-
inhaltet auch die zielorientiere Analyse von Informationsbedarfen für 
Reporting-Adressaten. Die Umsetzung des IT-Zustimmungsvorbehaltes 
wird im Kalenderjahr 2028 durch das BMDS evaluiert werden.
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150. Abgeordnete
Anne-Mieke 
Bremer
(Die Linke)

Mit welchen Mehrkosten für die gesamte Bundes-
verwaltung (alle Ressorts, Behörden und nachge-
ordnete Einrichtungen) rechnet die Bundesregie-
rung aufgrund der angekündigten Preissteige-
rungen von Microsoft 365 ab dem 1. Juli 2026 
(www.microsoft.com/en-us/microsoft-365/blog/2
025/12/04/advancing-microsoft-365-new-capabili
ties-and-pricing-update/), und welche strate-
gischen oder technischen Maßnahmen (z. B. Um-
stellung auf Open-Source-Alternativen, Konsoli-
dierung von Lizenzen) hat die Bundesregierung 
zum Umgang mit zu erwartenden Mehrkosten bis-
her ergriffen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 12. Dezember 2025

Microsoft plant eine allgemeine Preisanpassung zum 1. Juli 2026. Diese 
betrifft insbesondere die Produktlinien Office 365 und Microsoft 365 in 
den Editionen E3 und E5, die jeweils um 3 US-Dollar pro Nutzer/Monat 
erhöht werden. Je nach Produkt entspricht dies einer Steigerung zwi-
schen +5 Prozent (M365 E5) und +8 Prozent (O365 E3).
Die Preiserhöhung um 3 US-Dollar wird sich aufgrund der in den Mi-
crosoft-Konditionenverträgen ausgehandelten Rabatte nicht vollständig 
auf die öffentliche Hand in der Bundesrepublik Deutschland auswirken.
Die absolute Kostensteigerung hängt von der individuellen Lizensierung 
innerhalb jedes Ressorts, jeder Behörde sowie nachgeordneten Einrich-
tung ab. Die Mehrkosten für die gesamte Bundesverwaltung konnten in 
der zur Verfügung stehenden Zeit nicht abschließend ermittelt werden.
Unabhängig von der konkret referenzierten Ankündigung verfolgt die 
Bundesregierung auf der Grundlage der IT-Ratsbeschlüsse 2020/05 und 
2022/06 den Aufbau einer Open-Source-basierten Alternative im Be-
reich digitaler IT-Arbeitsplätze. Ein Resultat stellt auf Anwendungsebe-
ne die Office- und Kollaborationssuite openDesk dar. Weiterhin wird 
auch an einem vollwertigen souveränen Arbeitsplatz gearbeitet, der zu-
sätzlich auch die Backenddienste und Betriebssystemebene adressiert. 
Die Bereitstellung eines solchen souveränen Arbeitsplatz ist auch in der 
Modernisierungsagenda festgeschrieben.

151. Abgeordneter
Tobias Ebenberger
(AfD)

Sind mit der European Digital Identity 
(EUDI-)Wallet Kundenbindungsprogramme im 
Einzelhandel prinzipiell möglich, bei denen die 
Nutzer Vorteile wie etwa Rabatte durch Preisgabe 
ihrer Daten erhalten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 9. Dezember 2025

Deutschland baut mit öffentlichen und privaten Partnern ein sicheres, 
zukunftsfähiges EUDI-Wallet-Ökosystem auf.
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Private wie öffentliche Organisationen, darunter auch Unternehmen aus 
dem Einzelhandel, können künftig unkompliziert Teil des EUDI-Wallet-
Ökosystems werden, indem sie sich als Relying Party registrieren und 
ihre beabsichtigte Nutzung (Intended Use) unter Einhaltung der novel-
lierten eIDAS-Verordnung deklarieren. Diese Angaben werden in einem 
öffentlichen Register einsehbar sein.
Grundsätzlich steht es Relying Parties frei, im Rahmen ihrer Registrie-
rung im EUDI-Wallet-Ökosystem Treueprogramme im Einzelhandel di-
gital anzubieten. Dies stellt für Nutzende eine optionale Zusatzfunktion 
der EUDI-Wallet dar, die freiwillig genutzt werden kann.
Die Preisgabe von Daten durch die EUDI-Wallets unterliegt dabei 
höchsten europäischen Datenschutzstandards, wie die Einwilligungs-
pflicht und die Zweckbindung. Durch die Prinzipien der Datensparsam-
keit und selektiven Offenlegung werden nur die notwendigen Nachweise 
geteilt, ohne darüberhinausgehende Zusatzinformationen preiszugeben. 
Die Datensouveränität verbleibt zu jedem Zeitpunkt beim Nutzenden, 
der entscheidet, welche Identitätsdaten und Nachweise wann, mit wem, 
und zu welchem Zweck geteilt werden. Dadurch wird sichergestellt, 
dass Unternehmen nur die Daten erhalten, die für den jeweiligen Zweck 
freigegeben wurden.
Die EUDI-Wallet wird zudem mit technischen und organisatorischen 
Schutzmechanismen ausgestattet sein, die sogenannte Overasking-An-
fragen von Relying Parties erkennen. In solchen Fällen erhält der Nutzer 
eine Warnung, wenn Daten abgefragt werden, die über das bei der Re-
gistrierung angegebene für den jeweiligen Zweck erforderliche Maß hi-
nausgehen. Der Nutzende kann den Zugriff auf nicht notwendige Infor-
mationen dementsprechend unterbinden.

152. Abgeordneter
Robin Jünger
(AfD)

Hat die Bundesregierung, insbesondere das Bun-
desministerium für Digitales und Staatsmoderni-
sierung, seit Veröffentlichung der Vorschläge der 
EU-Kommission zum sogenannten „EU-Omni-
bus-Paket“ konkret administrative Maßnahmen 
und Umsetzungsakte gesetzt, um die angekündig-
te Verwaltungsentlastung von jährlich 400 Mio. 
Euro in Europa auch für deutsche Unternehmen 
nachvollziehbar, messbar und dauerhaft zu reali-
sieren, und wenn ja, welche (https://deutsche-wirt
schafts-nachrichten.de/717512/datenschutz-oder-f
ortschritt-der-balanceakt-zwischen-sicherheit-un
d-innovation)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 9. Dezember 2025

Sofern sich Ihre Frage auf Vorschläge der EU-Kommission mit Bezug 
zum Datenschutzrecht, die im Rahmen von Omnibus-Verfahren gemacht 
worden sind, bezieht, sind folgende drei Vorschläge der EU-Kommis-
sion relevant:
– „Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) 2016/679, (EU) 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 107 – Drucksache 21/3236

https://www.deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/717512/datenschutz-oder-fortschritt-der-balanceakt-zwischen-sicherheit-und-innovation


2016/1036, (EU) 2016/1037, (EU) 2017/1129, (EU) 2023/1542 und 
(EU) 2024/573 hinsichtlich der Ausweitung bestimmter für kleine 
und mittlere Unternehmen verfügbarer Abhilfemaßnahmen auf kleine 
Midcap-Unternehmen sowie hinsichtlich weiterer Vereinfachungs-
maßnahmen“ vom 21. Mai 2025 [COM(2025) 501 final]

– „Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the 
Council amending Regulations (EU) 2024/1689 and (EU) 2018/1139 
as regards the simplification of the implementation of harmonised ru-
les on artificial intelligence (Digital Omnibus on AI)“ vom 19. No-
vember 2025 [COM(2025) 836 final]

– „Proposal for a Regulation of the European Parliament and of the 
Council amending Regulations (EU) 2016/679, (EU) 2018/1724, 
(EU) 2018/1725, (EU) 2023/2854 and Directives 2002/58/EC, (EU) 
2022/2555 and (EU) 2022/2557 as regards the simplification of the 
digital legislative framework, and repealing Regulations (EU) 
2018/1807, (EU) 2019/1150, (EU) 2022/868, and Directive (EU) 
2019/1024 (Digital Omnibus)“ vom 19. November 2025 
[COM(2025) 837 final]

Alle drei „Omnibus“-Vorschläge zielen auf die Änderung von EU-
Rechtsakten, unter anderem der Datenschutz-Grundverordnung, aber 
auch der KI-Verordnung, des Data Act, des Data Governance Act, der 
Open-Data-Public-Sector-Information-Richtlinie, der Free-Flow-of-Da-
ta-Verordnung und weiterer EU-Rechtsakte. Alle drei Rechtsetzungsver-
fahren sind noch nicht abgeschlossen.
„Administrative Maßnahmen und Umsetzungsakte“ in Bezug auf diese 
Rechtsakte können erst nach erfolgreichem Abschluss der EU-Rechtset-
zungsverfahren erfolgen.

153. Abgeordneter
Robin Jünger
(AfD)

In welcher Weise koordiniert die Bundesregierung 
aktuell die nationale Umsetzung des AI Act und 
des Data Act in Bezug auf datenschutzrechtliche 
Vorgaben, und welche Maßnahmen zur Harmoni-
sierung mit der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) wurden bereits initiiert oder sind für 
das Jahr 2026 geplant?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 11. Dezember 2025

Sowohl der „Artificial Intelligence Act“ (Verordnung (EU) 2024/1689 
(„AI Act“); KI-Verordnung) als auch der „Data Act“ (Verordnung (EU) 
2023/2854; Datenverordnung) gelten als Verordnungen der Europä-
ischen Union (EU) ab dem Tag ihres Inkrafttretens bzw. Geltungsbe-
ginns unmittelbar in der gesamten Europäischen Union.
Eine Harmonisierung der beiden genannten Verordnungen mit der Da-
tenschutz-Grundverordnung (DSGVO) kann nur der EU-Normgeber 
vornehmen.
Die Koordinierung der nationalen Durchführungsgesetze zur Verord-
nung (EU) 2024/1689 („AI Act“) und zur Verordnung (EU) 2023/2854 
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(„Data Act“) erfolgt im Rahmen der üblichen Abstimmungsprozesse 
innerhalb der Bundesregierung.

154. Abgeordneter
Robin Jünger
(AfD)

Welche konkreten Maßnahmen zur Vereinfachung 
und Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 
für digitale Infrastrukturprojekte (z. B. Mobil-
funkmasten, Glasfaserleitungen) wurden seitens 
der Bundesregierung seit Anfang der Wahlperiode 
umgesetzt oder initiiert, insbesondere im Hinblick 
auf die föderale Zuständigkeitsverteilung und den 
Umgang mit kommunalen Sonderrechten (https://
deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/717479/mut-
statt-stillstand-warum-deutschland-beim-digitalpa
kt-2030-liefern-muss)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 11. Dezember 2025

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach Beginn der Legislatur initi-
iert, dass der Telekommunikationsnetzausbau zum „überragenden öf-
fentlichen Interesse“ erklärt wird. Das Gesetz zur Änderung des Tele-
kommunikationsgesetzes und zur Feststellung des überragenden öffent-
lichen Interesses für den Ausbau von Telekommunikationsnetzen (TKG-
Änderungsgesetz 2025) ist seit dem 30. Juli 2025 in Kraft. Es 
beschleunigt den Glasfaser- und Mobilfunkausbau in der Fläche, indem 
Telekommunikationsnetzausbauvorhaben in Genehmigungsverfahren 
bei der Abwägung widerstreitender öffentlicher Belange (z. B. Natur-
schutz, Denkmalschutz) regelmäßig Vorrang einzuräumen ist.
Die Regelung zielt darauf ab, dass schneller (da eindeutiger Vorrang) 
entschieden wird und regelmäßig für den Netzausbau.
Darüber hinaus plant die Bundesregierung weitere Änderungen am Tele-
kommunikationsgesetz (TKG). Hierzu hat sie bereits im Juli 2025 Eck-
punkte veröffentlicht und diese mit Unternehmen, Verbänden und Be-
hörden auf Bundes- und Landesebene konsultiert (https://bmds.bund.de/
fileadmin/BMDS/Dokumente/CDR_250715_Anlage_Eckpunkte_TKG_
Anpassung.pdf). Gegenstand der Änderung sollen auch Maßnahmen zur 
weiteren Vereinfachung und Beschleunigung des Telekommunikations-
netzausbaus sein. Geplant ist insbesondere die Einführung eines Anzei-
geverfahrens alternativ zum wegerechtlichen Zustimmungsverfahren 
nach § 127 TKG und die Stärkung der (nur anzeigebedürftigen) gering-
fügigen Baumaßnahmen.
Flankierend dazu sieht die Verordnung (EU) 2024/1309 (Gigabit Infra-
structure Act) einheitliche Genehmigungsfristen und -fiktionen sowie di-
gitale Antragsverfahren für alle Genehmigungsverfahren im Zusammen-
hang mit dem Telekommunikationsnetzausbau vor, die unmittelbar 
Rechtswirkungen für Bund, Länder und Kommunen entfalten (vgl. 
https://bmds.bund.de/themen/digitale-infrastrukturen/telekommunikatio
nsrecht-und-sicherheit/faq-gigabit-infrastrukturverordnung, Nr. 20 
bis 22).
Das BMDS hat außerdem Eckpunkte für Umstellung von Kupfer- auf 
Glasfaserinfrastrukturen erarbeitet und zur Konsultation gestellt. Ziel ist 
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es, möglichen gesetzgeberischen Handlungsbedarf zu identifizieren, 
Transparenz über noch offene Fragestellungen und Aufgaben zu erlan-
gen sowie einen kooperativen Ansatz zwischen allen an der Kupfer-
Glas-Migration beteiligten Akteuren voranzutreiben.

155. Abgeordneter
Robin Jünger
(AfD)

Hat die Bundesregierung konkrete Maßnahmen, 
um die laut Urteil des Verwaltungsgerichts Köln 
vom Juni 2025 als zu langsam gerügten Arbeits-
abläufe der Bundesnetzagentur im Rahmen der 
Bearbeitung digitalpolitischer Schlichtungsver-
fahren zu beschleunigen, und wenn ja, welche, 
und welche weiteren Maßnahmen sind zur struk-
turellen Reform der Verfahrensabläufe vorge-
sehen (https://deutsche-wirtschafts-nachrichte
n.de/717479/mut-statt-stillstand-warum-deutschla
nd-beim-digitalpakt-2030-liefern-muss)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 11. Dezember 2025

Es gelten für verschiedene Verfahren bei der Bundesnetzagentur gesetz-
liche Fristen. Für die Verfahren vor der nationalen Streitbeilegungsstelle 
sind die Fristen durch die Verordnung (EU) 2024/1309 zum 12. Novem-
ber 2025 teilweise reduziert worden. Die Bundesregierung ist im Aus-
tausch mit der Bundesnetzagentur dazu, welche Auswirkungen dies auf 
die Verfahrensabläufe bei der nationalen Streitbeilegungsstelle hat. Da-
rüber hinaus prüft die Bundesregierung gegenwärtig, wie Verfahrensvor-
schriften optimiert werden können, um eine zügigere Entscheidung der 
Bundesnetzagentur zu fördern.

156. Abgeordnete
Sonja Lemke
(Die Linke)

Wie viele dauerhafte Planstellen und sonstige 
Haushaltsmittel stehen der Bundesnetzagentur für 
ihren KI-Service Desk zur Verfügung, der eine 
Unterstützung für Unternehmen, Behörden und 
Organisationen bei der Umsetzung der KI-Verord-
nung sein soll, u. a. bei der Einstufung von KI-
Systemen in die in der KI-Verordnung genannten 
Risikoklassen (vgl. Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke auf 
Bundestagsdrucksache 21/2892), und geht die 
Bundesregierung davon aus, dass diese Stelle da-
mit ausreichend finanziert ist, um ihre Aufgaben 
zu erfüllen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 11. Dezember 2025

Der KI-Service Desk (KI-SD) stellt eine wesentliche Maßnahme im 
Rahmen der innovationsfördernden Initiativen dar (Artikel 62 der KI-
Verordnung, ohne Berücksichtigung der Aufwände für Reallabore).
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Der Bundesnetzagentur werden die erforderlichen finanziellen Ressour-
cen und Stellen bedarfsgerecht zur Verfügung gestellt. Die Inhalte des 
KI-SD werden von den zuständigen Facheinheiten der Bundesnetzagen-
tur entwickelt und zur Veröffentlichung bereitgestellt.

157. Abgeordnete
Rebecca Lenhard
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Verfolgt die Bundesregierung konkrete Planungen 
zur Einführung eines standardisierten, auf Open-
Source-Software basierenden Arbeitsplatzes in 
den Bundesbehörden, in Anlehnung an das Pro-
jekt des Landes Schleswig-Holstein (www.schles
wig-holstein.de/DE/landesregierung/themen/digit
alisierung/linux-plus1/Projekt), und wenn ja, 
welche, und wie stellen sich diese Planungen in 
den einzelnen Ressorts hinsichtlich der Zahl der 
potenziell umzustellenden Arbeitsplätze dar?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Jarzombek 
vom 8. Dezember 2025

Das BMDS hat die Verantwortung über die Maßnahme souveräner Ar-
beitsplatz vom BMI übernommen. In dessen Rahmen wird an einer digi-
tal souveränen, auf Open Source basierenden Arbeitsplatzumgebung für 
die Bundesverwaltung gearbeitet, die aus Betriebssystem, Backend- und 
Anwendungsdiensten besteht. Für die Anwendungsebene wurde die Lö-
sung openDesk (www.opendesk.eu) zusammen mit dem Zentrum für 
Digitale Souveränität (ZenDiS) entwickelt. Diese wird bereits in ersten 
Bundesbehörden pilotiert. Für das Betriebssystem und die Backend-
dienste wird derzeit durch das ZenDiS in Zusammenarbeit mit der Phy-
sikalisch Technischen Bundesanstalt (PTB) eine Machbarkeitsstudie 
erarbeitet, auf deren Grundlage eine Produktverfügbarkeit in erster Linie 
für die Bundesverwaltung geschaffen werden soll. Das BMDS hat als 
erstes Bundesministerium die Einführung von OpenDesk eingeleitet. 
Das BMDS verfolgt die klare Ambition, einen weiteren Rollout von 
Open Source innerhalb der gesamten Bundesverwaltung zu realisieren.

158. Abgeordnete
Dr.  Anna 
Lührmann
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf welchem Weg wurde der Parlamentarische 
Staatssekretär beim Bundesminister für Digitales 
und Staatsmodernisierung Philipp Amthor zur 
Teilnahme am Ludwig-Erhard-Gipfel für 2026 an-
gefragt, auf dessen Website der Parlamentarische 
Staatssekretär Philipp Amthor derzeit noch als 
Teilnehmer aufgeführt wird (Stand: 5. Dezember 
2025, https://ludwig-erhard-gipfel.de/), und wird 
der Parlamentarische Staatssekretär Philipp 
Amthor weiterhin an der Teilnahme festhalten?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Richter 
vom 10. Dezember 2025

Eine Teilnahme des Parlamentarischen Staatssekretärs Philipp Amthor 
am Ludwig-Erhard-Gipfel 2026 wurde nicht über das Bundesministe-
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rium für Digitales und Staatsmodernisierung angefragt. Eine tatsächliche 
Realisierung des Termins bleibt der noch nicht final abzusehenden ter-
minlichen Verfügbarkeit des Parlamentarischen Staatssekretärs am Ver-
anstaltungstag vorbehalten.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr

159. Abgeordneter
Lukas Benner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch ist durchschnittlich der Anteil derjeni-
gen, die im Rahmen von planfeststellungsrechtli-
chen Anhörungsverfahren im Zuständigkeitsbe-
reich des Bundes ihre Einwendungen und Stel-
lungnahmen nicht elektronisch einreichen, ob-
wohl auch eine elektronische Übermittlung 
möglich ist (z. B. nach § 18a Absatz 4 des Eisen-
bahngesetzes), und welche Formen der elektroni-
schen Übermittlung werden in der bundesbehörd-
lichen Praxis zu solchen Anhörungsverfahren ge-
nutzt, zum Beispiel E-Mail, Online-Plattformen 
oder Ähnliches?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte 
vom 9. Dezember 2025

Eine einheitliche Statistik wird nicht geführt. Einwendungen und Stel-
lungnahmen werden sowohl elektronisch als auch schriftlich eingereicht. 
Für die elektronische Übermittlung stehen E-Mail und das Antrags- und 
Beteiligungsportal für Verkehr und Offshore-Vorhaben zur Verfügung.

160. Abgeordnete
Janina Böttger
(Die Linke)

Welche jährlichen Kosten fallen nach Kenntnis 
der Bundesregierung an den Standorten des DB 
Museums an (bitte für alle Standorte getrennt aus-
weisen)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 9. Dezember 2025

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) erhielt das DB Muse-
um im Jahr 2024 Zuwendungen der DB AG sowie Eigeneinnahmen aus 
Entgelten, Shopverkäufen und Verkehrsleistungen. Insgesamt standen 
rund 8 Mio. Euro zur Verfügung. Die Mittel werden für standortüber-
greifende Aufgaben des Museums sowie für den Betrieb der einzelnen 
Standorte eingesetzt.
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161. Abgeordneter
Leon Eckert
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Inwieweit wird die Bundesregierung an der Pla-
nung und dem Bau der B 299 in Trostberg (B299-
G130-BY-T02-BY) festhalten, obwohl das Staat-
liche Bauamt Traunstein im Hinblick auf das Er-
gebnis des Bürgerentscheides am 30. November 
2025 in Trostberg auf unbestimmte Zeit keinen 
Ausbau der B 299 realisieren wird (www.bayern
welle.de/staatliches-bauamt-auf-unbestimmte-zei
t-keine-ortsumfahrung-fuer-trostberg-204677/)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte 
vom 11. Dezember 2025

Es liegt im Interesse der Bundesregierung, Verkehrsinfrastrukturprojekte 
zu verwirklichen, die durch die Kommunalvertretungen vor Ort unter-
stützt werden. Vor diesem Hintergrund werden die Planungen für den 
Teilabschnitt Trostberg im Zuge der B 299 bis auf Weiteres ruhend ge-
stellt.

162. Abgeordneter
Matthias Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie viele Zughalte gab es jeweils im Jahr 2011 
und gibt es nach dem Fahrplanwechsel im De-
zember 2025 in folgenden Stationen in Baden-
Württemberg: Aulendorf, Bad Mergentheim, 
Böblingen, Göppingen, Heidelberg, Heilbronn, 
Kressbronn, Lauda, Mannheim, Reutlingen, Stutt-
gart-Vaihingen, Titisee, Tuttlingen und Weil am 
Rhein?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 11. Dezember 2025

Die Anzahl der Zughalte für das Jahr 2011 und für das kommende Jahr 
sind nachfolgender Tabelle zu entnehmen. Bei den Werten für 2026 han-
delt es sich um Schätzungen der Deutschen Bahn AG.

Bhf 
Nr.

Station Zughalte 
2011 

pro Jahr

Zughalte 
2026 

pro Jahr
226 Aulendorf  47.202  58.333
305 Bad Mergentheim  15.354  16.150
720 Böblingen  83.479 127.986
2189 Göppingen  35.681  45.733
2628 Heidelberg Hbf 132.819 150.469
2648 Heilbronn Hbf  52.817  74.344
3412 Kressbronn  20.358  22.439
3576 Lauda  32.851  43.191
3925 Mannheim Hbf 207.327 233.005
5242 Reutlingen Hbf  47.212  64.621
6087 Stuttgart-Vaihingen 104.964 128.479
6220 Titisee  25.072  36.958
6292 Tuttlingen  32.940  39.740
6606 Weil am Rhein  38.817  42.669
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163. Abgeordneter
Matthias Gastel
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auf welchen Arealen von Bahnhöfen/Bahnstatio-
nen in Baden-Württemberg befinden sich Photo-
voltaikanlagen, und auf welchen laufen entspre-
chende Planungen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 12. Dezember 2025

Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG befinden sich in Baden-Würt-
temberg an neun Bahnhöfen 16 Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) in 
der Planung mit einer voraussichtlichen Gesamtleistung von ca. 
1.200 kWp. Die ersten Inbetriebnahmen sind für 2026 geplant. Von die-
sen 16 PV-Anlagen sind 13 auf einem Bahnsteigdach, zwei auf einem 
Empfangsgebäude und eine Anlage auf einer Bahnsteighalle geplant.

164. Abgeordneter
Alexis L. Giersch
(AfD)

Aus welchen fachlich-wirtschaftlichen oder recht-
lichen Gründen sieht der aktuelle Entwurf der 
Siebzehnten Verordnung zur Änderung der Lots-
tarifverordnung vor, dass die Lotsgelder in einzel-
nen Revierbereichen – wie etwa im Revier Ems 
(-1,7 Prozent) und im Revier Wismar/Rostock/
Stralsund (-4 Prozent) – abgesenkt werden, wäh-
rend in anderen Lotsrevieren (z. B. Jade +5,9 Pro-
zent, Nord-Ostsee-Kanal +5,5 Prozent, Flensbur-
ger Förde +9,9 Prozent) deutliche Erhöhungen 
vorgenommen werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte 
vom 10. Dezember 2025

Die Änderung der Tabellenwerte in den einzelnen Lotsrevieren ist das 
Ergebnis eines etablierten Prozesses, in dessen Verlauf in regionalen Ar-
beitskreisen anhand der Verkehrszahlen, unter Berücksichtigung der pro-
gnostizierten Entwicklung und der Einnahmen der Lotsen Anpassungs-
bedarf festgestellt wird. An den Arbeitskreisen nehmen die relevanten 
Wirtschaftsverbände, die örtlich tätigen Lotsenbrüderschaften sowie für 
den Bund die Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt (GDWS) 
teil.

165. Abgeordneter
Christian Görke
(Die Linke)

Wie werden die Mittel aus dem Investitionsgesetz 
Kohleregionen (InvKG), die eigentlich für die 
„Stärkung eines Fahrzeuginstandhaltungswerks“ 
vorgesehen waren (§ 17 Nummer 32 InvKG), 
jetzt aber nicht für das neue Werk der Deutschen 
Bahn AG (DB AG) in Cottbus verwendet werden, 
da die DB AG dieses komplett aus Eigenmitteln 
finanziert (siehe Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 3 der Kleinen Anfrage der Fraktion Die 
Linke auf Bundestagsdrucksache 21/1512), alter-
nativ verwendet (bitte Projekte mit Finanzumfang 
und erwarteten neuen Arbeitsplätzen auflisten)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 10. Dezember 2025

Die freigewordenen Mittel werden einerseits für vier neue Schienen-
infrastrukturvorhaben (Bahnhof Bischdorf, Bahnhof Eisenhüttenstadt, 
Bahnhof Cottbus sowie Strecke Cottbus–Guben–Grünberg) verwendet. 
Andererseits werden die Mittel zur Erweiterung des Maßnahmen-
umfangs von sechs bereits vom Bund-Länder-Koordinierungsgremium 
gebilligten Schieneninfrastrukturvorhaben genutzt (Strecke Lübbenau–
Cottbus, Knoten Ruhland, Strecke Cottbus–Forst, Strecke Leipzig–Fal-
kenberg–Cottbus, Knoten Falkenberg und Bahnhof Königs Wusterhau-
sen). Informationen zum Entstehen neuer Arbeitsplätze als Folge der 
Infrastrukturinvestitionen liegen der Bundesregierung nicht vor.

166. Abgeordnete
Nicole Gohlke
(Die Linke)

Wie ist die Abdeckung mit Toiletten an bayeri-
schen Regional- und Fernbahnhöfen (bitte ange-
ben: Gesamtzahl der von der Deutschen Bahn AG 
– DB – betriebenen Regional- und Fernbahnhöfe 
in Bayern; Anzahl der von der DB betriebenen 
Regional- und Fernbahnhöfe in Bayern, die eine 
Toilette im Bahnhof oder in unmittelbarer Nähe 
auf dem Bahnhofsvorplatz haben; Anzahl der von 
der DB betriebenen Regional- und Fernbahnhöfe 
in Bayern, die eine barrierefreie Toilette im Bahn-
hof oder in unmittelbarer Nähe auf dem Bahn-
hofsvorplatz haben; Anzahl der von der DB be-
triebenen Regional- und Fernbahnhöfe in Bayern, 
die eine durchgehend geöffnete Toilette im Bahn-
hof oder in unmittelbarer Nähe auf dem Bahn-
hofsvorplatz haben; Anzahl der von der DB be-
triebenen Regional- und Fernbahnhöfe in Bayern, 
die eine Toilette im Bahnhof oder in unmittelbarer 
Nähe auf dem Bahnhofsvorplatz haben, welche 
kostenlos bzw. mit Nutzungsgebühr über 49 Cent 
bzw. mit Nutzungsgebühr von über 99 Cent ist; 
Anzahl der von der DB betriebenen Regional- 
und Fernbahnhöfe in Bayern, die eine Toilette im 
Bahnhof oder in unmittelbarer Nähe auf dem 
Bahnhofsvorplatz haben, welche zum Stichtag au-
ßer Betrieb war)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 11. Dezember 2025

Zur Beantwortung der vorgenannten Schriftlichen Fragen sind Auskünf-
te der Deutschen Bahn AG (DB AG) notwendig. Aufgrund der erfragten 
Detailtiefe ist es der DB AG nicht möglich, die notwendigen Informatio-
nen in der für eine Schriftliche Frage zur Verfügung stehenden Zeit zur 
Verfügung zu stellen.
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167. Abgeordneter
Julian Joswig
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, ob die 
Deutsche Bahn AG nach dem Wegfall des Fern-
verkehrshalts in Boppard mit dem aktuellen Fahr-
planwechsel im Dezember 2025 für die Zukunft 
erneut einen Fernverkehrshalt in Boppard plant, 
und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt, und mit wel-
cher Frequenz ist dies geplant, und welche Infor-
mationen liegen ihr zu möglichen zusätzlichen 
Fernverkehrshalten im Oberen Mittelrheintal im 
Hinblick auf die Bundesgartenschau 2029 vor, 
einschließlich etwaiger Überlegungen zu einem 
Halt in Oberwesel?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 12. Dezember 2025

Boppard wurde nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) im 
Fahrplan 2025 im Fernverkehr noch mit einer Fahrt des IC 2441 bedient. 
Hier stiegen zuletzt im Schnitt nur zwei Reisende ein und zehn Reisende 
aus, so dass sich die DB Fernverkehr AG im Fahrplan 2026 für einen 
Halt im nachfragestärkeren Bingen entschieden hat. Boppard ist weiter-
hin mit einem Umstieg im naheliegenden Koblenz erreichbar. Ange-
sichts dieser geringen Nutzungszahlen ist nach Angaben der DB AG 
aktuell keine Wiederaufnahme eines Fernverkehrshalts für Boppard ge-
plant.

168. Abgeordneter
Maximilian Kneller
(AfD)

Welche Art von Bauarbeiten führt dazu, dass es, 
wie in der Antwort der Bundesregierung auf 
meine Schriftliche Frage 73 auf Bundestagsdruck-
sache 21/918 angegeben, derzeit zu ICE-Halte-
ausfällen in Bielefeld (stündliche ICE-Verbindung 
nach Berlin), Herford und Minden (zweistündli-
che ICE-Verbindung nach Berlin) kommt, und 
wann ist es geplant, diese fertiggestellt zu haben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 11. Dezember 2025

Nach Angaben der Deutschen Bahn AG (DB AG) ist das ICE-Angebot 
in der Region Westfalen durch eine Brückenbaustelle in Herford einge-
schränkt. Durch die begrenzten Streckenkapazitäten kommt es zu länge-
ren Fahrzeiten. Um die engen Zeitfenster in den hochbelasteten Knoten 
einzuhalten, muss bei einigen Zügen entweder der Halt in Hamm, Biele-
feld oder Herford entfallen.
Die DB AG geht derzeit davon aus, dass die Einschränkungen voraus-
sichtlich bis März 2026 bestehen. Anschließend beabsichtigt die DB 
Fernverkehr AG zum bisherigen Fernverkehrsangebot zurückkehren.
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169. Abgeordneter
Danny Meiners
(AfD)

Wie haben sich die Personal- und Laborkapazitä-
ten des Sachgebiets M32 des Bundesamts für See-
schifffahrt und Hydrographie seit 2009 bis heute 
entwickelt, und welche Wertigkeit weisen die ein-
zelnen Stellen aus (bitte die Zahlenwerte angeben; 
bezugnehmend auf die Antwort der Bundesregie-
rung auf meine Schriftliche Frage 89 auf Bundes-
tagsdrucksache 21/2979)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte 
vom 9. Dezember 2025

Bezugnehmend auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre Schrift-
liche Frage 89 auf Bundestagsdrucksache 21/2979 wird diese wie folgt 
konkretisiert: bei den Laborkapazitäten hat es seit 2009 keine wesent-
lichen Änderungen gegeben. Die Personalkapazitäten liegen aktuell bei 
einer Stelle im höheren Dienst, zwei Stellen im gehobenen Dienst und 
fünf Stellen im mittleren Dienst.

170. Abgeordneter
Danny Meiners
(AfD)

Wie gestaltet sich die Stellenplanung des Bundes-
amts für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) 
für die Jahre 2026 bis 2029 (bitte nach Jahren, 
Anzahl und Wertigkeit aufschlüsseln), und kann 
davon ausgegangen werden, dass bis 2029 das das 
BSH-betreffende Programm der Allgemeine Ver-
waltungsvorschrift zum integrierten Mess- und 
Informationssystem zur Überwachung der Radio-
aktivität in der Umwelt (IMIS) nach dem Strah-
lenschutzgesetz (AVV-IMIS) eingehalten wird?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte 
vom 9. Dezember 2025

Im Hinblick auf die BSH-Stellenplanung für das Haushaltsjahr 2026 
wird auf die Ausführungen auf Bundestagsdrucksache 21/2063 (Bericht 
des Haushaltsausschusses zum Gesetzentwurf der Bundesregierung – 
Bundestagsdrucksachen 21/600, 21/602, 21/2669 Nr. 1 – Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Haus-
haltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026 – HG 2026)) verwiesen. Für die 
Haushaltsjahre 2027 bis 2029 kann den Entscheidungen des Haushalts-
gesetzgebers nicht vorgegriffen werden. Die AVV-IMIS wird gegenwär-
tig überarbeitet.

171. Abgeordnete
Swantje Henrike 
Michaelsen
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Für wann plant die Bundesregierung die Ver-
öffentlichung des neuen Investitionsrahmenplans 
– IRP (noch in diesem Jahr, erstes Quartal 2026, 
zweites Quartal 2026)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Hirte 
vom 8. Dezember 2025

Der kommende Investitionsrahmenplan (IRP) 2025 bis 2029 wird der-
zeit finalisiert. Eine zeitnahe Befassung des Deutschen Bundestages 
wird angestrebt.

172. Abgeordneter
Luigi Pantisano
(Die Linke)

Über welche Kenntnisse verfügt die Bundesregie-
rung hinsichtlich des finanziellen Umfangs der 
Kampagne „Boah, Bahn!“ der Deutschen Bahn 
AG, und wurde ihr hierzu eine Kosten-Nutzen-
Analyse des Konzerns übermittelt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 8. Dezember 2025

Bei der Information über den finanziellen Umfang der Kampagne „Bo-
ah, Bahn!“ der Deutschen Bahn AG (DB AG) handelt es sich um ge-
schützte Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der DB AG. Die Offen-
legung der Information kann wirtschaftliche und finanzielle Nachteile 
für die DB AG zur Folge haben und damit auch das fiskalische Interesse 
des Bundes beeinträchtigen.
Die erbetenen Informationen werden daher als „VS-Vertraulich“ einge-
stuft und sind in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages 
hinterlegt.4

Eine Kosten-Nutzen-Analyse wurde nicht übermittelt, da die DB AG ein 
privatrechtlich organisiertes Unternehmen in der Rechtsform einer Akti-
engesellschaft ist und Entscheidungen über operative Geschäftsprozesse 
ausschließlich in die Zuständigkeit des Vorstands fallen.

173. Abgeordneter
Sören Pellmann
(Die Linke)

Wie viele Bahnhöfe waren bis zum 31. Oktober 
2025 nach Kenntnis der Bundesregierung nicht 
vollständig barrierefrei, und wie viele werden vo-
raussichtlich bis zum 1. Januar 2026 nicht voll-
ständig barrierefrei sein (bitte die Anzahl nach 
Bundesländern auflisten)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 11. Dezember 2025

Nach Angaben der DB InfraGO AG gibt es derzeit rund 9.300 Bahnstei-
ge und deren Zuwegungen an etwa 5.400 Stationen. Einen Überblick 
über den aktuellen Ausstattungsgrad, aufgeschlüsselt nach Ländern zum 
Stand Dezember 2025, liefert die Tabelle im Anhang.5

Pro Jahr baut die Deutsche Bahn AG (DB AG) nach eigenen Angaben 
rund 150 Bahnsteige barrierefrei um. Zusätzlich werden fehlende Aus-

4 Das Bundesministerium für Verkehr hat die Antwort als „VS-Vertraulich“ eingestuft. 
Die Antwort ist in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages hinterlegt und kann dort nach Maßgabe der Geheimschutzordnung eingesehen werden.

5 Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 21/3236 auf der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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stattungen ergänzt, wie beispielsweise taktile Handlaufschilder für blin-
de und sehbehinderte Menschen.

174. Abgeordneter
Martin Reichardt
(AfD)

Ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Finan-
zierung des geplanten Ausbaus der Bahnstrecke 
Leipzig–Zeitz–Gera (https://mitteldeutschesrevie
r.deutschebahn.com/mitteldeutsches-revier/leipzi
g-zeitz-gera.html) und damit die Umsetzung die-
ses Projekts, das im Bereich eines noch aktiven 
Braunkohleabbaugebietes verortet ist (www.md
r.de/nachrichten/deutschland/gesellschaft/heizen-f
ernwaerme-kohle-hohenmoelsen100.html) und 
dessen Bezogenheit auf den geplanten Struktur-
wandel daher in einem besonderen Maße gegeben 
ist, gesichert, und wenn (noch) nicht, wann wird 
nach Kenntnis der Bundesregierung hierüber ent-
schieden werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Lange 
vom 11. Dezember 2025

Das zuständige Bund-Länder-Koordinierungsgremium hat auf Vorschlag 
der Länder Sachsen-Anhalt und Sachsen die Umsetzung des Vorhabens 
Anlage 4 Abschnitt 2 Nr. 34 des Investitionsgesetzes Kohleregionen „S-
Bahn Leipzig–Pegau–Zeitz–Gera“ mit Strukturstärkungsmitteln in Höhe 
von 342 Mio. Euro beschlossen. Die Haushaltsanmeldungen erfolgen 
bedarfsgerecht entsprechend dem Projektfortschritt.
Nach Angaben der DB InfraGO AG wird für den ersten Projektab-
schnitt, Leipzig (ausschließlich)–Zeitz (einschließlich), mit einem baldi-
gen Abschluss der Vorplanung gerechnet, während die Vorplanung des 
zweiten Projektabschnitts, Zeitz (ausschließlich)–Gera (einschließlich), 
voraussichtlich bis 2027 andauert.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit

175. Abgeordnete
Lisa Badum
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie wirken sich die Beschlüsse des EU-Umwelt-
rates vom 5. November 2025 – insbesondere die 
zur Verschiebung des EU-Emissionshandels für 
Gebäude und Verkehr (EU-ETS2) auf 2028 – auf 
die Einnahmen für den Bundeshaushalt (Aukti-
onserlöse aus nationalem Brennstoffemissions-
handel und EU-ETS2 sowie Mittel aus EU-Kli-
ma-Sozialfonds) aus (bitte erwartete Einnahmen-
höhe und Veränderung durch Beschlüsse des EU-
Umweltrats vom 5. November 2025 jahresweise 
ab 2027 angeben)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carsten Träger 
vom 8. Dezember 2025

Zum jetzigen Zeitpunkt ist weder der Beschluss des Umweltrates im 
Rahmen der Allgemeinen Ausrichtung zum 2040-Klimaziel im EU-Kli-
maschutzgesetz, den Start des Europäischen Emissionshandelssystems 2 
(EU-ETS 2) auf das Jahr 2028 zu verschieben, im Trilog-Verfahren be-
stätigt noch sind die Vorschläge der EU-Kommission zur Anpassung der 
Marktstabilitätsreserve im EU-ETS 2 durch eine Änderung des soge-
nannten „MSR-Beschlusses“ (EU) 2015/1814 rechtlich abschließend 
umgesetzt.
Vor diesem Hintergrund können noch keine endgültigen Aussagen zur 
Abschätzung der Auswirkungen auf den Haushalt und die Mittelverfüg-
barkeit für den EU-Klima-Sozialfonds getroffen werden.
Grundsätzlich würden bei einer Verschiebung des Starts des EU-ETS 2 
um ein Jahr – von 2027 auf 2028 – sämtliche Einnahmen aus dem EU-
ETS 2 im Jahr 2027 entfallen. Nach geltender Rechtslage würde in 
Deutschland im Fall einer Verschiebung des EU-ETS 2 in diesem Zeit-
raum aber die nationale Bepreisung nach dem Brennstoffemissionshan-
delsgesetz fortgelten.
Neben der Verschiebung hat die Europäische Kommission zudem Vor-
schläge für eine Stärkung der preisstabilisierenden Instrumente, ein so-
genanntes Revenue-Frontloading durch die Europäische Investitions-
bank sowie für sogenannte Early Auctions (vorzeitige Versteigerungen) 
vorgelegt. Eine belastbarere Bewertung dieser Effekte kann erst nach 
einem förmlichen Änderungsbeschluss zu dem MSR-Beschluss (EU) 
2015/1814 erfolgen.

176. Abgeordnete
Lisa Badum
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
darüber vor, weshalb die EU-Kommission – trotz 
eines anderslautenden Schreibens vom November 
2024 – die Bundesrepublik Deutschland nun doch 
nicht in einem „Mahnschreiben“ zur Vorlage von 
Abhilfemaßnahmen aufgrund der projizierten Ver-
fehlung der EU-Klimaschutzverordnung aufgefor-
dert hat, und inwieweit hat die Bundesregierung 
diesbezüglich in Gesprächen mit der EU-Kom-
mission darauf hingewirkt (www.stern.de/politik/
deutschland/bundesregierung--schneider-will-kli
maschutzprogramm-erst-2026-vorlegen-3692599
0.html)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 12. Dezember 2025

Der diesjährige Klimafortschrittsbericht wurde am 6. November 2025 
von der EU-Kommission veröffentlicht (https://climate.ec.europa.eu/eu-
action/climate-strategies-targets/progress-climate-action/eu-climate-acti
on-progress-report-2025_en) und kommt zu einer insgesamt positiveren 
Bewertung der Zielerreichungsfortschritte der Mitgliedstaaten als der 
Bericht aus dem Jahr 2024. Hierzu wird insbesondere auf die zentrale 
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Aussage auf S. 39 hingewiesen (hier übersetzt aus englischsprachigem 
Original): „Angesichts der Höhe des projizierten ESR-Überschusses 
[Anm.: gemeint sind EU-weit überschüssige ESR-Emissionszuweisun-
gen, kumuliert zw. 2021 und 2030] und der Möglichkeiten, Überschüsse 
sowohl im Rahmen der ESR- als auch der LULUCF-Verordnung zu han-
deln, kann die Kommission zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht zu dem 
Schluss kommen, dass die Mitgliedstaaten keine ausreichenden Fort-
schritte bei der Erfüllung ihrer ESR-Verpflichtungen erzielen.“
Die Bundesregierung hat nicht auf diese Entscheidung der EU-Kommis-
sion hingewirkt.

177. Abgeordneter
Marcel Bauer
(Die Linke)

Wie ist der gegenwärtige Stand der Zielerfüllung 
der Wiederherstellungsverordnung (W-Vo) in 
Deutschland zu bewerten (Verordnung (EU) 
2024/1991, insbesondere Artikel 11 WVO)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carsten Träger 
vom 8. Dezember 2025

Die seit dem Jahr 2024 im Vollzug befindliche EU-Wiederherstellungs-
verordnung (W-VO) enthält verschiedene Ziele für einen guten Zustand 
der Natur. Bis zum Jahr 2050 sollen alle geschädigten Ökosysteme wie-
derhergestellt werden. Die Mitgliedstaaten entscheiden, welche Maßnah-
men sie ergreifen möchten, um die Ziele zu erreichen. Diese legen sie in 
einem Nationalen Wiederherstellungsplan dar.
Für Deutschland wird derzeit in enger Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern ein erster Entwurf des Nationalen Wiederherstellungsplans vor-
bereitet, welcher bis zum 1. September 2026 der Europäischen Kommis-
sion vorzulegen ist. Dabei werden auch solche Maßnahmen berücksich-
tigt, die bereits ergriffen worden sind und zur Zielerfüllung für die erste 
Berichtsperiode bis zum Jahr 2030 beitragen können.

178. Abgeordnete
Dr.  Christina 
Baum
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, dass 
Windkraftanlagen (Windräder) möglicherweise 
durch Abrieb oder andere Mechanismen zu erhöh-
ten PFAS-Werten (PFAS = Per- und polyfluorierte 
Alkylverbindungen) in der Umwelt, insbesondere 
im Grundwasser, beitragen, und welche Maßnah-
men plant sie ggf. zur Minimierung solcher Risi-
ken?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carsten Träger 
vom 10. Dezember 2025

Die Bundesregierung hat keine gesicherten Erkenntnisse über einen 
möglichen PFAS-Eintrag in die Umwelt – insbesondere in das Grund-
wasser – durch Abrieb von Rotorblättern oder andere Mechanismen. Zu-
dem liegen zum tatsächlichen Umfang des Materialabriebs von Windrä-
dern unterschiedliche und voneinander abweichende Schätzungen vor.
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Zur Reduzierung von PFAS-Umwelteinträgen setzt sich die Bundes-
regierung im Rahmen der REACH-Verordnung für eine differenzierte 
Regulierung von PFAS ein. Die PFAS sollen überall dort ersetzt werden, 
wo Alternativen verfügbar oder absehbar sind. Wo dies nicht der Fall ist, 
sollen entsprechende Ausnahmen, Übergangsfristen oder andere Maß-
nahmen greifen.

179. Abgeordneter
Lukas Benner
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wurden in Deutschland bislang Ausnahmen im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 4 der Richtlinie 
2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei 
bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 
bzw. auf Grundlage entsprechender nationaler 
Umsetzungen erteilt, und falls ja, welche?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carsten Träger 
vom 9. Dezember 2025

Ja, in Deutschland wurden Ausnahmen von der Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gewährt, für die im Recht der 
Europäischen Union Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie 2011/92/EU 
(UVP-Richtlinie) die Grundlage bildet. Gemäß Artikel 2 Absatz 4 Satz 1 
der UVP-Richtlinie können Mitgliedstaaten in Ausnahmefällen ein be-
stimmtes Projekt von den Bestimmungen der UVP-Richtlinie ausneh-
men, wenn sich die Anwendung dieser Bestimmungen nachteilig auf 
den Zweck des Projekts auswirken würde, jedoch unter der Vorausset-
zung, dass die Ziele der UVP-Richtlinie verwirklicht werden. Um zu er-
möglichen, dass die Vollzugsbehörden der Länder bei bestimmten statio-
nären schwimmenden Anlagen zur Einfuhr, Entladung, Lagerung und 
Wiederverdampfung verflüssigten Erdgases (LNG) und den hierfür er-
forderlichen Anbindungsleitungen, Gewässerausbauten, Gewässerbenut-
zungen sowie Dampf- oder Warmwasserpipelines von dieser Möglich-
keit Gebrauch machen, wurde mit § 4 des Gesetzes zur Beschleunigung 
des Einsatzes verflüssigten Erdgases vom 24. Mai 2022 eine entspre-
chende Umsetzungsnorm geschaffen. Diese Vorschrift war befristet und 
ist mit Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft getreten. Die gewährten 
Ausnahmen betrafen die Standorte in Brunsbüttel, Wilhelmshaven, Sta-
de/Bützfleth, Mukran und Lubmin.

180. Abgeordneter
Danny Meiners
(AfD)

Ist nach Kenntnis der Bundesregierung geplant, 
angesichts der derzeitigen geopolitischen Lage 
mehr Kapazitäten für die Überwachung der radio-
aktiven Belastungen im Meer zu schaffen, und 
wenn ja, wann, und wo genau, und wenn nein, 
warum nicht?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 8. Dezember 2025

Die Überwachung der Radioaktivität in Nord- und Ostsee erfolgt in 
Deutschland im Rahmen des Integrierten Mess- und Informationssys-
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tems (IMIS) von Bund und Ländern. Das IMIS dient der großräumigen 
und kontinuierlichen Überwachung der Umweltradioaktivität und ist ein 
zentraler Baustein des Notfallmanagementsystems des Bundes zur Be-
wältigung radiologischer Gefahrenlagen.
Umfassende Änderungen der Kapazitäten des IMIS werden derzeit als 
nicht notwendig erachtet.

181. Abgeordneter
Raimond Scheirich
(AfD)

Wie gedenkt die Bundesregierung vor dem Hin-
tergrund der Feststellungen des Bundesrech-
nungshofes in seinem Bericht nach § 99 der Bun-
deshaushaltsordnung zur Steuerung des Klima-
schutzes in Deutschland (Bundestagsdrucksache 
20/1150), wonach sie eine belastbare Datengrund-
lage über die bei ihren Förderprogrammen ge-
planten und erzielten Treibhausgasminderungen 
schaffen muss, sowie ihrer Antworten auf die 
Kleinen Anfragen der Fraktion der FDP auf den 
Bundestagsdrucksachen 20/14632 und 20/14691 
die Datengrundlage in Bezug auf die bei nationa-
len und internationalen, insbesondere im Ausland 
im Bereich erneuerbare Energien geförderten Pro-
jekten erzielten Treibhausgas-Einsparmengen und 
die entsprechenden CO2-Vermeidungskosten so 
weiterzuentwickeln, dass künftig eine Nachvoll-
ziehbarkeit der Klimawirkung und Wirtschaftlich-
keit dieser Maßnahmen gewährleistet ist, insbe-
sondere durch eine systematische Erfassung der 
jeweils geplanten und erzielten Treibhausgas-Ein-
sparmengen sowie der daraus ableitbaren CO2-
Vermeidungskosten in allen Förderprogrammen 
des Bundes mit Klimaschutzbezug, deren im Rah-
men dieser Programme erhobene Daten ein-
schließlich ihres jeweiligen Anteils am Gesamt-
volumen der Klimaschutzinvestitionen des Bun-
des zentral zusammengeführt und dem Deutschen 
Bundestag zugänglich gemacht werden, auch vor 
dem Hintergrund der jüngst von Deutschland zu-
gesagten umfangreichen Investitionen im Rahmen 
der Initiative „Scaling up Renewables in Africa“?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 12. Dezember 2025

Die Bundesregierung hat seit dem Jahr 2022, dem Jahr der Veröffent-
lichung des Berichts des Bundesrechnungshofs nach § 99 der Bundes-
haushaltsordnung (BHO), umfangreiche Voraussetzungen zur Datenver-
fügbarkeit geschaffen und die methodischen Hinweise zur Ermittlung 
der Treibhausgas-Fördereffizienz im Kontext der Berichterstattung zum 
Klima- und Transformationsfonds (KTF) überarbeitet. Grundsätzlich ist 
zwischen Fördermaßnahmen mit direkter und indirekter Treibhausgas-
minderung zu differenzieren.
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Sofern möglich, werden auf Projektebene Daten zu direkten und ggf. 
auch zu indirekten Treibhausgasminderungen erhoben und auf Ebene 
des Förderprogramms kumuliert. Die Berichterstattung erfolgt u. a. im 
KTF-Bericht. Das gilt sowohl für nationale als auch für internationale 
Förderprogramme.
Im Übrigen wird auf die Antworten der Bundesregierung auf die Klei-
nen Anfragen der Fraktion der FDP auf den Bundestagsdrucksachen 
20/14632 und 20/14691 verwiesen.

182. Abgeordnete
Katrin Uhlig
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wann wird die Bundesregierung den nationalen 
Klima-Sozialplan gemäß den Vorgaben zum 
Europäischen Klima-Sozialfonds bei der Europä-
ischen Kommission einreichen, nachdem die Frist 
am 30. Juni 2025 verstrichen ist, und welche in-
haltlichen Schwerpunkte sind im Plan vorge-
sehen, insbesondere hinsichtlich der angekündig-
ten Ausweitung bestehender Maßnahmen (bitte 
die wesentlichen Maßnahmen, deren Umfang und 
Finanzierung konkret benennen)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 10. Dezember 2025

Die Bundesregierung arbeitet am nationalen Klima-Sozialplan. Die 
Struktur und die Inhalte des Klima-Sozialplans sind in Anhang V der 
Verordnung (EU) 2023/955 zur Einrichtung eines Klima-Sozialfonds 
und zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/1060 festgelegt. Die Bun-
desregierung stellt sicher, dass die Maßnahmen, die in den Klima-Sozi-
alplan aufgenommen werden, den Vorgaben der Verordnung genügen. 
Welche Maßnahmen in den Klima-Sozialplan aufgenommen werden, ist 
Teil der Beratungen innerhalb der Bundesregierung.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Gesundheit

183. Abgeordnete
Dr.  Christina 
Baum
(AfD)

Ist der Bundesregierung bekannt, dass die Abfol-
ge von 19 Nukleotiden um die Furin-Spaltstelle 
von SARS-CoV-2 exakt mit der Reihenfolge in 
einem Patent von Moderna mit Patentanmeldung 
am 4. Februar 2016 übereinstimmt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge 
vom 11. Dezember 2025

Die Bundesregierung verfügt über keine entsprechenden Erkenntnisse.
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184. Abgeordneter
Dr.  Janosch 
Dahmen
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche aktuellen Erkenntnisse liegen der Bundes-
regierung über die aktive Nutzung und den Ge-
samtanteil nicht ECC-fähiger elektronischer Heil-
berufsausweise (eHBA), Institutionskarten (SMC-
B) und Kartenterminals vor, die ab dem 30. Juni 
2026 nicht mehr einsatzfähig sein werden (bitte 
nach Sektoren aufschlüsseln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge 
vom 8. Dezember 2025

Die gematik geht davon aus, dass spätestens bis zum 30. Juni 2026 alle 
nicht ECC-fähigen Karten ausgetauscht werden. Kartenterminals sind 
vom Austausch nicht betroffen.

185. Abgeordneter
Dr.  Janosch 
Dahmen
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Seit wann wusste die Bundesregierung über die 
Probleme beim Tausch der Heilberufsausweise 
und SMC-B-Karten mit RSA-Verschlüsselung 
Bescheid, und warum hat sich die Bundesregie-
rung nicht frühzeitiger eingeschaltet, um die aktu-
elle Fristverschiebung zu vermeiden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge 
vom 8. Dezember 2025

Die gematik hat den Austausch der Karten im Verlauf des Jahres 2025 
eng begleitet und die Fortschritte mit allen Gesellschaftern beraten. So-
mit wurde auch das Bundesministerium für Gesundheit regelmäßig über 
den aktuellen Stand informiert.

186. Abgeordneter
Dr.  Janosch 
Dahmen
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Risikoanalyse hat das Bundesministerium 
für Gesundheit zum Austausch von RSA- auf 
ECC-fähige Geräte erstellt, und welche Notfall- 
oder Übergangsmaßnahmen hatte sie vorgesehen, 
bevor eine Fristverschiebung auf den 30. Juni 
2026 erwirkt wurde?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge 
vom 8. Dezember 2025

Das Bundesministerium für Gesundheit hat nach Auftreten der ersten 
Anzeichen für einen zeitlichen Engpass frühzeitig Gespräche mit den 
relevanten Akteuren geführt, auch um die Option einer Fristverlänge-
rung zu diskutieren. Dies erfolgte parallel zu intensiven kommunikati-
ven Maßnahmen mit dem Ziel, die entsprechenden Komponenten 
schnellstmöglich zu tauschen.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 125 – Drucksache 21/3236



187. Abgeordneter
Dr.  Janosch 
Dahmen
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche fachlichen, organisatorischen und sicher-
heitsrelevanten Konsequenzen sieht die Bundes-
regierung daraus, dass Leistungserbringer und 
Einrichtungen des Gesundheitswesens aufgrund 
der verzögerten Umstellung weiterhin nicht mit 
dem höchsten verfügbaren Sicherheitsstandard 
auf die Telematikinfrastruktur (TI) zugreifen, und 
welche zusätzlichen Risiken für die Weiterent-
wicklung, Einführung und fristgerechte Anwen-
dung weiterer TI-Dienste und -Verfahren ergeben 
sich nach Einschätzung der Bundesregierung aus 
der aktuellen Fristverschiebung?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge 
vom 8. Dezember 2025

Das Bundesministerium für Gesundheit fordert alle Beteiligten auf, un-
verzüglich eine Umstellung auf die neuen Verschlüsselungsverfahren 
vorzunehmen. Gleichwohl wurde keine Gefahr für die Telematikinfra-
struktur oder Risiken für die Weiterentwicklung, Einführung und fristge-
rechte Anwendung weiterer TI-Dienste und -Verfahren durch die Anpas-
sung der Frist identifiziert.

188. Abgeordneter
Rocco Kever
(AfD)

Inwieweit wird die Bundesregierung – nachdem 
der Deutsche Bundestag am 28. November 2025 
den Haushalt 2026 mit einem zinslosen Darlehen 
von 3,2 Mrd. Euro an die gesetzliche Pflegever-
sicherung (davon 1,7 Mrd. Euro erst in der Berei-
nigungssitzung beschlossen) endgültig verab-
schiedet hat – der Öffentlichkeit und dem Parla-
ment einen verbindlichen Rückzahlungsplan für 
dieses Darlehen vorlegen, obwohl der Spitzenver-
band der gesetzlichen Krankenversicherungen so-
wie der haushaltspolitische Sprecher der Fraktion 
der CDU/CSU, Christian Haase, bereits öffentlich 
einräumen, dass damit lediglich eine akute Fi-
nanznot gelindert und keine strukturellen Proble-
me gelöst werden, und warum wurde diese kurz-
fristige und aus Sicht der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN „Hau-Ruck-Aktion“ ohne vorheri-
ge Offenlegung realistischer Rückzahlungsszena-
rien und der damit einhergehenden dauerhaften 
Mehrbelastung der Steuerzahler durchgeführt 
(vgl. www.zeit.de/gesundheit/2025-11/pflegeversi
cherung-bundesregierung-darlehen-gesundheitspo
litilk-haushalt)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels 
vom 9. Dezember 2025

Der Haushaltsgesetzgeber hat in § 13 Absatz 7 Satz 2 des Haushaltsge-
setzes 2026 die Rückzahlung des Darlehens geregelt.
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189. Abgeordneter
Dr.  Sebastian 
Schäfer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie hoch ist die Summe aller bereits ausgezahlten 
sowie geplanten Darlehen inklusive Rückzahlfris-
ten an die gesetzliche Krankenversicherung, so-
ziale Pflegeversicherung und Bundesagentur für 
Arbeit insgesamt (bitte nach Trägern aufschlüs-
seln)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge 
vom 8. Dezember 2025

Die Summe der bereits ausgezahlten und der geplanten Darlehen des 
Bundes an die gesetzliche Krankenversicherung (GKV), die soziale 
Pflegeversicherung (SPV) und die Bundesagentur für Arbeit (BA) sowie 
die geltenden bzw. vorgesehenen Rückzahlfristen dieser Darlehen kön-
nen der nachfolgenden Tabelle entnommen werden:
ausgezahlte 

Darlehen
geplante 
Darlehen

Rückzahlungsfristen

GKV 3,3 Mrd. Euro 
(kumuliert in den 
Jahren 2023 und 2025)

2,3 Mrd. Euro 
(im Jahr 2026)

jeweils 1 Mrd. Euro in den Jahren 2029 bis 
2032 sowie 1,6 Mrd. Euro im Jahr 2033 
(jeweils bis Jahresende)

SPV 1,5 Mrd. Euro 
(kumuliert in den 
Jahren 2022 und 2025)

3,2 Mrd. Euro 
(im Jahr 2026)

0,5 Mrd. Euro im Jahr 2023 (erfolgt) 
und 0,5 Mrd. Euro im Jahr 2028, jeweils 
0,74 Mrd. Euro in den Jahren 2029 bis 
2033 (jeweils bis Jahresende)

BA rund 6,2 Mrd. Euro 
(kumuliert in den Jah-
ren 2025 und 2026)

rund 2,25 Mrd. Euro bis Ende des Jahres 
2026 und rund 3,97 Mrd. Euro bis Ende 
des Jahres 2027

Quellen: GKV: § 12 Absatz 4 Satz 1 des Haushaltsgesetzes 2023, § 13 Absatz 4 des Haushaltsgesetzes 2025, § 13 Absatz 4 und 5 des 
Haushaltsgesetzes 2026 (vom Deutschen Bundestag am 28. November 2025 beschlossener Gesetzentwurf der Bundesregierung)
SPV: § 12 Absatz 4a des Haushaltsgesetzes 2022. § 13 Absatz 6 des Haushaltsgesetzes 2025, § 13 Absatz 7 des Haushaltsgesetzes 2026 
sowie Beschluss des Haushaltsausschusses vom 13. November 2025
BA: Kurzfassung Haushaltsplan der BA 2026

190. Abgeordneter
Kay-Uwe Ziegler
(AfD)

Welche Annahmen zu freiwilligen Verhaltensän-
derungen der Bevölkerung sowie zu empfohlenen 
Maßnahmen von Bund und Ländern wurden in 
den im März 2020 genutzten epidemiologischen 
Modellierungen des Robert Koch-Instituts – ein-
schließlich der darin referenzierten Modellierun-
gen des Imperial College – getroffen, und wie 
wurden diese Annahmen hinsichtlich ihres Ein-
flusses auf die Infektionsdynamik quantifiziert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels 
vom 9. Dezember 2025

Die Modellierung von Beispielszenarien der SARS-CoV-2-Epidemie 
2020 in Deutschland wurde am 20. März 2020 auf der Internetseite des 
Robert Koch-Instituts (RKI) veröffentlicht. Zielstellung war, mögliche 
Epidemieverläufe unter der Annahme zu modellieren, dass nur Basis-
maßnahmen ergriffen werden (Isolation Erkrankter und Quarantäne von 
Kontaktpersonen).
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Als Intervention wurde die Isolation von an COVID-19 erkrankten Men-
schen, die durchschnittlich vier Tage nach Symptombeginn ein positives 
Testergebnis erhalten hatten und sich daraufhin isolierten, und die Qua-
rantäne von engen Kontaktpersonen dargestellt. Es wurde gezeigt, dass 
sich ein sehr hoher Anteil von Infizierten isolieren und gleichzeitig ein 
sehr hoher Anteil der engen Kontaktpersonen in Quarantäne begeben 
müssten, um unter den angenommenen Bedingungen (keine vorbeste-
hende Immunität, eine sehr vorsichtig angenommene Reproduktionsrate 
von R_0 = 2) die Ausbreitung von SARS-CoV-2 in Deutschland so zu 
verlangsamen, dass es nicht zu einer massiven Überlastung des Gesund-
heitssystems kommt. Daraus wurde geschlussfolgert, dass „allgemeine 
kontaktreduzierende Maßnahmen“ erforderlich sind.

191. Abgeordneter
Kay-Uwe Ziegler
(AfD)

Welche beim Paul-Ehrlich-Institut vorliegenden 
tabellarischen Übersichten enthalten die jähr-
lichen Meldungen zu Verdachtsfällen schwer-
wiegender Nebenwirkungen im Sinne des § 4 Ab-
satz 13 des Arzneimittelgesetzes sowie die gemel-
deten Verdachtstodesfälle für Impfstoffe in den 
Jahren 2003 bis 2019 einschließlich der jeweils 
zugrunde liegenden Impfstoffabsatz- bzw. Impf-
stoffverbrauchszahlen, und in welcher Form kön-
nen diese Übersichten dem Deutschen Bundestag 
zur Verfügung gestellt werden?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Tino Sorge 
vom 9. Dezember 2025

Seit dem Jahr 2010 veröffentlicht das Paul-Ehrlich-Institut (FEI) regel-
mäßig eine Zusammenfassung der gemeldeten Verdachtsfälle nach Imp-
fung in dem Bulletin zur Arzneimittelsicherheit (abrufbar unter www.pe
i.de/DE/newsroom/veroffentlichungen-arzneimittel/bulletin-arzneimittel
sicherheit/bulletin-arzneimittelsicherheit-inhalt.html). In den Berichten 
werden rückwirkend für den entsprechenden Berichtszeitraum alle an 
das PEI berichteten Verdachtsmeldungen einer Nebenwirkung inklusive 
Todesfallmeldungen diskutiert.
Das PEI stellt auf seiner Internetseite in tabellarischer Form sowohl Ver-
dachtsfallmeldungen von Impfreaktionen und Impfkomplikationen nach 
Anwendung von Impfstoffen (außer COVID-19-Impfstoffe) von dem 
Jahr 2000 bis 2023, als auch zu allen Verdachtsfallmeldungen zu den zu-
gelassenen COVID-19-Impfstoffen seit 27. Dezember 2020, aktuell bis 
inklusive 31. Dezember 2024 bereit, abrufbar unter www.pei.de/DE/arzn
eimittelsicherheit/pharmakovigilanz/uaw-daten/uaw-daten-node.html. 
Das PEI führt routinemäßig keine zusätzlichen Listen oder tabellari-
schen Übersichten zu den Meldungen von Verdachtsfällen, in denen To-
desfälle nach Arzneimittelgabe oder Impfung berichtet wurden bzw. in 
denen die berichtete(n) Nebenwirkung(en) als schwerwiegend im Sinne 
des § 4 Absatz 13 des Arzneimittelgesetzes (AMG) definiert wurden.
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192. Abgeordneter
Kay-Uwe Ziegler
(AfD)

Auf welcher gesetzlichen Grundlage wurden seit 
Frühjahr 2020 Todesfälle mit positivem SARS-
CoV-2-Nachweis in die COVID-19-Meldestatistik 
aufgenommen, obwohl die unmittelbare Todesur-
sache in der Meldung nach dem Infektionsschutz-
gesetz fehlt, und beabsichtigt die Bundesregie-
rung, die Definition des „Todes in Bezug auf 
COVID-19“ im Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
aufzunehmen und somit zu präzisieren, um künf-
tig eine bundesweit einheitliche Abgrenzung zu 
ermöglichen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels 
vom 11. Dezember 2025

Nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe t des Infektionsschutz-
gesetzes (IfSG) ist der Tod in Bezug auf COVID-19 meldepflichtig. Die 
bei der Meldung aufzuführenden Angaben sind in § 9 IfSG festgelegt. 
Nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c und d IfSG werden 
sowohl der Tag des Todes als auch der Untersuchungsbefund von den 
Gesundheitsämtern an die zuständige Landesbehörde und an das Robert 
Koch-Institut übermittelt. Eine weitergehende Präzisierung ist nicht er-
forderlich.

193. Abgeordneter
Kay-Uwe Ziegler
(AfD)

Wie bewertet die Bundesregierung rückblickend 
die Aussagekraft der veröffentlichten COVID-19-
Sterbezahlen vor dem Hintergrund, dass laut Mel-
destatistik des Robert Koch-Instituts die Mehrheit 
der Fälle als „an COVID-19“ klassifiziert wird, 
jedoch keine systematische Todesursachenüber-
mittlung erfolgt, und plant sie, die IfSG-Meldun-
gen mit der Todesursachenstatistik des Statisti-
schen Bundesamtes zu verknüpfen, um eine bes-
sere Evidenzbasis zu schaffen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels 
vom 11. Dezember 2025

Für die Bewertung der epidemiologischen Situation hat das Robert 
Koch-Institut (RKI) während der gesamten COVID-19-Pandemie Sur-
veillancedaten aus verschiedenen Datenquellen genutzt. Die Anzahl der 
Todesfälle, die über das Meldesystem gemäß Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) erfasst wurden, war unter Berücksichtigung der bekannten Limi-
tationen eine wichtige Information für die Bewertung der Lage. Diese 
Angaben wurden u. a. durch Daten zur Krankheitsschwere aus der synd-
romischen Surveillance akuter respiratorischer Erkrankungen sowie Da-
ten zur Übersterblichkeit ergänzt; siehe Wochenberichte des RKI, abruf-
bar unter: www.rki.de/DE/Themen/Infektionskrankheiten/Infektionskran
kheiten-A-Z/C/COVID-19-Pandemie/Situationsberichte/Wochenbericht/
Wochenberichte.html. Daten aus einem dem vom Bundesministerium 
für Gesundheit geförderten Projekt „Deutsches Register für COVID-19-
Obduktionen“ zeigen zudem, dass bei den bis Oktober 2021 in das Re-
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gister eingetragenen Obduktionsfällen in 86 Prozent die zugrundeliegen-
de Todesursache COVID-19 war.
Die Daten der Todesursachenstatistik werden vom Statistischen Bundes-
amt im Spätsommer eines Jahres für das Vorjahr veröffentlicht. Die Da-
ten werden aggregiert veröffentlicht. Somit kann keine einzelfallbezoge-
ne Verknüpfung der Daten der Verstorbenen aus der Todesursachensta-
tistik mit den IfSG-Meldungen erfolgen.

194. Abgeordneter
Kay-Uwe Ziegler
(AfD)

Wie viele der dem Robert Koch-Institut gemelde-
ten COVID-19-Todesfälle wurden nach Kenntnis 
der Bundesregierung durch die Gesundheitsämter 
als „an COVID-19 verstorben“ und wie viele als 
„mit SARS-CoV-2 infiziert verstorben“ klassifi-
ziert, und welche Möglichkeiten sieht die Bundes-
regierung, die Meldepflichten nach den §§ 6 und 
11 des Infektionsschutzgesetzes künftig um An-
gaben zur im Totenschein dokumentierten Todes-
ursache zu ergänzen, damit diese Unterscheidung 
systematisch erfolgen kann?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels 
vom 9. Dezember 2025

Bei 78 Prozent der für die Meldejahre 2020 bis 2024 gemäß Referenzde-
finition an das Robert Koch-Institut übermittelten verstorbenen 
COVID-19-Fälle war angegeben, dass sie aufgrund von COVID-19 ver-
storben sind (Datenstand Infektionsepidemiologisches Jahrbuch 2024: 
1. März 2025). Eine Ergänzung der Meldepflicht nach den §§ 6 und 11 
des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) wird nicht befürwortet. Die Erfas-
sung der Angaben auf dem Totenschein zu Todesursachen und den Um-
ständen des Todes erfolgt nach Maßgabe des Bevölkerungsstatistikge-
setzes durch die statistischen Ämter der Länder und das Statistische 
Bundesamt. Das Statistische Bundesamt stellt die Ergebnisse jährlich in 
einer Todesursachenstatistik zur Verfügung.

195. Abgeordneter
Kay-Uwe Ziegler
(AfD)

Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um bei zukünftigen Pandemien anonymisierte To-
desursachendaten schneller verfügbar zu machen, 
und gehört hierzu die flächendeckende Einfüh-
rung einer bundeseinheitlichen elektronischen To-
desbescheinigung (eTB) und eine Anpassung des 
Infektionsschutzgesetzes, damit relevante Inhalte 
des vertraulichen Totenscheinteils (z. B. infektio-
logische Angaben) datenschutzkonform an das 
Robert Koch-Institut übermittelt werden können?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Georg Kippels 
vom 10. Dezember 2025

Die Einführung elektronischer Meldewege und elektronischer Todesbe-
scheinigungen liegen in der Gesetzgebungs- und Vollzugskompetenz der 
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Länder (Anpassung der Bestattungsgesetzgebung, Vereinheitlichung der 
Todesfallerfassung, Einführung einer elektronischen Todesbescheini-
gung, Verbesserung der ärztlichen Aus-, Weiter- und Fortbildung, Ein-
führung entsprechender Meldepflichten). Das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) hat ein Projekt zur Pilotierung einer elektronischen 
Todesbescheinigung und zur Einführung eines einheitlichen Kerndaten-
satzes gefördert. Die Ergebnisse sind auf der Internetseite des BMG 
(www.bundesgesundheitsministerium.de/service/publikationen/details/et
b.html), des Statistischen Bundesamtes (www.destatis.de/DE/Methoden/
WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2025/03/pilotierung-elektronische-to-d
esbescheinigung-032025.html) sowie des Bundesinstituts für Arzneimit-
tel und Medizinprodukte (www.bfarm.de/DE/Kodiersysteme/Kooperatio
nen-und-Projekte/eTB-Pilotierung/_node.html) abrufbar.
Das Infektionsschutzgesetz (IfSG) sieht in Bezug auf die meldepflichti-
gen Krankheiten nach § 6 IfSG bereits sehr kurze Melde- und Übermitt-
lungsfristen vor. So ist der Tod in Bezug auf die in § 6 IfSG genannten 
Krankheiten dem zuständigen Gesundheitsamt unverzüglich, spätestens 
jedoch innerhalb von 24 Stunden, namentlich zu melden. Zu der Mel-
dung des Todes in Bezug auf die Krankheit (gegebenenfalls auch als 
Nachmeldung) ist auch die ärztliche Person verpflichtet, die die Todes-
bescheinigung ausstellt. Das Gesundheitsamt übermittelt die Daten nach 
Bewertung anhand der Falldefinition und Vervollständigung spätestens 
am folgenden Arbeitstag der zuständigen Landesbehörde. Diese über-
mittelt die Daten spätestens am folgenden Arbeitstag an das Robert 
Koch-Institut. Eine Änderung des IfSG ist insoweit nicht geplant.

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Landwirtschaft, Ernährung und Heimat

196. Abgeordnete
Ina Latendorf
(Die Linke)

Ergibt sich für die Bundesregierung mit Blick auf 
die Stellungnahme der Deutschen Juristischen 
Gesellschaft für Tierschutzrecht (DJGT) e. V. aus 
dem Zusammenhang zwischen Akkordlöhnen und 
Stückzahlprämien und Fehlbetäubungen bei der 
Schlachtung in Schlachthöfen ein Bedarf für ge-
setzliche Initiativen, und wenn ja, welche, und 
wenn nein, warum nicht 
(24_02_29_DJGT_StN_Ref_E_TierSchG_Verba-
endeanh_2_2024_FINAL.pdf, S. 21)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher 
vom 10. Dezember 2025

Im Koalitionsvertrag der regierungstragenden Fraktionen ist vereinbart, 
den Tierschutz zu stärken und – als eine von mehreren Maßnahmen in 
diesem Zusammenhang – die Videoüberwachung auf Schlachthöfen zu 
prüfen. Das Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Hei-
mat (BMLEH) ist der Auffassung, dass die Videoüberwachung die zu-
ständigen Landesbehörden in ihrer Aufgabe unterstützen kann, die Ein-
haltung der Tierschutzvorschriften in Schlachthöfen zu kontrollieren und 
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gegen etwaige Verstöße wirksam vorzugehen. Dies umfasst insbesonde-
re auch Verstöße gegen die geltende Vorschrift, Tiere so zu betäuben, 
dass sie schnell und unter Vermeidung von Schmerzen oder Leiden in 
einen bis zum Tod anhaltenden Zustand der Wahrnehmungs- und Emp-
findungslosigkeit versetzt werden. Derzeit laufen im BMLEH die Vorbe-
reitungen, um einen Gesetzentwurf zur Einführung der Videoüber-
wachung innerhalb der Bundesregierung abzustimmen.

197. Abgeordnete
Ina Latendorf
(Die Linke)

Welche gesetzlichen Maßnahmen strebt die Bun-
desregierung an, um nach den Ergebnissen des 
Ernährungsreports 2025 in den Jahren 2026 und 
2027 die regionale Wertschöpfung auf dem Le-
bensmittelsektor signifikant zu verbessern (vgl. 
www.bmleh.de/SharedDocs/Downloads/DE/Bros
chueren/ernaehrungsreport-2025.pdf?__blob=pub
licationFile&v=4, Teil 5, S. 12)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher 
vom 8. Dezember 2025

Aufgrund der Bezugnahme auf Teil 5 des Ernährungsreports 2025 des 
Bundesministeriums für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
(BMLEH) wird Ihre Frage dahingehend verstanden, dass diese auf ge-
setzliche Maßnahmen der Bundesregierung zur Förderung der Nachfra-
ge nach regionalen Lebensmitteln abzielt.
Das BMLEH vertritt die Position, dass Verbraucherinnen und Verbrau-
cher selbst entscheiden, was auf den Teller kommt. Das Ziel des 
BMLEH ist es, die Verbraucherinnen und Verbraucher in die Lage zu 
versetzen, informierte Entscheidungen zu treffen, die ihrer persönlichen 
Verantwortung für die Ernährung gerecht werden, ohne die staatliche 
Verantwortung für die Gewährleistung von Sicherheit und Gesundheit 
zu vernachlässigen. Daher stehen gesetzliche Maßnahmen, die die mün-
digen Verbraucherinnen und Verbraucher zu einem vermehrten Einkauf 
von regionalen Lebensmitteln bewegen, nicht im Fokus der Bundes-
regierung.
Seit einigen Jahren ist eine zunehmende Aufmerksamkeit der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher und der Lebensmittelwirtschaft gegenüber 
regionalen Lebensmitteln zu beobachten. Vor diesem Hintergrund wurde 
in den Jahren 2011 bis 2013 mit Unterstützung des damaligen Bundes-
ministeriums für Ernährung und Landwirtschaft das freiwillige Deklara-
tionsfeld „Regionalfenster“ entwickelt. Seither unterstützt das BMLEH 
das privatwirtschaftliche „Regionalfenster“ auch weiterhin ideell. Eine 
solche transparente Regionalkennzeichnung ermöglicht es Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern, eine informierte Kaufentscheidung treffen zu 
können.
Daneben setzt sich das BMLEH mit weiteren Maßnahmen für die Stär-
kung regionaler Lebensmittel-Wertschöpfungsketten ein. Die Maßnah-
men des BMLEH zur Stärkung der Regionalvermarktung umfassen ins-
besondere den Förderbereich 3A der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK), Modell- und 
Demonstrationsvorhaben sowie Forschungsvorhaben im Rahmen des 
Bundesprogramms Ländliche Entwicklung und Regionale Wertschöp-
fung (BULEplus), Fördermaßnahmen im Rahmen des Bundespro-
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gramms Ökologischer Landbau (BÖL) sowie die fortgesetzte institutio-
nelle Förderung des Bundesverbandes der Regionalbewegung e. V. Auch 
mit dem „Modellregionenwettbewerb – Besser essen in der Region“ för-
dert das BMLEH unter anderem den Auf- und Ausbau regionaler Wert-
schöpfungsketten, insbesondere in der Gemeinschaftsverpflegung wie 
Mensen und Kantinen in Kitas, Schulen und Senioreneinrichtungen.

198. Abgeordnete
Dr.  Zoe Mayer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Plant die Bundesregierung, um ein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Deutschland abzuwenden 
und in Konsequenz auf Ausschussdrucksache 
21(10)35 vom 18. November 2025 (Ausschuss für 
Landwirtschaft, Ernährung und Heimat des Deut-
schen Bundestages) – wonach der überwiegende 
Anteil der in Deutschland gehaltenen Schweine 
kupiert werde und der Aktionsplan Kupierver-
zicht alleine nicht geeignet sei, das Kupieren voll-
ständig verzichtbar zu machen – die in dem 
Gesetzentwurf zur Änderung des Tierschutzgeset-
zes vom 24. Mai 2024 vorgesehenen Änderungen 
zum Schwänzekupieren bei Schweinen umzuset-
zen, und wenn nicht, warum nicht, und welche 
konkreten Maßnahmen werden stattdessen ergrif-
fen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher 
vom 12. Dezember 2025

Das routinemäßige Kupieren von Schwänzen bei Schweinen ist nach 
EU-Tierschutzrecht verboten. Das Verbot ist in § 6 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 3 in Verbindung mit § 5 Absatz 3 Nummer 3 sowie in § 6 Ab-
satz 5 des Tierschutzgesetztes in nationales Recht umgesetzt. Danach 
darf das Kupieren von Schwänzen nur im Einzelfall und nur dann erfol-
gen, wenn es für die vorgesehene Nutzung des Tieres zu dessen Schutz 
unerlässlich ist und diese Unerlässlichkeit nachgewiesen wurde. Aus 
einer Evaluierung des genannten Aktionsplans Kupierverzicht aus dem 
Jahr 2023 geht hervor, dass dieser Plan grundsätzlich dazu geeignet ist, 
diesen Nachweis der Unerlässlichkeit für das Schwänzekupieren zu er-
bringen.
Die Evaluierung kommt allerdings auch zu dem Schluss, dass der Ak-
tionsplan Kupierverzicht allein nicht dazu geeignet ist, um perspekti-
visch vollständig auf das Schwänzekupieren verzichten zu können. Die 
Bundesregierung ist daher mit den für den Vollzug der genannten tier-
schutzrechtlichen Regelungen zuständigen Ländern im Austausch zu der 
Frage, wie ein flächendeckender Verzicht auf das Schwänzekupieren bei 
Schweinen in Deutschland erreicht werden kann.
Vor diesem Hintergrund lässt sich derzeit nicht abschließend festhalten, 
ob und gegebenenfalls in welcher Form eine Anpassung der tierschutz-
rechtlichen Vorgaben erfolgen wird. Die genannten umfangreichen Vor-
arbeiten aus der vergangenen Legislaturperiode werden im Rahmen der 
Prüfung weiterer Schritte entsprechend einbezogen.
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199. Abgeordneter
Bernd Schattner
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wa-
rum der Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat Alois Rainer Bundeswehrü-
bungen auf Bauernhöfen durchführen sowie die 
Notfallreserve an landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen erhöhen will?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Silvia Breher 
vom 8. Dezember 2025

Grundsätzlich steht hinter den Forderungen des Bundesministers für 
Landwirtschaft, Ernährung und Heimat, Alois Rainer, die Einschätzung, 
dass naturbedingte Krisen und Sicherheitsrisiken, etwa im Rahmen des 
völkerrechtswidrigen Angriffskriegs gegen die Ukraine, zunehmen. Bis-
lang sind „Weiterverarbeitungsprozesse“, aber auch die gesamte Trans-
port-, Lager- und Verteillogistik kaum Teil der Notfallplanung. Daher 
hat er mit seinen Ausführungen unterstrichen, dass die Land- und Ernäh-
rungswirtschaft eine kritische Infrastruktur ist, die als solche – je nach 
Ausgestaltung der entsprechenden Übung – angemessen in Ernstfall- 
und Katastrophenübungen der Bundeswehr und der zivilen Behörden 
einzubeziehen ist.
Um in einer Krisensituation schnell Hilfeleistungen zu ermöglichen, hat 
der Bundesminister Alois Rainer außerdem vorgeschlagen, ergänzend 
sofort verzehrbare Lebensmittel zu bevorraten, die sich nur aufwärmen 
lassen müssen. Aktuell sind ein Großteil der Vorräte nicht sofort ver-
zehrfertig. Die eingelagerten landwirtschaftlichen Produkte sind erst zu 
Mahlzeiten zu verarbeiten und zuzubereiten und stehen damit nicht un-
mittelbar zur Verfügung.
Zu diesem Themenkomplex ist der Bundesminister Alois Rainer mit 
weiteren Mitgliedern der Bundesregierung im Austausch.

200. Abgeordneter
Stefan Seidler
(fraktionslos)

In welcher Höhe haben die Länder Schleswig-
Holstein und Mecklenburg-Vorpommern die von 
der Bundesregierung infolge der schweren Ost-
seesturmflut 2023 in den Haushaltsjahren 2024 
und 2025 im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ zusätzlich bereitgestellten Bundesmittel 
in Höhe von 50 Mio. Euro tatsächlich in An-
spruch genommen (bitte nach Jahren und Bundes-
ländern aufschlüsseln), und werden den Ländern 
etwaige Restmittel (Höhe ggf. nach Bundeslän-
dern bitte aufschlüsseln) auch im Haushaltsjahr 
2026 zur Verfügung stehen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Martina Englhardt-Kopf 
vom 8. Dezember 2025

Die Bundesregierung hatte den Ländern Schleswig-Holstein und Meck-
lenburg-Vorpommern infolge der Auswirkungen der Ostseesturmflut am 
20. und 21. Oktober 2023 die Inanspruchnahme von Ausgaberesten in 
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Höhe von 50 Mio. Euro zugesagt. Die Zusage wurde als einmalige Son-
derregelung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) mit Deckung aus dem 
Gesamthaushalt für die Jahre 2024 und 2025 gegeben. Schleswig-Hol-
stein hat daraus im Jahr 2024 28 Mio. Euro verausgabt und im Jahr 2025 
weitere 9,5 Mio. Euro beantragt, die auch zugewiesen wurden. Mecklen-
burg-Vorpommern hat hingegen keine Mittel in Anspruch genommen.
Zusätzlich haben die Länder innerhalb der GAK die Möglichkeit, lan-
desinterne Mittelumschichtungen im Rahmen von verfügbaren Haus-
haltsmitteln vorzunehmen. So können bestehende Minderausgaben aus 
Kapitel 1003 (GAK) der Titelgruppe 01 (Maßnahmen des allgemeinen 
Rahmenplans) zur Deckung von Mehrausgaben in der Titelgruppe 02 
(Maßnahmen des Küstenschutzes infolge des Klimawandels) genutzt 
werden.
Für das Jahr 2026 befindet sich der Beschluss des Planungsausschusses 
für Agrarstruktur und Küstenschutz (PLANAK) zur Mittelverteilung 
derzeit in Vorbereitung. Die Beschlussfassung gilt es daher zunächst ab-
zuwarten.

201. Abgeordneter
Niklas Wagener
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Schritte plant die Bundesregierung, um 
die abgeleiteten Parameter für die einzelnen Erhe-
bungspunkte der Vierten Bundeswaldinventur 
2022, für die bisher nur die gemessenen Para-
meter vorliegen, zeitnah und vollständig bereitzu-
stellen?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Martina Englhardt-Kopf 
vom 8. Dezember 2025

Die Basisdaten der Bundeswaldinventur können unter https://bwi.info/D
ownload/de/ abgerufen werden. Dort werden auch die abgeleiteten Para-
meter bereitgestellt. Derzeit ist allerdings prioritär die Kohlenstoffinven-
tur 2027 vorzubereiten. Deren Aufnahmen sollen im Frühjahr 2026 be-
ginnen.
Die Bereitstellung der abgeleiteten Parameter wird derzeit konzeptionell 
vorbereitet. Es wird eine stabile, zukunftsweisende Lösung entwickelt 
und ein neues System für eine automatische versionierte Datenableitung 
(aDa) aufgebaut. Dieses System ist portabel, ressourceneffizient, dezent-
ral und plattformunabhängig. Statt einer wiederholten aufwendigen 
Übertragung großer Datenbanken werden die Formeln zur Ableitung der 
Parameter übertragen.
Dies ermöglicht eine schnelle lokale Erzeugung der gewünschten Daten 
und eine automatisierte Aktualisierung der Ableitung. Die Arbeiten sol-
len bis Herbst des Jahres 2026 abgeschlossen sein.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

202. Abgeordneter
Rocco Kever
(AfD)

Aus welchen konkreten Haushaltstiteln, Sonder-
vermögen oder sonstigen Mitteln der Bundesrepu-
blik Deutschland werden die von der Bundesrepu-
blik Deutschland zugesagten über 2 Mrd. Euro für 
die Initiative „Scaling up Renewables in Africa“ 
finanziert (mit Angabe der entsprechenden Ein-
zelpläne, Kapitelnummern, Verpflichtungs-
ermächtigungen, Ausgabenansätze und geplanter 
zeitlicher Inanspruchnahme über die Haushalts-
jahre 2025 sowie ggf. 2026 bis 2029, vgl. https://g
ermany.representation.ec.europa.eu/news/geberko
nferenz-scaling-renewables-africa-155-milliarde
n-euro-fur-saubere-energie-afrika-2025-11-21-
0_de)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler 
vom 10. Dezember 2025

Die Bundesrepublik Deutschland trägt über den Einzelplan des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(Einzelplan 23) gut 2 Mrd. Euro zur „Scaling up Renewables in Africa“ 
(SURA)-Initiative bei. Dabei handelt es sich überwiegend um Kredite 
der KfW.
Im Einzelplan 23 werden bei der Technischen Zusammenarbeit und der 
Finanziellen Zusammenarbeit die Verpflichtungsermächtigungen ohne 
bestimmte Jahresfälligkeiten angegeben, so dass zur geplanten zeitlichen 
Inanspruchnahme keine verlässlichen Aussagen getätigt werden können.
Die einzelnen erfragten Angaben sind im Folgenden aufgelistet:

Titel/Herkunft Beitrag zu SURA
(in Mio. Euro)

Bilaterale Technische Zusammenarbeit 
(Kapitel 01; Titel 896 03)   115,87
Bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit – 
Darlehen (Kapitel 01; Titel 866 11)   162,00
Bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit – 
Zuschüsse (Kapitel 01; Titel 896 11)
(zu rund 84 Prozent gehebelte zinsverbilligte 
Kredite) 1.148,62
Finanzielle Zusammenarbeit mit Regionen 
(Kapitel 01; Titel 896 01)    28,00
Sonderinitiative Geflüchtete und Aufnahme-
länder (Kapitel 10; Titel 896 32)     2,40
KfW Förderkredit   500,00
Deutsche Investitions- und Entwicklungs-
gesellschaft (DEG)   106,50
Summe 2.063,39
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203. Abgeordnete
Jamila Schäfer
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Welche Auswirkungen sieht das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung durch die Kürzungen der internatio-
nalen Geberländer in der Entwicklungszusam-
menarbeit auf den Globalen Süden, und inwiefern 
haben sich Fluchtbewegungen in diesem Jahr im 
Vergleich zum Vorjahr verändert?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 9. Dezember 2025

Mittelkürzungen verschiedener Geber führen zu unterschiedlichen und 
teilweise tiefgreifenden Auswirkungen in der Entwicklungszusammen-
arbeit mit den Ländern des Globalen Südens. Diese sind von den Kür-
zungen bei bilateraler Zusammenarbeit und gleichzeitig von Kürzungen 
der Zahlungen an multilaterale Organisationen betroffen, deren Maßnah-
men ebenfalls eingeschränkt werden.
Hinsichtlich der Veränderungen der Fluchtbewegungen verweist die 
Bundesregierung auf den vom UNHCR herausgegebenen Mid-Year 
Trend Bericht 2025 (abrufbar unter www.unhcr.org/media/mid-year-tren
ds-2025).

204. Abg.
Lisa Schubert
(Die Linke)

Wie hoch waren zum Stichtag 31. Oktober 2025 
die umwandlungsfähigen FZ-Forderungen (For-
derungen aus der „Finanziellen Zusammenarbeit“ 
des Bundes) gegenüber den für die deutsche 
Schuldenumwandlungsfazilität infrage kommen-
den 28 Ländern mit den höchsten Werten (bitte 
nach Ländern auflisten)?

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bärbel Kofler 
vom 10. Dezember 2025

Von den grundsätzlich für die deutsche Schuldenumwandlungsfazilität 
infrage kommenden Ländern wiesen zum 31. Oktober 2025 die nachfol-
gend genannten 28 Länder die höchsten Gesamtvolumina an grundsätz-
lich umwandlungsfähigen Forderungen aus der Finanziellen Zusammen-
arbeit auf.

Land Gesamthöhe der grundsätzlich 
umwandlungsfähigen Forderungen 

aus der Finanziellen Zusammenarbeit 
in Mio. Euro

(exklusive Zinsen, Stand: 31.10.2025)
Ägypten 902,60
Indien 781,37
Indonesien 280,59
Vietnam 168,10
Côte d’Ivoire 161,06
Georgien 127,82
Jordanien 120,98
Usbekistan 110,87
Pakistan  93,39
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Land Gesamthöhe der grundsätzlich 
umwandlungsfähigen Forderungen 

aus der Finanziellen Zusammenarbeit 
in Mio. Euro

(exklusive Zinsen, Stand: 31.10.2025)
Türkei  85,04
Albanien  76,44
Peru  67,27
Armenien  54,88
Marokko  47,76
Kirgisistan  43,74
Guatemala  33,11
Bolivien  32,10
Honduras  27,90
Nicaragua  25,38
Philippinen  18,51
Domin. Republik  15,43
Kosovo   9,98
Nigeria   9,67
Montenegro   5,00
Kasachstan   4,61
Moldau, Rep.   4,19
Costa Rica   4,07
Jamaica   3,82

205. Abgeordneter
Uwe Schulz
(AfD)

Welche finanziellen Mittel wurden für die Durch-
führung der 6. Partnerschaftskonferenz zwischen 
Kommunen aus Deutschland und Subsahara-Afri-
ka 2025 (8. bis 11. September 2025 in Gießen) 
nach Kenntnis der Bundesregierung von der Ser-
vicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) 
sowie der Deutschen Gesellschaft für Internatio-
nale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH bereitgestellt, 
und in welcher Höhe jeweils (bitte um vollständig 
und getrennte Aufschlüsselung der durch SKEW 
und GIZ eingesetzten Mittel)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Johann Saathoff 
vom 9. Dezember 2025

Die 6. Partnerschaftskonferenz zwischen Kommunen aus Deutschland 
und Subsahara-Afrika (8. bis 11. September 2025 in Gießen) wurde von 
der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) von Engage-
ment Global im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung durchgeführt. Es liegt noch keine 
Schlussabrechnung vor, so dass noch keine Auskunft im Sinne der Fra-
gestellung gegeben werden kann.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen

206. Abgeordnete
Katalin Gennburg
(Die Linke)

Hat die Bundesregierung bereits Vorkehrungen 
getroffen, damit die im Rahmen des geplanten 
„Bau-Turbos“ vorgesehenen Regelungen die be-
stehenden kommunalen Steuerungsinstrumente 
der sozialen Bodenpolitik, z. B. Baulandmodelle 
wie das Berliner Modell der kooperativen Bau-
landentwicklung oder die Münchner Sozialge-
rechte Bodennutzung (SoBoN), die unter anderem 
verpflichtende Anteile für den sozialen Woh-
nungsbau sowie die Abschöpfung von Boden-
wertsteigerungen regeln, nicht aushebeln oder in 
ihrer Wirksamkeit beeinträchtigen, und wenn ja, 
welchen konkreten Regelungsgehalt umfassen 
diese?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 9. Dezember 2025

Mit dem am 30. Oktober 2025 in Kraft getretenen Gesetz zur Beschleu-
nigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung wurden in Be-
zug auf die Schaffung von Wohnraum weitreichende Abweichungsmög-
lichkeiten von den bauplanungsrechtlichen Vorgaben in das Baugesetz-
buch (BauGB) aufgenommen. Diese Abweichungsmöglichkeiten setzen 
voraus, dass die Gemeinde der Abweichung zustimmt. Die Gemeinde 
kann ihre Zustimmung insbesondere vom Abschluss eines städtebauli-
chen Vertrages abhängig machen, etwa auch hinsichtlich einer Verpflich-
tung des Vorhabenträgers zur Einhaltung der geltenden Förderbedingun-
gen der sozialen Wohnraumförderung. Ein Anspruch auf Zustimmung 
besteht nicht.

207. Abgeordnete
Katalin Gennburg
(Die Linke)

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
wie viele barrierefreie Wohnungen es bundesweit 
gibt, und wenn ja, wie lauten diese, und wie viel 
Bedarf an barrierefreien Wohnungen steht dem 
nach Kenntnis der Bundesregierung gegenüber?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 9. Dezember 2025

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 1 und 3 der 
Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bun-
destagsdrucksache 21/2488 verwiesen.
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208. Abgeordnete
Nicole Gohlke
(Die Linke)

Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Wohnsituation von Studierenden entwickelt 
(bitte für den aktuellsten Zeitpunkt und die Jahre 
2024, 2020, 2016, 2012 angeben: Anzahl Studie-
rende, Anzahl öffentlich geförderter Studieren-
denwohnheimplätze, durchschnittliche Angebots-
miete für eine Single-Wohnung und Höhe der 
BaföG-Wohnpauschale)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 9. Dezember 2025

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
21/1790 sowie auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An-
frage der Fraktion Die Linke auf Bundestagsdrucksache 21/2807 ver-
wiesen.
Daten zur Anzahl der Studierenden können der nachstehenden Tabelle 
entnommen werden:

Tabelle 1: Anzahl der Studierenden
Jahr Anzahl 

Studierende
2012 2.499.409
2016 2.807.010
2020 2.944.145
2024 2.864.122

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2025: Genesis Tabellen 21311-0001 und 21311-0010. 
Zugriff: www-genesis.destatis.de/genesis/online?operation=tables&levelindex=0&levelid=
1690549146529&sortdirection=auf&code=*21311*&kmaauswahl.x=0&kmaauswahl.y=0
#abreadcrumb [abgerufen am 2. Dezember 2025].

Zu öffentlich geförderten Studierendenwohnheimplätze wird auf Daten 
vom Deutschen Studierendenwerk verwiesen:

Tabelle 2: Anzahl öffentlich geförderter 
Studierendenwohnheimplätze

Jahr Anzahl öffentlich geförderter 
Studierendenwohnheimplätze

2012 228.522
2016 239.934
2020 239.058
2024 240.728

Quelle: Deutsches Studierendenwerk, 2024: Wohnraum für Studierende: Statistische Über-
sicht 2024. Zugriff: www.studierendenwerke.de/fileadmin/user_upload/241212_DSW_Wo
hnen24_web.pdf [abgerufen am 2. Dezember 2025].

Der Bundesregierung liegen keine durchschnittlichen Angebotsmieten 
für eine Single-Wohnung im Zeitverlauf vor.
Aus nachstehender Übersicht ist die Höhe der Wohnkostenpauschale für 
nicht bei den Eltern wohnende Studierende nach § 13 Absatz 2 Num-
mer 2 BAföG zu entnehmen.
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Tabelle 3: Übersicht Entwicklung Wohnkostenpauschale

Jahr Höhe der BAföG-Wohnkosten-
pauschale für Studierende, 
wenn nicht bei den Eltern 

wohnend
2012 224 Euro
2016 250 Euro
2020 325 Euro
2024 380 Euro

aktuell 380 Euro

209. Abgeordneter
Thomas Ladzinski
(AfD)

Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, ob 
Gebäude der Liegenschaft Schloss Bellevue mit 
Asbest belastet sind und ob sich durch eine sich 
daraus ergebende Asbest-Sanierung bei der anste-
henden Sanierung von Gebäuden der Liegen-
schaft Schloss Bellevue kosten- und zeitrelevante 
Risiken ergeben könnten?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 11. Dezember 2025

Für das Verwaltungsgebäude Bundespräsidialamt liegen keine Erkennt-
nisse über das Vorhandensein von Asbest vor. Asbest war in keiner un-
tersuchten Probe im Rahmen von Voruntersuchungen nachweisbar. Es 
wird nicht davon ausgegangen, dass mit asbesthaltigen Baustoffen zu 
rechnen ist.
Aufgrund der vorliegenden Untersuchungen konnte Asbest in vereinzel-
ten Bereichen des Schlosses nachgewiesen werden, wie zum Beispiel 
Asbestzement an einer Fensterbank in der alten Wache Süd oder in 
einem Raum als Wandputz. Diese Fundstellen von fest gebundenem As-
best sind auf einzelne Räume begrenzt.
Nach dem Auszug des Bundespräsidenten und vor dem Beginn der Ge-
samtbaumaßnahme sind weitere Beprobungen geplant.

210. Abgeordnete
Sahra Mirow
(Die Linke)

Welche als „Sonstige“ bezeichneten Zuwendungs-
empfänger werden im Rahmen des Kapitels 2501 
Titel 684 01 („Zuschüsse für zentrale Einrichtun-
gen, überregionale Maßnahmen und Modellvor-
haben für besondere gesellschaftliche Gruppen“, 
im Einzelplan 25, vgl. S. 12 auf www.bundeshaus
halt.de/static/daten/2025/soll/draft/epl25.pdf) Zu-
schüsse erhalten (bitte vollständig nach Zuwen-
dungsempfänger und Höhe der jeweiligen Zu-
schüsse aufschlüsseln), und sind zusätzliche Zu-
wendungsanträge im Rahmen dieses Titels mög-
lich?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Sören Bartol 
vom 9. Dezember 2025

In Kapitel 2501 Titel 684 01 „Zuschüsse für zentrale Einrichtungen, 
überregionale Maßnahmen und Modellvorhaben für besondere gesell-
schaftliche Gruppen“ sind im Haushaltsjahr 2026 1,25 Mio. Euro veran-
schlagt. Diese sind im Rahmen der durch Haushaltsvermerk für verbind-
lich erklärten Erläuterungen wie folgt festgelegt:

Zuwendungsempfänger Zuwendungshöhe
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungs-
losenhilfe e. V. (BAG W)

bis zu 750.000 Euro

Deutscher Verband für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung e. V.

bis zu 250.000 Euro

Sonstige bis zu 250.000 Euro

Unter „Sonstige“ sollen im Jahr 2026, sofern die zuwendungsrechtlichen 
Voraussetzungen vorliegen, nach aktueller Planung der Bundesverband 
Housing First e. V. mit bis zu 150.000 Euro sowie die Selbstvertretung 
wohnungsloser Menschen e. V. mit bis zu 100.000 Euro gefördert wer-
den.
Aufgrund begrenzt zur Verfügung stehender Haushaltsmittel, insbeson-
dere aufgrund der Absenkung der veranschlagten Mittel (2025: 2 Mio. 
Euro, 2026: 1,25 Mio. Euro) können zusätzliche Zuwendungsanträge im 
Rahmen des Titels aktuell nicht berücksichtigt werden.
Da im Fragetext der Haushaltsentwurf für 2025 verlinkt ist, wird die 
Antwort auch noch um das Haushaltsjahr 2025 erweitert.
Im Haushaltsjahr 2025 waren in Kapitel 2501 Titel 684 01 2 Mio. Euro 
für Zuwendungen veranschlagt. Gemäß den verbindlichen Erläuterungen 
wurden Mittel wie folgt vorgesehen:

Zuwendungsempfänger Zuwendungshöhe
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungs-
losenhilfe e. V. (BAG W)

bis zu 1.000.000 Euro 
(915.121 Euro 

beantragt)
Bundesverband Housing First e. V. bis zu 250.000 Euro 

(150.000 Euro 
beantragt)

Sonstige bis zu 750.000 Euro

Unter „Sonstige“ wurde der Deutsche Verband für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung e. V. mit 170.310,30 Euro gefördert. Wei-
tere Förderanträge wurden für 2025 nicht eingereicht.

Berlin, den 12. Dezember 2025
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Anlage zu Frage 10

BKE - Budgetkontrolle (BRUTTO) bezogen auf das Urbudget (13 am stärksten abweichende Kosten/Aufträge) 
Stand: 16.09.2025 Angaben in EURO 

Gewerk Urbudget Gesamtauftrag Abweichungen 

Summe Bauteile 222.109.739,83 234.111.941,40 -12.002.201,57 

übergeordnete Baulogistik 13.131.183,92 9.138.259,63 3.992.924,29 

Bauservice 3.274.101,50 1.694.173,18 1.579.928,32 

Baufeldfreimachung und Baugrube 42.997.001,36 49.132.607,07 -6.135.605,71 

Rohbauarbeiten - B2 54.692.745,61 52.968.740,63 1.724.004,98 

Fassaden Wintergärten 32.285.952,84 23.603.808,76 8.682.144,08 

Hoffassaden 24.144.458,11 18.246.961,43 5.897.496,68 

Beschusshemmende Fassaden 2.901.564,52 5.021.250,55 -2.119.686,03 

Fassadenpaket Teil III - Fassaden AN, AS, PuL, Hauptgebäude 150.392,46 9.403.889,19 -9.253.496,73 

Natursteinarbeiten Außenwandbekleidung 8.629.779,76 4.909.604,91 3.720.174,85 

Baustrom-Verbrauchskosten Vattenfall IDA 0,00 3.900.000,00 -3.900.000,00 

Wärmeversorgung, Verteilernetze, Heizflächen - Los 2 Sekund 4.271.222,52 7.611.447,48 -3.340.224,96 

Niederspannungsinstallationsanlagen 18.120.868,40 15.292.078,66 2.828.789,74 

Errichtung Südbrücke 17.510.468,83 33.189.119,91 -15.678.651,08 



Anlage zu Frage 132
Abfrage Kinder- und Jugendbeteiligungsmaßnahmen 

Ressort Kinder- und Jugendbeteiligungsmaßnahme auf Bundesebene im Jahr 2026

BMI / BpB Verstärker: AG Youth Space 2026 sowie Workshops für Jugendliche und Multiplikatoren

Die AG dient der Einbindung der Zielgruppe Jugendlicher in das Netzwerk Verstärker –  eine 

Plattform für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der politischen Bildung und Sozialen 

Arbeit. In 2026 sind zudem zehn partizpative Workshops für Jugendliche im Netzwerk 

Verstärker geplant. 

Jugendengagementkongress

Jährliche Veranstaltung vom 20.-24. Mai anlässlich des Tages der Verfassung mit 300 jungen 

Engagierten zwischen 16 und 23 Jahren in Berlin.

Jugenddemokratiepreis

Mit dem Jugenddemokratiepreis werden einmal pro Jahr junge Menschen ausgezeichnet, 

die sich mit ihrem Engagement in einer herausragenden Art und Weise für die Demokratie 

einsetzen.

BMBFSFJ Aufnahme von zwei Jugenddelegierten der DGVN in die Regierungsdelegation zur 

Frauenrechtskommission 2026 in New York.

Projekt youpaNvernetzt 

Aktive Jugendbeteiligung im nationalen Prozess zu Bildung für nachhaltige Entwicklung.



18. Kinder- und Jugendbericht und Bundesjugendkuratorium

Beteiligung junger Menschen an der Erstellung des 18. Kinder- und Jugendberichts und der

Arbeit des Bundesjugendkuratoriums unter Berücksichtigung der Qualitätsstandards für

Kinder- und Jugendbeteiligung.

Beteiligungsplattform

Informationen und Anmeldemöglichkeiten zu Formaten der Kinder- und Jugendbeteiligung 

werden ab 2026 für die Zielgruppe junger Menschen in einer digitalen 

Beteiligungsplattform dargestellt.

Nationaler Kinder- und Jugendgipfel.

Laut Koalitionsvereinbarung trägt der Gipfel dazu bei, dass sich junge Menschen an der 

Ausgestaltung einer künftigen Kinder- und Jugendpolitik der Bundesregierung beteiligen 

können. Der Gipfel wird vom 3. bis 5. Dezember 2026 in Bonn stattfinden.

Expertenkommission „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt“

Aktive Jugendbeteiligung in Form verschiedener Formate, u.a. Workshop im Rahmen 

Rahmen der Veranstaltung „Blick zurück und nach vorn – Wie geht es weiter mit Kinder- 

und Jugendbeteiligung auf Bundesebene“, fünf bundesweite Townhall-Workshops und 

Experten-Hearing Anfang 2026 mit jungen Menschen bzw. deren Interessensvertretungen.



Einrichtung eines Jugendbeirats im Bundesinstitut für Öffentliche Gesundheit (BIÖG) ab 

2026

Der Beirat wird aktuelle relevante Themen junger Menschen aufgreifen und gewährleisten, 

dass die Bedarfe, Meinungen und Anregungen von jungen Menschen bei der Umsetzung 

von Präventionsmaßnahmen Berücksichtigung finden. Insbesondere wird der Jugendbeirat 

vom BIÖG auch bei Maßnahmen zur Sexualaufklärung (§1 SCHKG) und zur Prävention 

sexualisierter Gewalt (§3 UBSKMG) eingesetzt. Bei letzterem ist die angemessene 

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Teil der gesetzlichen Umsetzung. 

Jugendforen der Partnerschaften für Demokratie

Zur Stärkung der Beteiligung von jungen Menschen an den Partnerschaften für Demokratie 

werden ein Jugendforum eingerichtet sowie Jugendfonds für selbstkonzipierte Projekte 

bereitgestellt. Das Jugendforum wird von Jugendlichen in einer selbst gewählten Form 

eigenständig organisiert und geleitet.

BMDS Fellowship "Internationale Digitalpolitik"

für junge Erwachsene im Alter zwischen 18 und 30 Jahren. 



BMUKN Das BMUKN wird im Jahr 2026 zahlreiche vielfältige Jugendbeteiligungsformate anbieten.

Diese reichen von Gesprächsformaten mit der Hausleitung und Fachreferaten des BMUKN 

über Jugenddelegiertenprogramme im Rahmen internationaler Konferenzen sowie projekt- 

und themenbezogene Beteiligung und weiteres. Beispiele:

Koordinierungsstelle Jugendbeteiligung in Klimafragen (https://jugendbeteiligung-

klima.dbjr.de/)

Jugenddelegierte für nachhaltige Entwicklung (https://jugenddelegierte.dbjr.de/) 

Jugendbeirat im Projekt Klima Campus (https://klimacampus.org/climate-

hero/jugendbeirat/). 

Auch die nachgeordneten Behörden des BMUKN bieten eigenverantwortlich 

unterschiedliche Formate an. 

BMLEH 4. Jugendpolitisches Forum  am 11./12. September 2026

Bei der Vorbereitung und Durchführung wird das  Feedback der Teilnehmenden der bisher

durchgeführten Jugendpolitischen Foren berücksichtigt.

BMZ Jugendbeirat des BMZ 

Der Jugendbeirat ist ein beratendes Gremium und besteht aus 16 Mitgliedern im Alter von 

16 bis 24 Jahren. Der Jugendbeirat beschäftigt sich zurzeit in verschiedenen Arbeitsgruppen 

unter anderem mit den Themen Menschenrechte, Jugend, Frieden und Sicherheit, Agenda 

2030 sowie sexuelle und reproduktive Rechte und Gesundheit. In ihrer Beratungsrolle für 

das BMZ nehmen die Mitglieder an ausgewählten Veranstaltungen teil und wirken an 

unterschiedlichen Prozessen im BMZ mit. 



Durchführung von zwei BMZ-Dialogwerkstätten mit Schülerinnen und Schülern zu den 

Themen Entwicklungspolitisches Engagement, Partizipation von Kindern und Jugendlichen, 

Austausch- und Freiwilligendienste zur Fortschreibung der BMZ-Engagementstrategie.

ENSA: Entwicklungspolitisches Schulaustauschprogramm der Engagement Global gGmbH 

im Auftrag des BMZ.

ENSA-Schulpartnerschaften bieten Jugendlichen ab 14 Jahren die Chance, die 17 Ziele für 

nachhaltige Entwicklung und globale Unterschiede zu erleben. Mit seiner Expertise für 

Partnerschaften zwischen Schulen aus Deutschland und Ländern in Afrika, Asien, 

Lateinamerika und Südosteuropa finanziert und begleitet ENSA 2026 neue und bestehende 

Schulpartnerschaften. 

Förderprogramm Entwicklungspolitische Bildung (FEB)

Es werden seit 2004 Projekte der entwicklungspolitischen Bildung gefördert, die sich u.a. an 

Kinder und Jugendliche im schulischen sowie außerschulischen Kontext richten. Ziel ist, die 

jungen Menschen zu einer kritischen Auseinandersetzung mit entwicklungspolitischen 

Anliegen zu befähigen. 

Förderprogramm Engagiert die Welt gestalten 

Es werden Projekte der entwicklungspolitischen Bildung gefördert, welche von 

zivilgesellschaftlichen bzw. gemeinnützigen Organisationen durchgeführt werden. Kinder 

und Jugendliche im schulischen und außerschulischen Bereich sind hierbei eine Kern-

Zielgruppe innerhalb der durchgeführten Projekte. 



Schulwettbewerb zur Entwicklungspolitik „Alle für EINE WELT für alle“

Schülerinnen und Schüler aller Schulformen und -klassen und ihre Lehrkräfte werden seit 

2003 alle zwei Jahre zur Auseinandersetzung mit Themen globaler Entwicklung aufgerufen. 

Der Wettbewerb hat das Ziel, den Lernbereich globale Entwicklung im Unterricht aller 

Jahrgangsstufen, Fächer und Schulformen zu unterstützen und Kinder und Jugendliche für 

die Nachhaltigkeitsziele zu sensibilisieren und zu aktivieren. 

Globale Entwicklung in der Schule

Implementierung einer Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) unter besonderer 

Berücksichtigung der globalen Perspektive in Schulen durch den Orientierungsrahmen 

Globale Entwicklung. Bei Veranstaltungen und verschiedenen Prozessen werden 2026 u.a. 

Schülervertretungen eingebunden.

BMWSB Urbane Liga – Bündnis junger Stadtmacherinnen und Stadtmacher

Mit der  Urbanen Liga – dem Bündnis junger Stadtmacherinnen und Stadtmacher –  

unterstützt das Bundesbauministerium  die Mitwirkung junger Menschen in der 

Stadtentwicklung. Die jungen Menschen beraten das Ministerium u.a. in Bezug auf eine 

gemeinwohlorientierte und jugendgerechte Stadtentwicklung.



Kriterien zur weitreichenden Barrierefreiheit der Bahnsteige deutschlandweit und nach Bundesländern aufgeschlüsselt Stand Dezember 2025*

Bundesland
% Bahnsteighöhe 

entspricht ≥ 55cm

% stufenfreie Erreichbarkeit 

des Bahnsteigs

% -taktiler Weg zum 

Bahnsteig 

% -taktiler Leitstreifen 

auf dem Bahnsteig
% Lautsprecher % FIA % Stufenmarkierung

% Taktile 

Handlaufschilder
% Wegeleitsystem

Deutschlandweit 72% 88% 68% 68% 99% 99% 98% 80% 97%

Bundesland Baden-

Württemberg 73% 91% 85% 67% 100% 100% 99% 82% 100%

Bundesland Bayern 61% 85% 56% 61% 98% 99% 99% 75% 99%

Bundesland Berlin 100% 97% 54% 91% 100% 100% 100% 89% 96%

Bundesland Brandenburg 79% 94% 82% 82% 100% 100% 97% 87% 99%

Bundesland Bremen 96% 89% 100% 85% 100% 100% 100% 93% 100%

Bundesland Hamburg 100% 89% 92% 92% 100% 100% 100% 84% 100%

Bundesland Hessen 70% 84% 59% 59% 99% 99% 98% 78% 93%

Bundesland Mecklenburg-

Vorpommern 73% 94% 81% 84% 100% 100% 99% 77% 94%

Bundesland 

Niedersachsen 90% 95% 91% 88% 100% 100% 97% 84% 100%

Bundesland Nordrhein-

Westfalen 83% 88% 63% 64% 99% 99% 98% 87% 96%

Bundesland Rheinland-

Pfalz 68% 85% 64% 64% 96% 99% 99% 78% 93%

Bundesland Saarland 66% 74% 60% 58% 97% 99% 100% 80% 98%

Bundesland Sachsen 59% 88% 61% 60% 100% 100% 99% 77% 97%

Bundesland Sachsen-

Anhalt 67% 87% 48% 69% 100% 100% 100% 72% 96%

Bundesland Schleswig 

Holstein 92% 98% 92% 90% 97% 97% 92% 70% 100%

Bundesland Thüringen 55% 83% 56% 65% 99% 99% 98% 83% 97%

*) vorläufige Angaben, die Verifizierung der Daten zum Stichtag 01.12.25 ist noch nicht abgeschlossen
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